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Kinleitung. 



Begriff und Bedentnng. 

Nach dem Art. 31 der Verlassung des Kantons St. Gallen 
von 1891 dürfte die Definition des Expropriationsrechtes, wie 
es in unserm Kanton ausgeübt wird, ungefähr so lauten: 

Das Expropriationsrecht ist das Recht, die Abtretung oder 
Belastung jeder Art unbeweglichen Gutes gegen volle, streitigen- 
talls durch den Richter festzusetzende Entschädigung zu fordern, 
wo es das öffentliche Wohl erheischt. 

Bei dieser Definition sind zu unterscheiden der Träger 
des Rechtes, dessen Inhalt und Grund. Als Träger des Rechtes 
wird keine bestimmte Person genannt, somit kann verfassungs- 
gemäss jedes Rechtssubjekt, d. h. jede Person, natürliche oder 
juristische, Träger des Rechtes der Expropriation sein. 

Der Inhalt des Rechtes besteht darin, dass die Abtretung 
oder Belastung von unbeweglichem Gute gefordert werden 
kann. Als notwendiges Aequivalent dieses Rechtes besteht die 
Pflücht der Enschädigung. Die Verfassung von St. Gallen ist 
somit ausgesprochene Gegnerin der Theorie, welche die Ex- 
propriation als einen Kauf darstellt, und steht auf dem richtigen 
Standpunkte, indem sie Expropriation und Kauf als zwei 
wesentlich verschiedene Rechtsinstitute behandelt. Auch vom 
Tausche ist die Expropriation ganz verschieden, wiewohl das 
Gesetz über Bodenaustausch bei Gewässerkorrektionen vom 
8. Februar 18t)6 zu einer irrigen Annahme verleiten möchte. 
Hier wie in allen Expropriationsfällen wird ein einzelner zu 
Gunsten der Allgemeinheit geschädigt. Da die Entschädigung 
aber nicht in Geld, sondern in der gleichen Art von Gut be- 
steht wie das weggenommene, so spricht man landläufig wohl 
von Tausch, obwohl ein juristisches Merkmal des eigentlichen 
Tausches, der Vertrag, keineswegs vorhanden ist. 
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Wenn in der Verfassung nur von unbeweglichem Gute 
gesprochen wird, so ist damit nur die Regel bezeichnet, nicht 
aber der notwendige Ausschluss des beweglichen Gutes. Die 
Mobilien sind nur soweit ausgeschlossen, als nicht specielle 
Gesetze sie ausdrücklich als mögliche Objekte der Expro- 
priation bezeichnen. — Als Belastung unbeweglichen Gutes 
ist laut Art. 1 des Expropriationsgesetzes von 1898 anzusehen 
sowohl die Abtretung bestehender, als auch die Einräumung 
neuer dinglicher Rechte an fremden Grundstücken. Nicht zum 
Expropriationsrechte gehören dagegen einige gesetzliche Be- 
stimmungen über Aufhebung von Rechten wie der Zehnten, 
der Tritt- und Trattrechte, der Holzberechtigungen in Wäldern. 
Diese Fälle unterscheiden sich von den Expropriationsfälleii 
aucli durch ein besonderes, wenngleich ähnliches Verfahren. * 
Gleichgiltig ist, ob die Abtretung und Einräumung von Rechten 
bleil »enden oder nur vorübergehenden Charakter haben, wäh- 
rend die Abtretung des unbeweglichen Gutes durchaus blei- 
benil sein muss. Zu letzterem bemerkt der Kommissionsbericht 
vom 14. November 4897: 

«Wir haben bei der Abtretung von unbeweglichem 
Eigentum von der Aufnahme der Pflicht zur vorübergehenden 
Abtretung Umgang genommen, weil wir ein Bedürfnis hierfür 
nicht einsahen und anderseits den Eingriff als einen zu schwer 
wiegenden erachten mussten.» 

Den Rechtsgrund der Expropriation bildet das «öffentliche 
Wohl», das Wohl der Gesamtheit im Gegensatze zum Wohle 
des Individuums. Dieses öffentliche Wohl wahrzunehmen, 
dessen Hindernisse aus dem Wege zu räumen, ist die Aufgabe 
des Staates, ohne deren Erfüllung er keine Existenzberechti- 
gung besässe. In erster Linie wird nun das öffentliche Wohl 
dadurch gesichert, dass Rechte und Pflichten der einzelnen 
genau abgegrenzt, dass Uebergriffe nicht geduldet werden, 
dass vor allem das Privateigentum als unverletzlich erklärt 
wird. Dieser Grundsatz erleidet jedoch, eben wieder um des 
öffentlichen Wohles willen, eine Ausnahme durch die in gleichem 
Artikel* sich findende, verfassungsgemässe Festsetzung des 



Vgl. Sieber, p. 6.; Weiss, p. 82. 

Art. .81. 



^ Art. 81. 
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Expropriationsrechtes. Ueber die Notwendigkeit (fieser Aus- 
nahme spricht sich der Koramissionsbericht vom 14. November 
1897 also aus: 

« Der Grundsatz der Unverietzlichkeit des Privateigentums 
ist das Fundament unserer heutigen Gesellschaftsordnang, ein 
Ausfluss des Gedankens, dass gewisse dem Individuom als 
solchem kraft seiner Persönlichkeit zustehenden Rechte durch 
die Zusammenfassung der Individuen^ Staat genannt, nicht 
zerstört werden dürfen, sondern in einem gewissen Umfange 
zu gewährleisten sind. Aber nur in einem gewissen Umfange. 
Das Eigentum, das seinem Begri£Fe nach die schrankenlose, 
ausschliessliche Herrschaft über eine köjperiiche Sache ist, 
kann vom Staate nicht in dieser schrankenlosen Ausdehnung 
gewährleistet werden. Es liegt im Wesen des Staates, d«iss 
ein unbedingter, durch nichts gemässigter Individualismus 
gleichbedeutend wäre mit der Auflösung des Staatsorganisnms ; 
eine staatserhallende Gesetzgebung wird daher den Indivklualis- 
mus durch diejenigen Forderungen einzudämmen wissen, deren 
Realisitirung für das Wohl der Gesamtheit unerlässKch und 
förderlich ist.» 

Der Bericht der Kommissionsmajorität vom 16. Novembcir 
1846 enthält ebenfalls eine kurze Begründung des Expro- 
priationsrechtes in den Worten: 

«Das individuelle Eigentumsrecht ist allerdings das Uj- 
sprüngliche, deswegen muss aber auch ein Gesetz dazwischen 
treten, um zu verhüten, dass das Einzelrecht nicht als schäd- 
liche Gewalt gegenüber dem Recht des Ganzen sich ausbilde. » 

Eine andere, etwas sonderbare Begründung des Expn>- 
priationsrechtes in einem einzelnen Falle gibt der Regierungs- 
rat, indem er schreibt:^ 

«Dabei erachten wir es als ein Gebot der Zweckmässigkeit 
und Billigkeit zugleich, dass der Begriff des öffentlichen Wrtiles 
möglichst weit gefasst werde. Wenn man von denjenigen, 
welche Wasserkräfte ausbeuten wollen, Opfer verlangt, so wird 
man ihnen dafür auch ein gewisses Aequivalent bieten müssen. 
Ein solches erblicken wir in der Gewährung des Expropriations- 
rechtes. » 



> Botschaft vom 11. Mai 1893. 
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Das öffentliche Wohl deckt sich selbstverständlich niemals 
mit dem Privatinteresse eines einzelnen. In der Beschränkung 
der Expropriation auf solche Fälle, wo es das öffentliche Wohl 
erheischt, «liegt eingeschlossen, dass nicht bloss das Privat- 
interesse eines einzelnen vorhanden sein dürfe, um eine solche 
Anwendung des Expropriationsrechtes gegen einen dritten zu 
rechtfertigen, sondern dass jedenfalls eine erhebliche Summe 
von öffentlichen Interessen mit in Frage liegen muss.» * Keine 
Verletzung dieses Grundsatzes bedeutet es, wenn einer Klasse 
von Menschen behufs Besserung ihrer Verhältnisse das Ex- 
propriationsrecht verliehen wird, wenn auch in der Folge 
ein einzelner bloss um eines persönlichen Vorteils willen die 
Anwendung des Rechtes geltend macht. Der Regierungsrat 
schreibt darüber:* 

«Oder sollte letzteres (Nichtanwendbarkeit des Expro- 
priationsrechtes) etwa deshalb der Fall sein, weil das Sträss- 
chen vorläufig nur zu Gunsten eines einzigen Grundbesitzers 
erstellt worden ist? Einer solchen Auffassung steht der klare 
Inhalt von Art 4 und 7 des mehrfach zitierten Gesetzes (über 
Güterstrassen) entgegen. Jedes einzelne Grundstück soll nach 
der ganzen Tendenz des Gesetzes möglichst ertragreich ge- 
macht weiden können. Es hätte auch in der That keinen 
Sinn, einen zufällig in einer Hand liegenden Grundbesitz von 
beispielsweise 50 Hektaren die Wohlthat des Gesetzes zu ver- 
sagen, während dieselbe Grundstücken, welche zusammen 
kaum 40 Hektaren betragen würden, bloss aus dem Grunde 
zu Nutzen kommen sollte, weil eine Mehrheit von Eigentümern 
vorhanden sei.» 

Das Erfordernis des öffentlichen Wohles ist nicht vor- 
handen bei blosser Annehmlichkeit, Diesen Standpunkt der 
allgemeinen Rechtslehre betonte auch der Regierungsrat gegen- 
über einer Schulgemeinde: ^ 

«Die evangelische Schulgemeinde in H., im Begriffe ste- 
hend, ein neues Schulhaus zu bauen, stellte durch ihren 
Schulrat die Einfrage, ob sie nicht kompetent sei, das unmittel- 



* Kommissionsbericht vom 29. November 1892. 

' Bolschaft betx. Rekurs Good-Heussi vom 31. Mai 1879. 

' Amtsbericbt des Regierungsrales vom Jahr 1877, p. 27. 
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bar in der Nähe des Bauplatzes gelegene Steinlager des B. A. 
zum Materialbezug auf dem Eypropriationswege in Anspruch 
zu nehmen, um Mehrkosten zu ersparen, wenn die Bausteine 
aus entfernten Lagern transportiert werden müssten. Wir 
reskribierten: die Ersparung solcher Mehrkosten bilde keinen 
Titel zur Zwangsenteignung.» 

Zum Schlüsse sei noch erwähnt, dass die St Galler Gesetze 
sich nicht mit dem Staats- Notrechte befassen, «kraft dessen 
der Staat befugt sein muss, in gewissen Notlagen, wie Krieg, 
Wasser- und Feuernot zur sofortigen Besitzergreifung privaten 
Gutes, ohne' Beobachtung eines gesetzlichen Verfahrens, zu 
schreiten.» ^ 



* Komraissionsbericht vom 14. August 1897. 



I. KAPITEL. 

Geschichte und Quellen. 



1. Die Zeit Tor 1831. 

Wie überhaupt in der ganzen Schweiz, so darf auch im 
[on SL Gallen die Entwicklung des Expropriationsrechtes 
späte genannt werden. Der Anfang der Ausbildung dieses 
ernen Institutes datiert erst vom Jahre 1835, während es 
e verfassungsrechtliche Grundlage i83i erhielt. Früher 
ito man bei uns die Ausdrücke uExproprtaüon> oder 
;e^ung» gar nicht, und trotzdem konnte ihrer das öfTent- 
! Leben nicht entbehren, wie wir aus allerdings spärlichen 
:eichnungen noch erfahren. Die wenden Anhaltspunkte, 
ich bei meinen Forschungen gefunden, will ich in folgen- 
zur Darstellung bringen. 

Während in Deutschland die Expropriation zuerst bei den 
fwerken auftaucht,' so scheint unser Gonzenbergwerk 
es Mittels nicht bedurft zu haben. Am frühesten kam es 
I im Strassenwesen zur Anwendung. Die alte Flawyler 
ung von 1472 enthält folgenden Artikel:' 
citem / wo Land Strassen zwischen Guetern an hin gand / 
lond die Anstösser ain andern die helffen gut machen / 
die Strassen in ehren hau / und die geben nach Notdurfll / 
; meniglich gefaren und gegon kunns / Welcher aber das 
thet / und nicht hulffe machen vie obstätli / vurd dem 

* sin gut gelarn / den Schaden sol er selber han / und 
man ihm gebietten / dass er sim Anstösser helffe den 
; machen wie obstat / haut aber ainer nit ain Anstösser / 

' Vgl Sieber: Das Recht der Expropriation. 

* SUtts-Ar(dilv SL Gallen Band 74 p. 842. 
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und dass es baidenthalb sin ist / so sol ers allein buwen und 
gut machen / wo aber Erd ßrüstlnen oder Schlipfinen oder 
Wassergüssinen die Weg zergangtint oder wo ein Strauss über 
ain Gemain merck giengi / oder über Wasser / da soll ein 
gantz Gemein helffen wegen / und die in eren han / und soll 
man ihnen das gebieten aym an dryschillig pfening / und ye 
höcher / und ye höcher bis es geschieht / . Der Artikel ist 
von ihnen guetlich ufTgenommen.« 

Solche und ähnliche Artikel finden sich noch in vielen 
andern Ofihurigen. Ueberall wird zwar nicht vom Bau der 
Strassen, wohl aber von ihrem Unterhalte gesprochen. Der 
Verpflichtete ist gehalten zur unentgeltlichen Lieferung von 
allerlei Material, wie Erde, Kies, soweit es für den richtigen 
Unterhalt notwendig ist. 

Expropriationen anderer Art enthalten die Ofl^nung von 
Kirchberg von 1515 und das Zuchtbuch und Mannsbuchrodel 
von Pfäfers aus dem Jahre 1523 und später.^ Die Öffnung 
von Kirchberg sagt: 

«Item, ob es sich begeh, dass ainer zuo Kylperg, ain huss 
buwen welti, unnd kain echusshoffstat hetti, der sol zuo aim 
herren oder sinem Statthalter keren, und ainer hoffstatt be- 
geren, und dann sol ain herr oder Statthalter ain hofaman 
oder ainen andern gen Kylchperg ordnen, derselbig sol dann 
mit den hofgenossen helfen ain echofstatt machen, und ussgon, 
die aim herren an sinen güetern, dessglich den hoffigenossen 
an jren güetern am unschedlichosten sige an steg und veg, 
und von derselbigen hoffstat soll dann ainer nit witer dann 
zwo hennen schuldig sin all jar zerichten, derselbig sol och 
nit mer dann vier hopt vech han ungefährlich, welicherley er 
wil, und das mag er triben wo ain kelhofer mit sim vich uf 
die brach und in die heim tribt ungefährlich. 

Item, welicher aber aigene güeter zuo Kylchberg hetti, 
und ain huss nothturfflig were zemachen, der sol uf sine 
aigene guter buwen, unnd ist man im nit schuldig kain hoff- 
stat uss zegandt. » 

In § 77 bestimmt das Zuchtbuch von Pfäfers über die 
<* Wässerung deren güetern » : 

* Entnommen aus Grimm, Weistümer I. p. 207 und VI. p. 376. 
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«Ein ieder soll gewalt haben sein wisz oder güeter zu 
wässeren durch alle alte Wassergräben, es seien gleich wehi- 
oder krautgerten, dem anderen iedoch mit mendestem schaden, 
neue Wasserleitungen sollen nach erkantnus mehreren nutzens 
oder Schadens befördert oder verhindert werden, am bergen 
aber, oder wo schlipf und rüzzi gefahr, soll es zu allen zelten 
aberkent und verbotten sein.» 

Ohne Zweifel enthält den Expropriationsgrundsatz auch 
folgendes Urteil, gegeben von den Gesandten der 4 Orte 
Zürich, Luzern, Schwyz und Glarus in einem Rechtsstreite 
zwischen Abt Diethelm (1530 — 1564) und den Rorschachern : ^ 

X. Art. Unnd alssdann von wegen dess zechenden unnd 
letzten Artickels, anträffend die fry Lanndtstrass zuo Roschach, 
do unser gnädiger Herr von Sankt Gallen, Amman Rotmunden 
umb ettwas darin zebuwen erloupt: dargegen die von Roschach 
sinen Fürstlichen Gnaden das recht darumb dargeschlagen 
etc. Do unser gnädiger Herr von St. Gallen nit eins guet- 
lichen Spruchs, sonder von uns einer rechtlichen Urteil begert: 
Haben wir unns nach beider theillen getonen Rechtsatz zuo 
Recht erkennt und gesprochen : Das die fry Rych- oder Lannd- 
strass zuo Roschach unnserm guetigen Herren von St. Gallen, 
als rechtem Lanndsfürsten von der Oberkeit wegen zuoge- 
hörig sin unndt das sin Fürstlich Gnad von der hochen Ober- 
keit wegen gwalf, fuog und recht haben, doran und dorinn 
zebuwen erlouben nach Irer Gnaden willen und gefallen. 
Sovie aber antrifft verleggung oder verschlachung der Strass, 
solche uff- und dannen zethuon, mögent die von Roschach an 
acht Schilling Pfenning gebietten, wie von alterher, und wer 
nit gehorsamm, denselben darumb straffen.» 

Zu einem weitern Spruche der vier Stände gab Anlass 
die örtliche Lage des Klosters St. Gallen. Da es rings von 
der Stadtmauer umgeben war, musste der ganze Verkehr des 
Stiftes nach aussen durch die Stadtthore gehen. Als nun die 
Bürger durch die Vertreibung der Hugenotten aus Frankreich 
erbittert wurden, setzten sie dem bisher freien Verkehr einige 
Schranken. Dies wollte sich Abt Othmar nicht gefallen lassen 
und erwirkte trotz Beweis ihres Rechtes durch die Stadt von 



» Stifts-Archiv, Band 1260 p. 891. 
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den vier Ständen im Jahre 1566 einen Spruch, welcher ihm 
das Recht gab, durch die Stadtmauer ein eigenes Thor zu 
brechen. So entstand das St. Karls Thor.* 

An dieser Stelle dürften auch folgende Worte erwähnt 
werden, welche einem von den vier Schirmorten des Stiftes 
im gleichen Jahre festgesetzten Vertrage zwischen dem Stift 
und der Stadt entnommen sind:* 

«Wenn auch diese alte Ringmauer auswendig gegen die 
Gärten vor dem Müllerthor hin presthaft wird, und Bauen von 
nöten wäre, oder dass man Widerstreben daran machen 
müsste, so sollen unsere lieben Eidgenossen unserm gnädigen 
Herrn von St. Gallen Raum und Platz geben und genugsam 
vergönnen, die Steine und das Zeug zum Bau daherumb zu 
legen und sein Gnaden den Bau nit zu verhindern, auch Platz 
geben, die Widerstreben zu machen.» 

Wie diese wenigen Beispiele zeigen, wft- man im 16. 
Jahrhundert von eineni 'System der Enteignung noch weit 
entfernt. Man half sich in jedem einzelnen Falle, so gut es 
ging. Sehen wir uns nun im 18. etwas um, so bemerken wir, 
dass zwei Jahrhunderte auf diesem Gebiete wenig oder gar 
keinen Fortschritt machten. Der Macht gehngt es allerdings 
oft, da und dort ihren Willen durchzusetzen gegen mehr oder 
weniger grosse Zugeständnisse, zum Teil mit Gewalt, aber 
ein Recht dazu ist noch nirgends zu finden. 

■ * Als der Abt von St. Gallen den Bau einer Wagenstrasse 
durch den HummeJwald beschlossen hatte, überbrachten die 
interessierten Anwohner seinem Abgeordneten eine Reihe von 
Bedenken. Rink suchte alle diese Bedenken dadurch zu ent- 
kräften, dass er allen Benachteiligten unparteiische Schätzung 
und Vergütung des Schadens versprach. Zudem aber erklärte 
er, dass der Bau der Strasse beschlossen sei und somit aus- 
geführt werde. ^ • 

Zuweilen wurden mit den Besitzern von Grund und Boden 
zum Voraus gütliche Abkommen unter verschiedenem Titel 
getroffen. So berichtet das Tagebuch des P. Honorat Beyer 



' Vgl. von Arx, Geschichten des Kantons St. Gallen Band III. p. 98. 

* Stifts-Archiv D. 1003 fol. 247. 

» Acta Doggenburgica anni 1699 Tomus XXXIII fol. 48 u. 49. 
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im Hof ^ vom 25. September 1773 betreffend die neue Strasse 
von Rorschach nach Staad: 

« Habe durch unparteiische Schätzer . . . mit Jakob Hötten- 
moser, Metzger und Adlerwirt, Boden ausgetauscht für die 
neue Strass. Der Boden von dem Hüttenmoser war ungefähr 
Vi Juchart Wieswachs mit 12 . . Bäumen, so hinweg gehauen 
worden, wie auch eine Brunnstuben allda, sambt der alten 
Strass. Für dieses waren ihm vom Gotteshaus abgetreten 
vorden der Acker Nunnenbüchel, ob dem St. Scholastica 
Gotteshaus, so ausgemarket ungefähr 7* Juchart Ackerfeld, 
ledig und los, ausserträttig das Gässle in See wurde auch ze- 
dieret anstatt der alten Strass : die Brunnstuben wird die 
Statthalterei das erste Mal . . . ohne Entgeld des Hüttenmoser 
einfassen : inskünftig aber solle Hüttenmoser in seinen eigenen 
Kosten erhalten und reparieren. » 

Unterm 30. Oktober 1773 schreibt P. Honrat: «Habe ein 
Stück Wieslein zur neuen Strass genommen, laut Verlehnungs- 
zedel so er bei Händen nichts vergütet, wohl aber minder 
Bodenzins auf Lichtmess 1775 zu geben angesetzt, der Verleh- 
nungszedel soll im übrigen in seinen Kräften verbleiben.» 

Unterm 19. Juni 1774 ist folgender Kaufzeddel eingetragen : 

« Wir Endesunterzeichnete bekennen hiermit, dass wir mit 
Bewilligung unseres Vogtes dem Titl. H. Statthalter P, Honorat 
Beyer im Hof ein Stücklein Gut zu der neuen Strass nach 
unparteiischer Schätzung teils zu tauschen, teils zu kaufen 
gegeben, und dafür ausgerichtet und bezahlt worden per 56 
Gulden, mithin ein sothanes Stücklein Gut abtreten. t> 

Dass es nicht immer solche gütliche Ausgleiche gab, 
beweist folgende Stelle aus dem gleichen Tagebuche. Ein Herr 
Bayer von Rorschach fragte den P. Honorat, was er ihm anstatt 
des Hengerts ersetze. «Die Antwort war: Nichts. Ob sie denn 
einen öffentlichen Weg dem I^ndesherrn. versperren wotten? 
Was für eine Ungeschicklichkeit dieses sei, was sie für ein 
schlechtes Zutrauen auf ihre Obrigkeit haben, und ob sie mit 
derselben zu Markt gehen wollen?» Damit war die Sache 
abgethen. 



StiftvArchiv Band 1280. 
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Mit militärischem Schneid überrumpelte die damals schon 
als etwas halsstarrig bekannten Rheinthaler der Obervogt von 
Saylern, indem er durch ein plötzliches Aufgebot jeglichem 
Versuch eines Widerstandes zuvor kam. Unterm 42. Januar 
1786 schreibt er selbst an den Vogteiverwalter in Feldkirch :^ 

(iNun ist zwar Euer Wohlgeboren bekannt, dass hiesiger 
Enden die Angehörigen zu solchen Unternehmungen sehr 
schwer anzuhalten sind, doch nahm ich in Erwägung des all- 
gemeinen beidseitigen Nutzens letzten Herbst von der ganzen 
hierseitigen Strass bis an den Rhein den Augenschein, steckte 
bis ins Dorf Griessern einen bequemen, viel nähern Weg aus, 
und gab Befehl, dass die ganzen benachbarten Rhoden Die- 
polzau und Griessern in etlich hundert Mann bestehend so- 
gleich die ausgesteckte neue Strasse machen müssen, wovon 
nun weit der grösste Teil fertig ist.» 

Auch im Nachbarrechte lebte der Expropriationsgrundsatz 
schon vor seiner gesetzlichen Fixierung im Rechtsbewusstsein 
des Volkes. In Sachen Heer und Messmer in Rheineck gegen 
Zoller* wegen eines Weges von dem Rebberg ersterer durch 
das Gut letzterer haben Heer und Messmer als ersten Grund 
angegeben, dass sie keinen anderen Zugang als durch das 
ZoUersche Gut hätten. Die Zoller bestreiten nur die faktische 
Richtigkeit dieses Argumentes, wenden sich aber keineswegs 
gegen dessen rechtliche Bedeutung. 

Den Mangel einer gesetzlichen Regelung der Expropriation 
musste Abt Beda von St. Gallen unangenehm erfahren, als 
er um das Jahr 1773 von Rorschach nach Wil eine neue 
Heerstrasse anlegen wollte. Das so gemeinnützige, notwen- 
dige Werk kam nur dadurch zu Stande, dass der nicht gerade 
sehr sparsame Abt den ausschweifenden Forderungen der 
Güterbesitzer nachgab.^ 

Von bedeutendem Einfluss auf die Entwicklung des Ex- 
propriationsrechtes im Kanton St. Gallen ist ohne Zweifel die 
Linthkorrektion gewesen. Wenn auch ihre Regelung nicht 



» Süfls-Archiv Rubrik CXXII. Fase. 16 No. 68. 
2 Stitts-Archiv Rubrik CXXII Fase. 16 No. 37. 
» Von Arx Band lU p. 621. 
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kantonal, sondern eidgenössische Sache war, so brachte sie 
doch in den Kanton St. Gallen, dessen Gebiet sie vorzugsweise 
angehörte, die Ueberzeugung von der Notwendigkeit gesetz- 
licher Normen über das Expropriationswesen. Es dürfte am 
Platze sein, hier einiges aus den Tagsatzungsabschieden über 
dieses hochwichtige Werk anzuführen. Die Begründung, mit 
welcher Glarus und St. Gallen das Eingreifen der Eidgenossen- 
schaft verlangten, findet sich im Tagsatzungsabschied von 
4803, § 58 folgendermassen: 

« Am 4. August 4803 haben die Gesandtschaften der Stände 
Glarus und St. Gallen der Tagsatzung gemeinschaftlich die 
bedauernswürdige Lage vorgetragen, in welcher sich die Ge- 
genden von Wallenstadt, Weesen, Sargans, Utznach und zum 
Teil auch die March und Reichenburg durch die Ueberschwem- 
mungen der Linth und den gehemmten Abfluss des Wallen- 
stadter Sees versetzt finden, wodurch bereits die blühendsten 
Wiesen und Felder in Moräste verwandelt, und die Einwohner 
selbst von den giftigen Ausdünstungen auf einen solchen Grad 
angegriffen waren, dass die Zahl derselben schon beträchtlich 
abgenommen, und das Menschengeschlecht aber noch mehr 
ausgeartet habe.» 

Der Tagsatzungsabschied von 4804 § 45 enthält unter an- 
derm folgende Bestimmungen : 

«6. Der Landammann der Schweiz ernennt ferner einen 
Schatzungskommissär, welchem die Kantone Schwyz, Glarus 
und St. Gallen jeder zwei Kommissarien beiordnen; diese 
werden in Eid und Pflicht genommen und haben vor der 
technischen Ausführung der Unternehmung folgende Arbeiten 
zu vollführen: 



d. Sie kaufen das für die Unternehmung erforderliche 
Land um den wahren innern Wert für dieselbe an. 



40. Zur Möglichmachung dieser Unternehmung sowohl, 
als^zur Sicherung und Auseinandersetzung der Eigentums- 
rechte, die bei derselben in Anregung kommen, werden fol- 
gende Rechtssätze festgesetzt: 
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a. Es kann kein Land, das zu dieser Unternehmung not- 
wendig ist, derselben gegen volle Bezahlung seines wahren 
Wertes abzutreten verweigert werden. 

b. Alles Land, welches bis zur Zeit der Unternehmung 
von dem Gewässer des Wallensees und der Linth beständig 
eingenommen und vollkommen unbrauchbar gemacht wird^ 
fällt derselben durch die Austrocknung gänzlich anheim, ohne 
dass die Besitzer von Verschreibungen und Hypotheken auf 
dieses Land, welches ohne die gegenwärtige, wohlthätige Un- 
ternehmung zu keinen Zeiten wieder nutzbar geworden wäre, 
jemals irgend einen Anspruch mehr darauf machen können.» 

Diesem Tagsatzungsbeschluss wurde in St. Gallen Aner- 
kennung verschafft durch das Dekret vom 12. September 1804: 

«Es soll kein Land, das zu dieser Unternehmung not- 
wendig ist, derselben gegen volle Bezahlung seines wahren 
AVertes abzutreten verweigert werden können.» 

Tagsatzungsbeschluss und Dekret sind insofern noch be- 
merkenswert, als sie ohne Zweifel die Expropriation als einen 
erzwungenen Kauf auffassen. 

Schon im folgenden Jahre erhielt der Kanton St. Gallen 
das erste Gesetz, welches für den einzelnen Fall die Expro- 
priation einführte. Es ist das Gesetz betreffend die freie 
Benutzung des Griens oder Kieses zum Unterhalte der Land- 
strassen, vom 20. Mai 4805. Von dessen Inhalte wird im 
Abschnitt über das materielle Recht die Rede sein. 

Als grossen Fortschritt muss man bezeichnen den Be- 
schluss des Regierungsrates über Strassenbau und Strassen- 
korrektion von Lichtensteig bis nach Gams, vom 8. Mai 1828. 
Da dieser Beschluss, der sich liest wie ein auf einen speciellen 
Fall zugeschnittenes Expropriationsgesetz, die ersten austühr- 
lichen Bestimmungen über Expropriation enthält, so lohnt es 
sich, dieselben zur Kenntnis zu bringen. Sie lauten: 

«Art. 3. Alle zur Herstellung dieser Hauptstrasse erfor- 
derlichen Abtretungen von Boden sollen nach dem bisherigen 
Reinertrag in billiger Schätzung vergütet werden. Bei dieser 
Schätzung müssen allfällige Beschwerden, z. B. bedeutende, 
neu herzustellende Hagungen, oder Seitenwege etc., sowie 
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abgehende Fruchtbäume mit in Anschlag genommen und dafür 
billige Vergütung geleistet werden. 

Art. 4. Wo es immer thunlich ist, sollen Fuss-, Schleif- 
und Winterwege in die neue Strasse verwiesen werden. In 
solchen Fällen soll dem Pflichtigen Anstösser hierfür das ge- 
bührende an seinem Schatzungsbetrage abgezc^en und von 
andern eine angemessene Entschädigung geleistet werden. 

Art. 5. Um den Wert des Bodens auszumitteln, werden 
folgende Preise für ein Quadrat-Klafter von 6 Schuhen ange- 
nommen, nämlich: 

Für Wiesen 8—16 kr. 

» Aecker ....... 4—12 kr. 

» Torfboden 3—10 kr. 

» Streu- und Rietboden . . 4—12 kr. 

» Weidgang 2—8 kr. 

» Waldboden 1 — 4 kr. 

)) öde Heiden Nichts. 

In jenen Fällen jedoch, wo durch den Strassenbau den 
Eigentümern von Waldboden ein neuer, bisher nicht vorhan- 
dener Weg zu vorteilhafterem Absatz ihres Holzes geöffnet 
wird, ist für solchen Boden keine Entschädigung zu leisten. 

Für Gams wird unter dem Wald für den besten Wies- 
boden 24 kr. und für das beste Ackerfeld 18 kr. angenommen. 
Wegen Bewerbungskosten ist dann aber kein Abzug zulässig. 

Art. 6. Der höchste Schatzungspreis soll nur in jenen 
Fällen zur Berechnung der Entschädigungssumme in Anwen- 
dung kommen, wo die beste Qualität Boden unter Umständen 
geliefert wird, durch welche die Einbusse des Grundbesitzers 
zur möglichst grössten wird. Dieser nämliche Grundsatz soll 
auch bei Abschätzung des an Qualität gleichen Bodens von 
geringerem Werte beobachtet werden. 

Art. 7. Für Gärten bei oder zu Häusern soll der beste- 
hende Kaufpreis nach billigem Massstabe berücksichtigt wer- 
den; ebenso bei unausweichlicher Wegschaffung von Gebäuden, 
wobei jedoch die Schleifungskosten zu-, der Wert des Mate- 
rials aber abgerechnet werden muss. 

Art. 8. Unentgeltlich ist zum Strassenbau der erforder- 
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liehe Boden, sowie im Fall des Bedürfnisses auch das auf 
demselben befindliche Holz zu überlassen: 

von dem Staat, 

von der beitreffenden Gemeinde, 

auch von Besitzern von Almeinden und Freiplätzen. 

Alte, abgehende Strassen, Gassen und Wege fallen den 
dermaligen Baupflichtigen zu. 

Art. 12. Dieselben Kommissionen (Strassenbaukommissio- 
nen) werden die Ausmessung des zur Strasse abzugebenden 
Bodens veranstalten, und dann mit dessen Eigentümern über 
die gehörige Entschädigung einen gütlichen Versuch machen, 
fruchtlosen Falles aber soll eidliche Schätzung eintreten. 

Art. 13. Zu diesen Schätzungen ernennt der Kleine Rat, 
liebst einem Mitghed der Direktionskommission, einen unpar- 
teiischen Vorsteher einer Gemeinde, durch deren Bezirk kein 
Strassenzug angeordnet ist, und einen mess- und bodenkun- 
digen Experten; der Kommission wird ebenfalls aus einer 
nicht beteiligten Gemeinde ein Suppleant beigegeben, der, im 
Falle das zweite Mitglied durch Verwandtschaft oder aus an- 
dern Ursachen in Ausstand fallen würde, statt desselben ein- 
zutreten hat. Sollte dagegen das Mitglied der Direktions- 
kommission in Ausstand kommen, so bezeichnet der Kleine 
Rat ein anderes unparteiisches Mitglied derselben Kommission 
an dessen Stelle. 

Mitglieder und Suppleanten dieser Kommission werden 
eigens hierfür beeidiget. 

Art. 14. Die Schatzungskommission wird sich bei ihren 
Verrichtungen genau nach den in diesem Reglement ausge- 
sprochenen Grundsätzen und Bestimmungen richten. Eine 
zweite Schätzung wird nie statthaben, es wäre denn Sache, 
dass es im betreffenden Falle durch eigenen Beschluss des 
Kleinen Rates angeordnet würde. 

Art. 15. Sowohl die Direktions- als Schatzungskommission 
haben über ihre Verrichtungen ein genaues Protokoll zu führen 
und die letztern den Eigentümern des abzutretenden Bodens 
ebenfalis genaue und den verhandelten Gegenstand vollständig 
angebende Schatzungszeddel zuzustellen. 



t 
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Die Schatzungskosten werden von den Strassenbaupflich- 
tigen und von dem bodenabtretenden Eigentümer gemein- 
schaftlich geti'agen.» 

Dieser interessante ßeschluss regelt ziemlich ausführlich 
die Entschädigung und das Verfahren. Während heute der 
Wertmesser der Entschädigung stets der Kaufpreis ist, so 
kommt er hier nur für Gärten und Gebäude in Betracht; in 
allen übrigen Fällen tritt an dessen Stelle der bisherige Rein- 
ertrag, gewiss nicht ganz mit Reclit, da für den Eigentümer 
der Wert des Bodens nicht allein durch den Reinertrag be- 
stimmt wird. Allerdings wird der Grundsatz bedeutend ab- 
geschwächt durch eine folgende Bestimmung, wonach auch 
andere Umstände berücksichtigt werden müssen. Den heutigen 
Begriffen gänzlich fremd ist die Festsetzung eines Maximums 
und Minimums der Entschädigung für die einzelnen Boden- 
arten und zwar in der Weise, dass das Maximum mindestens 
den doppelten, höchstens den vierfachen Wert des Minimums 
enthält Zum ersten Male tritt uns entgegen die Anrechnung 
in den Artikeln 4 und 5, die sogar bis zur vollständigen Be- 
seitigung der Entschädigung zulässig ist. 

Das Verfahren ist möglichst einfach geordnet. Die Ab- 
tretungspflicht wird durch den Beschluss selbst festgestellt. 
Welcher Boden dieser Pflicht zum Opfer fallen muss, wird 
bestimmt durch die Strassenbau- (Direktions-) Kommission. Die 
Festsetzung der Entschädigung endlich erfolgt durch eine be- 
eidigte, unparteiische, dreigliedrige Schatzungskommission von 
eigenartiger Zusammensetzung, ^ deren Entscheid ordentlicher 
Weise endgiltig ist. Eine letzte Merkwürdigkeit ist die Tragung 
der Schatzungskosten durch Expropriant und Expropriat. 

2. Ton 1831 bis zar Gegenwart. 

Es war selbstverständlich, dass das siegreiche, naturge- 
mäss notwendige Vordringen der Expropriation in der Praxis 
den Gesetzgeber ernstlich beschäftigen musste. Noch bestand 
für den Staat kein geschriebenes, somit auch kein unbedingt 
anzuerkennendes Recht der zwangsweisen Enteignung, «und 

» Art 13. 
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doch war diese für die Förderung der Wohlfahrt des Volkes 
durchaus notwendig, wie man in der letzten Zeit, besonders 
bei der Linthkorrektion gesehen hatte. Die Verfassungsrevision 
von 1834 bot den willkommenen Anlass, die Expropriations- 
befugnis als Grundrecht des Staates dauernd festzunageln. 
Bei den Beratungen des Verfassungsrates von 1834 trug der 
zwölfte Punkt die Ueberschrift: «Benutzung des Privateigen- 
tums für Staatszwecke». Hören wir, was das Protokoll vom 
49. Januar über diese Verhandlung sagt. Es lautet: 

«Allseitig erkannte die Versammlung die Notwendigkeit 
einer daherigen Bestimmung, und niemand stellte in Abrede, 
dass zwar das Eigentum von Privaten und Gemeinheiten für 
öffentliche Zwecke in Anspruch genommen werden möge; 
aber eben so allgemein war die Ueberzeugung, dass solches 
nur in verfassungs- und gesetzmässiger Weise und auch nur 
dann geschehen soll, wenn das Ötaatswohl es mit guten 
Gründen erheischt und gegen hinlängliche Entschädigung. Die 
Ansichten weichen in etwas nur deshalb ab, weil einige dem 
Staate das Recht lediglich in jenen allgemeinen Ausdrücken, 
andere dagegen nur insofern einräumen wollten, als die An- 
sprüche unumgänglich notwendig seien, dass die einen ferner 
dafür hielten, es sei schon jetzt zu bestimmen, dass über 
streitige Entschädigung der Richter zu entscheiden habe, wäh- 
rend andere, zwar gleichen Sinnes, diese Bestimmung dem 
Gesetze selbst überlassen wollten. Und endlich fand man, 
dass zuvor die Unverletzlichkeit des Eigentums der Ausnahme 
gegenüber als Regel festgesetzt werden müsse. Auch fielen 
einzelne Stimmen, die eine Kommission zuvor mit Redaktion 
eines passenden Artikels beauftragen wollten. Durch Abstim- 
mung ward aber dieser letzte Antrag verworfen. In weitern 
Abmehrungen wurde ferner mit grosser Mehrheit beschlossen: 
die Fälle auf das unumgängliche Bedürfnis zu beschränken 
und schon in der Verfassung zu bestimmen, dass streitige 
Entschädigung dem Richter festzusetzen anheim gestellt sei» 
Nach dieser Erledigung der drei Vorfragen wurde die vom 
Bureau entworfene Redaktion mit 403 Stinmien genehmigt 
und demnach folgender 

XXI. Abschluss gefasst: 

2 
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aDas Privateigentum ist unverletzlich. Die Verfassung ge- 
währleistet aber dem Staate das Recht, in Fällen, wo es das 
Staatswohl unumgänglich erheischt, das Opfer eines unbeweg- 
lichen Besiztumes von Privaten oder Gemeinheiten fordern 
au können gegen volle, im streitigen Fall durch den Richter 
zu bestimmende Entschädigung und einzig nach Anleitung 
des Gesetzes, das auch die einschreitenden Behörden zu be- 
zeichnen hat.» 

Eine andere, von einem Mitglied vorgelegte Redaktion, 
folge ndermassen lautend : 

(.(Die Verfassung sichert die Unverletzlichkeit des Eigen- 
tums oder die gerechte, in streitigem Fall dem Richter 
unterliegende Entschädigung für unbewegliches Gut, dessen 
Aufopferung das Gesamtwohl unausweichlich erfordern soll ; » 
erhielt 20 Stimmen. 

Obiger XXI. Abschluss kam als Art. 15 in die Verfassung 
vom 1. März 4831, und bildete die Grundlage für die folgenden 
Expropriationsgesetze. Trotzdem aus seiner Fassung hervor- 
geht, mit welch grosser Vorsicht unsere damalige gesetzge- 
bende Versammlung vorging, so scheint es doch Leute ge- 
geben zu haben, welche noch zurückhaltender waren. Advokat 
Wegelin wenigstens wollte das Recht des Staates sogar auf 
Notfälle beschränken, worauf ihm allerdings Baumgartner mit 
Recht erwiderte, dass durch diese Beschränkung das Wohl 
der einzelnen Bürger leiden müsse.* 

Da ein lebensfähiges Gesetz durchaus der sorgfältigsten 
Bearbeitung und reiflichsten Prüfung bedarf, so konnte natür- 
lich das in der Verfassung vorgesehene Expropriationsgesetz 
auch nicht sofort erlassen werden. Die Fälle, wo das unum- 
gängliche Wohl des Staates das Opfer eines unbeweglichen 
Besitztumes forderte, traten aber nach Ansicht der Regie- 
rung jetzt schon ein, so dass sie es für nötig und keineswegs 
verfassungswidrig hielt, das Gesetz vorläufig durch Beschlüsse 
zu ersetzen. Beispiel hierfür ist der Beschluss des Kleinen 
Rates vom 20. März 1833, welcher betreffend die Strassen- 
korrektion von Bildhaus über Gauen nach Uznach folgende 
Artikel enthält: 



* St Galler Zeitung 1831. 
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aArt. 4. Private sowohl als Korporalionen sind verbun- 
den und schuldig, zum Strassenbau den nötigen Boden, Kies- 
gruben und allfällige Gebäulichkeiten gegen angemessene Ent- 
schädigung abzutreten. 

Art. 5. Durch unparteiische beeidigte Schätzer, aus unbe- 
teiligten Gemeinden, sollen die Schätzungen vorgenommen und 
die Entschädigung ausgemittelt werden. 

Art. 6. Sollte dann der eint oder andere Teil der be- 
treffenden an diese so geschehenen Schätzungen nicht kom- 
men wollen, so hat der kompetente Richter darübei' zu ent- 
scheiden. » 

Der Grosse Rat unterstützte dieses Vorgehen der Re- 
gierung sehr energisch. Im Jahre 1834, also kurz vor dem 
Erlass des Gesetzes, kamen vor denselben nicht weniger 
als drei Petitionen, welche das «unumgängliche» Expro- 
priationsbedürfnis des Staates bestritten. Ihre kurze Abfer- 
tigung erzählen die Protokolle also: 

(.(Die Gebrüder Brunner von Krummenau verlangen Ab- 
änderung des Strassenzuges durch ihre Liegenschaft in Schwei- 
stall. Nach Verlesung der Bittschrift und Eröffnung der Dis- 
kussion wird von einem Mitglied bemerkt, dass die Strasse 
an der fraglichen Stelle schon vor längerm angefangen und 
grossentheils hergestellt sei; worauf zur Tagesordnung ge- 
schritten wurde. » ^ 

«Die Bitte um Schutz gegen verfassungswidrige Eigen- 
tumsverletzung durch den unter dem 30. April erlassenen 
und späterhin bestätigten Beschluss des Kleinen Rates, kraft 
dem sein Haus zur Ausführung des neuen Strassenzuges un- 
nötigerweise beseitigt werden soll, wird nach über diese 
Petition gewalteter ausführlicher Diskussion (das Begehren) 
mit 400 gegen 7 Stimmen durch Beschluss der Tagesordnung 
beseitigt. » * 

«Bitte um Anweisung des Kleinen Rates, die Strassen- 
breite am oberen Thore zu Lichtensteig nur auf die geselz- 
lichenlSFuss festzusetzen, und den Beschluss zurückzunehmen, 



» GRP V. 14. Februar 1834. 

* GRP V. 17. Juni 1834 betr. Grob in Lichtensteig. 
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wodurch die Strassenbreite auf 24 Fuss gesetzt, die Bittwerberin 
daher gezwungen wäre, ihr Haus grössten- und bestenteils zum 
Opfer einer willkürlichen Strassenkorrektion zu bringen, wird 
durch den Beschluss des Nicht-Eintietens beseitigt.»^ 

Das Jahr 1835 brachte endlich dem Kanton St. Gallen sein 
erstes allgemeines Expropriationsgesetz unter dem Titel: «Ge- 
setz über Abtretung von Privateigentum für öfTentliche Zwecke 
an Staat, politische und Ortsgemeinden.» Erlassen wurde dies 
Gesetz am 20. Februar^ in Kiaft trat es am 23. April. Für die 
nächste Zukunft entsprach es ganz den Bedürfnissen, so dass 
der Regierungsrat 4846 sagen konnte : * 

«Noch erübrigt uns schliesslich die Bemerkung, dass wir 
im ganzen übrigen Gesetze von 1835 nichts gefunden haben, 
das bei diesem Anlass der Revision mitunterstellt werden 
könnte oder sollte, weder im Modus der Expropriation und 
Schätzung, noch in der Ausdehnung des Gesetzes auf die 
politischen Gemeinden und Ortsgemeinden», 

und noch 1854:' 

«Drittens entspricht das Expropriationsgesetz vom 23. April 
1835 allen billigen Anforderungen, welche Bürger, die Privat- 
rechte zu Zwecken der öffentlichen Wohlfahrt abzutreten 
haben, an ein solches stellen können.» 

In der Abstimmung vom 20. Febrruar 1835 ergaben sich 
für das Gesetz 112 Stimmen, dagegen 15.^ 

Die Thätigkeit im Expropriationswesen stand nun keines- 
wegs still, sie strebte vielmehr fortwährend weiter, sowohl 
in Ausdehnungs- als Ppecialgesetzen und regle rungsrätlichen 
Verordnungen. Es entstanden allmählich folgende Erlasse, die 
sich ganz oder in einzelnen Artikeln mit der Expropriation 
beschäftigten : * 

^ GRP V. 17. Juni 1884 betr. Frau Giezentanner in Lichtensleig. 

' Botschaft V. 27. Mai 1846 betr. Nachtragsgesetz z. Expropriationsgesetze. 

* Botschaft V. 17. März 1854 betr. Aufhebung des Nachtragsgesetzes. 

* GRP V. 20. Februar 1835. 

^ Die noch geltenden Erlasse sind kursiv gedruckt 

Die einfkche Aufefthiung halte ich hier am Platze, einerseits um einen 
chronologischen Ueberblick über die Expropriationsgesetzgebung zu ermög- 
lichen, anderseits um in Folgendem Zitate in kürzerer Form anbringen zu 
können. 



L 
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(l. Gesetz betr. die freie Benutzung des Griens oder 
Kieses zum Unterhalte der Landstrassen, vom 22. Mai i805w 
Dies Gesetz wird hier nur der Uebersicht wegen nochmals 
aufgeführt.) 

2. Gesetz über Bau und Unterhaltung der Gemeindestra- 
sen, vom 26. Januar 1837. 

3. Gesetz über Handänderung von Liegenschaften^ vom 28. 
April 1842. 

4. Gesetz über den Bau und den Betrieb von Eisen- 
bahnen, vom 22. Januar 1846. 

5. Nachtragsgesetz zum Expropriationsgesetz von 1835, 
in Kraft vom 21. Januar 1847. 

6. Gesetz über Korrektion von Gewässern, vom 21. Januar 
4847. 

7. Verordnung betr. das Verfahren bei Bezahlung von Ent- 
schädigungssummen in Expropationsfällen, vom 16. Februar 
1853. 

8. Gesetz betr. Aufhebung des Nachtragsgesetzes zum 
Expropationsgesetz, 1 854. 

9. Gesetz über Entwässerung von Grundstücken, vom 21. 
Januar 1858. 

Auf dies Gesetz war von grossem Einflüsse das thurgau- 
ische Flurgesetz von 1854. 

10. Verordnung über den Wiederaußau abgebrannter Ort- 
schaften^ vom 31. August 1859. 

11. Gesetz über Abtretung von Eigentum an Kirchen- 
genossenschaften und Kirchgemeinden, vom 30. Mai 1861. 

12. Gesetz über Güterstrassen und Ausstreckrechte, vom 11. 
August 1864. Die für die Expropriation in Betracht fallenden 
Bestimmungen sind jedoch aufgehoben durch das Strassen- 
gesetz von 1889. 

13. Gesetz über Bodenaustausch bei Gewässerkorrektionen, 
vom 8. Februar 1866. 

14. Gesetz über Abtretung von Privateigentum an Schul- 
genossenschaften, vom 8. Februar 1866. 

15. Gesetz über die Gemeindestrassen zweiter Klasse, 
vom 30. Januar 1868. 
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■ 

16. Gesetz über die Verbauung der Wüdbäche und Rufen, 
vom 12. August 1869. 

17. Gesetz über Abtretung von Wasserquellen, vom 30. 
Januar 1873. 

18. Gesetz über das Forstwesen, vom 30. November 1876. 

19. Nachtragsgesetz über Verbauung der Wildbäche und 
Rufen, vom 24. Februar 1877. 

20. Militär gesetz für den Kanton St, Gallen, vom 10. Mai 
1881. Der auf die Expropriation bezügliche Art. 12 ist durch 
das Expropriationsgesetz von 1898 aufgehoben «in dem Sinne, 
dass die Entscheidung über die Frage, ob nur eine Schiessbe- 
rechtigung eingeräumt oder aber •das benötigte Eigentum zur 
Erstellung eines Schiessplatzes expropriiert werden müsse, 
nicht mehr in das Ermessen des zur Abtretung Pflichtigen 
gestellt ist». 

21. Gesetz über das Strassenwesen, vom 1. Juli 1889. 

22. Nachtragsgesetz betr. Rodenaustausch bei Gewässerkorrek- 
tionen, vom 30. Dezember 1889. 

23. Verordnung über den Kiesbezug aus öffentlichen Gewäs- 
semy vom 14. Januar 1891. 

24. Gesetz über Renützung von Gewässern, vom 1. Januar 
1894. 

Nach 30jährigem Bestände wurde die Verfassung von 1831 
ersetzt durch diejenige vom 17. November 1861, deren in- 
haltlich fast gleicher Expropriationsartikel lautet: 

«Wo es das öffentliche Wohl unumgänglich erheischt, 
kann die Abtretung jeder Art unbeweglichen Gutes gegen 
volle, streitigenlalles durch den Richter festzusetzende Ent- 
schädigung gefordert werden. Das Nähere bestimmt das Ge- 
setz. » 

Der Unterschied vom früheren Artikel liegt hauptsächlich 
wohl darin, dass die Expropriationsbefugnis nicht auf den 
Staat beschränkt wird, und dass nicht nur das Staatswohl, 
sondern das öffentliche Wohl im allgemeinen den Grund zur 
Expropriation liefern kann. Bei der Beratung wurden folgende 
Abänderungsvorschläge gemacht : ^ 

' Protokoll des Verfassiingsrates v. 23. März 1860. 
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a) in der ersten Zeile das Wort «unumgänglich» zu 
streichen ; 

h) statt zu sagen: streitigenfalls durch den Richter fest- 
zusetzende Entschädigung, zu setzen: «durch eine Kommission 
festzusetzende Entschädigung». 

Beide Anträge wurden abgelehnt, ersterer jedoch mit 
der nur kleinen Mehrheit von 80 gegen 68 Stimmen. 
Die Minorität hat jedoch seither die Genugthuung, ihre weit- 
herzigere Auffassung als Siegerin durchgedrungen zu sehen, 
indem die jetzt geltende Verfassung von 1890 in ihrem Art. 
31 sagt: 

«Das Privateigentum ist unverletzlich. 

Wo es das öffentliche Wohl erheischt, kann die Abtre- 
tung oder Belastung jeder Art unbeweglichen Gutes gegen 
volle, streitigenfalls durch den Richter festzusetzende Ent- 
schädigung gefordert werden. Nähere Bestimmungen hierüber 
trifft die Gesetzgebung.» 

Die zwei wesentlichen Neuerungen sind die Streichung 
des Wortes « unumgänglich » und die Möglichkeit der zwangs- 
weisen Belastung fremden, unbeweglichen Eigentums. 

Auf dieser Grundlage steht das heute geltende Expro- 
priationsgesetz vom 4. Juli 1898, in Anwendung seit dem 1. Ja- 
nuar 1899, vom Grossen Rate angenommen am 24. Mai 1898 mit 
137 Stimmen gegen keine. 

Da neben dem kantonalen noch ein Bundesexpropriations- 
gesetz besteht, so mag an dieser Stelle das Verhältnis des 
Bundesrechtes zum kantonalen Rechte in Kürze besprochen 
werden. Für dieses Verhältnis ist massgebend der Artikel 1 
des Bundesgesetzes betreffend die Verbindlichkeit zur Abtre- 
tung von Privatrechten vom 1. Mai 1850. Nach diesem Artikel 
kommt das Bundesgesetz zur Anwendung, wenn es sich um 
öffentliche Werke handelt, welche von Bundes wegen errich- 
tet werden, oder um andere öffentliche Werke, sofern die 
Bundesversammlung die Anwendung beschliesst. Abgesehen 
von diesen beiden Fällen muss immer das kantonale Recht 
angewendet werden. 

Bis jetzt wurde die Anwendung des Bundesgesetzes be- 
schlossen 



r 
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1. auf alle vom Bunde konzessionierten Eisenbahnen, ge- 
mäss Art. 12 des Bundesgesetzes über den Bau und Betrieb 
der Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eid- 
genossenschaft, vom 23- Dezember 1872; 

2. auf die Aufforstung von Grundstücken, die Privaten 
gehören, gemäss Art. 21 und 22 des Bundesgesetzes betreffend 
die eidgenössische Oberaufsicht über die Forstpolizei im Hoch- 
gebirge, vom 24. März 1876; 

3. auf Arbeiten, welche durch das Bundesgesetz betreffend 
die Wasserbaupolizei im Hochgebirge, vom 22. Brachmonat 
1877, vorgesehen werden, sowie zur Aufhebung von bereits 
erworbenen Rechten an Gewässern, und von Rechten zu 
Wasserableitungen oder industriellen Wasser Verwendungen, 
wenn das Interesse der Wasserbaupolizei es erheischt, gemäss 
Art. 8 des erwähnten Gesetzes; 

4. auf die Erwerbung und Erv/eiterung von eidgenössischen 
Waffenplätzen, gemäss Bundesbeschluss betreffend die An- 
wendung des Expropriationsgesetzes vom 1. Mai 1850 auf die 
Ei^werbung und Erweiterung von eidgenössischen Waffen- 
plätzen, vom 28. Januar 1882; 

5. auf die Erstellung von Telegraphen- und Telephon- 
linien, wenn vom Bund weitere als die im Gesetz betreffend 
die Erstellung von Telegraphen- und Telephonlinien, vom 26. 
Juni 1889, bezeichneten Rechte in Anspruch genommen wer- 
den, gemäss Art. 13 des erwähnten Gesetzes. 

6. auf Neuanlagen und Erweiterungen von Schiessplätzen, 
welche den gesetzlich vorgeschriebenen Schiessübungen die- 
nen, gemäss Bundesbeschluss betreffend die Anwendung des 
eidgenössischen Expropriationsgesetzes vom 1. Mai 1850 auf 
die Anlage und Erweiterung von Schiessplätzen in den Ge- 
meinden, vom 22. April 1898. Dieser Beschluss enthält jedoch 
nicht zwingendes Recht, denn er ermächtigt den Bundesrat 
bloss, den unternehmenden Gemeinden die Anwendung des 
Bundesgesetzes zu bewilligen. Da nun gerade im Kanton St. 
Gallen das kantonale Gesetz für diesen Fall vollständig ge- 
nügt, so wird man dort kaum das auf grosse Fälle zugeschnit- 
tene Bundesgesetz vorziehen. 
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Nebst diesen allgemeinen Fällen ist für den Kanton St. 
Gallen noch besonders wichtig der Bundesbeschluss betreffend 
den Bundesbeitrag an die Kantone St. Gallen und Graubünden 
zum Zwecke der Korrektion des Rheines von Monstein bis 
zur Tardisbrücke, vom 24. Heumonat 1862. Der Art. 10 die- 
ses Beschlusses lautet: <iDer Bundesrat ist ermächtigt, das 
Expropriationsgesetz vom 1. Mai 1850 für das Unternehmen 
in Anwendung zu bringen.» Der Bundesrat machte von seinem 
Rechte Gebrauch durch den Bundesratsbeschluss betreffend 
die Anwendung des Expropriationsgesetzes vom 1. Mai 1850 
auf die Rheinkorrektion, vom 18. Wintermonat 1863. 



■ I 
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IL KAPITEL. 



Das materielle Recht 



1. Subjekte. 

Subjekte jeder Expropriation sind einerseits der Expro- 
priant, d. h. derjenige, welcher einem andern ein Recht ent- 
eignet, anderseits der Expropriat, d. h. derjenige, welcher 
ein Recht durch Zwang verliert. 

a) Der Expropriant. Als solchen kennt der Verfassungs- 
artikel von 1831 nur den Staat. Auf dem gleichen Standpunkte 
stand auch das Gesetz betreffend die freie Benutzung des 
Griens oder Kieses zum Unterhalte der Landstrassen von 
1805, indem die Gemeinden für ihre Strassen das Expro- 
priationsrecht erst 1837 erhielten. * 

Der Entwurf des Kleinen Rates von 1834 ging einfach 
über die Verfassung hinaus, indem er die politischen Gemein- 
den mit dem gleichen Recht ausstattete wie den Staat. Die 
Botschaft vom 26. Mai 1834 begründet dieses Vorgehen: 

«Wenn auch der Verfassungsartikel eigentlich nur von 
Eigentumsabtretung an den Staat spricht, so ist doch unleug- 
bar, dass die politischen Gemeinden in manchen einzelnen 
Verhältnissen ganz an die Stelle des Staates treten und teils 
zur Erreichung allgemeiner Zwecke der Gemeinden, teils zur 
Erfüllung gewisser gesetzlicher Verpflichtungen hie und da 
Vorkehrungen treffen müssen, welche die Abtretung von 
einigem Privateigentum notwendig machen mögen.» 



^ Gesetz Ober Bau und Unterhaltung der Gemeindestrassen, vom 26. Ja- 
nuar 1887, Art. 27. 
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Der Grosse Rat ging bei der Beratung jedoch seinerseits 
wieder über den Entwurf hinaus, indem er auch den Ortsge- 
meinden das Expropriationsrecht einräumte, so dass nun das 
Gesetz den Namen erhielt: «Gesetz über Abtretung von Pri- 
vateigentum für öffentliche Zwecke an Staat, politische und 
Ortsgemeinden». 

Nicht lange ging es, da kamen die Eisenbahnen, deren 
grosse Bedeutung nicht verkannt werden konnte. Um ihnen 
ein grosses Hindernis aus dem Weg zu räumen, erhielten die 
Eisenbahngesellschaften durch Gesetz vom 22. Januar 1846 das 
Expropriationsprivileg. Im folgenden Jahre wurde es verliehen 
an die Flurvereine, durch Gesetz vom 21. Januar 1847 über 
Korrektion von Gewässern. Damit waren aber keineswegs 
alle Politiker zufrieden, sondern manche befürchteten von 
dieser Ausdehnung der Expropriation eine grosse Gefahr für 
die Unverlelzlichkeit des Eigentums. Diesen Befürchtungen 
gab Ausdruck das Gutachten Baumgartners,* das er im Namen 
der Kommissionsminderheit über den Gesetzesvorschlag be- 
treffend die Korrektion von Gewässern, vom 5. November 1846 
verfasste. Er schreibt: 

«Referent ist der Ansicht, dass schon das jetzige Expro- 
priationsrecht zu weit geht, und hat daher seinerzeit zu einigen 
Vorschriften desselben nicht gestimmt. Er war der Meiimng, 
es liätte dieses grosse, gewichtige Recht auf die Staatsunter- 
nehmungen und die unausweichlichen Bedürfnisse der poli- 
tischen Gemeinden beschränkt werden sollen. Man verlieh 
es aber auch zu Gunsten der Ortsgemeinden. Jetzt will man 
wieder einen Schritt weiter thun und es selbst den Vereinen 
von Güterbesitzern für ihre Gewässerkorrektionen einräumen. 
Die Kommissionsminderheit leugnet nicht, dass ein solches 
erweitertes Expropriationsrecht die Korrektion wesentlich er- 
leichtern würde. Aber muss man nicht auch die Rechte und 
den befugten Willen anderer Betroffenen ehren?» 

Die Mehrheit des Grossen Rates war jedoch nicht so 
ängstlich. — Das Gesetz über Entwässerung von Grundstücken 
vom 21. Januar 1858 ging wieder einen Schritt weiter und er- 
teilte das Expropriationsrecht sogar einzelnen Privatgrund- 
eigentümern, welche ihre Grundstücke entwässern wollten, 
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vorausgesetzt, «dass die absolute Mehrheit sämtlicher betei- 
ligter Grundeigentümer sich dafür ausspricht, und dass diese 
Mehrheit zugleich den grössern Teil der beteiligten Grund- 
stücke dem Flächenraum nach besitzt» 

18G1 fand der letzte Entscheidungskampf statt zwischen 
den Anhängern und den Gegnern von ausgedehnten Expro- 
priationsbefugnissen. Es handelte sich um ihre Uebertragung 
an die Kirchgemeinden. Ein Mitglied der fünfgliedrigen Kom- 
mission war grundsätzlich gegen jede Ausdehnung, während 
zwei Mitglieder den regierungsrätlichen Entwurf noch mehr 
ausdehnen w^oUten. Letztern Standpunkt vertrat Hungerbühler 
in seinem Gutachten vom 41. März 4861. Er schreibt darin: 

«Man deklamierte damals (1835) von gewisser Seite so 
steif-römisch-leguleisch über das Privateigentum, dass man 
fast furchten musste, gewisse Herren werden noch dem 
Baron seine Leibeigentumsrechte, dem Sklavenhändler sein 
Propiietätsrecht auf die Schiffsladung von Menschenfleisch 
verteidigen und dem Staate die rechtliche Möglichkeit jeder 
Veränderung in gesetzlich hergebrachten Successionsverhält- 
nissen bestreiten!» 

«Und Männer, welche in der Verteidigung standhafter, 
nicht verrückter, sozialistischer Ideen sehr weit vorgeschritten 
sind, wollen die Ansicht beharrlich verfechten, man verletze 
auf unverantw^ortliche Weise das Privatrecht, wenn man den 
Kirch- und Schulgemeinden die Expropriationsrechte einräu- 
me wie den Orts- und Gütergemeinden, den Entwässerungs- 
vereinen und Drainagebeflissenen 1 » 

«Was man also über das Eintreten namenloser, das Pri- 
vateigentum beeinträchtigender Missbräuche und Schikanen 
für den Fall angeführt hat, wenn man das Gesetz von 1835 
zu Gunsten der Kirchen und Schulen ausdehnen würde, ist 
gewiss nicht stichhaltig. Solche Befürchtungen wurden jedes- 
mal geäussert, so oft man dem st. gallischen Enteignungsgesetz 
eine weitere Ausdehnung geben wollte. Musste nicht jedes 
Mitglied des Grossen Rates fast unwillkürlich nach seiner 
Tasche greifen, als gewisse Redner 1834 und 1835 gegen die 
Privilegierung der Ortsgemeinden, 1847 der Flurvereine und 
der Eisenbahnkompagnien und 1857 der drainierenden Grund- 
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besitzer mittelst Erweiterung des Expropriationsgesetzes de- 
klanniert hatten? 

Kann man sich aber im Kanton SL Gallen trotz dieser 
Erweite lungen über die Unsicheiheit des Piivateigentums be- 
klagen? Sind unsere Boden- und Häuserbesitzer etwa bei 
den Eisenbahn- und andern Expropriationen in der Regel so 
schlecht weggekommen?» 

Trotz dem damaligen grossen Unwillen manclier gegen 
die Konfessionen wurde den Kirchgemeinden das Expro- 
priationsrecht verliehen, nicht abei- zugleich den Schulgemein- 
den, wie Hungerbühler und Zündt gewollt hatten. Allein wir 
begegnen hier wieder der merkwürdigen Erscheinung in der 
st gallischen Politik, dass eine Neuerung abgewiessen wird, 
um kurz darauf um so siegreicher einziehen zu können. Das 
gleiche Jahr 1861 brachte eine neue Verfassung, welche von 
der Nennung expropriationsberechtigter Personen Umgang 
nahm und so dem Gesetzgeber den freiesten Spielraum liess. 
1864 wurde dies zuerst benutzt, indem das Güterstrassengesetz 
das Expropriationsrecht an Güterbesitzer verlieh, welche 
keinen Zugang zu ihren Gütern hatten.^ 1865 wurden die 
Schulgenossenschaften vom Grosen Rate einstimmig der Wohl- 
that der Expropriation teilhaftig erklärt. Durch das Gesetz 
über Benützung von Gewässern von 189i erhalten das Ent- 
eignungsrecht endlich die Unternehmer von rationeller Aus- 
beutung einer Wasserkraft. 

Der st. gallische Regierungsrat kannte auch einen indi- 
rekten Exproprianten. Seine diesbezüglichen Anschauungen 
führte er aus bei Anlass einer Beschwerde, welche W. Egger 
von Flawil erhob. Die gesetzlich anerkannte Dorfkorporation 
Flawil war nämlich vom Regierungsrate für verpflichtet er- 
klärt worden, eine Strasse zu bauen. Da sie aber kein Ex- 
propriationsrecht besass, so beauftragte der Regierungsrat 
den Gemeinderat von Flawil, die Expropriation vorzunehmen 
auf Rechnung der Korporation. Dieses Vorgehen erklärte 
Egger in seiner Rekurseingabe als Umgehung von Vetfassung 
und Gesetz. Der Regierungsrat antwortete:* 



' Art 4,1. 

' Botschaft vom 1. Juni 1878. 
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«Wir können diesen Standpunkt keineswegs als berech- 
tigt anerkennen und müssen vielmehr auf unserer, dem rekur- 
rierten Bescheide zu Grunde liegenden Anschauung beharren. 
Die örtlichen Korporationen, welche sich innert dem Rahmen 
der politischen Gemeinden gebildet haben, erfüllen in ihrem 
Rayon gleichsam die Mission der letzteren und hat demnach 
eine Korporation der politischen Gemeinde eine Summe von 
öffentlichen Funktionen, wie den Unterhalt der Strassen und 
Wege abgenommen. Sie tritt daher in dieser Hinsicht in die 
Wirkungs- und Rechtssphäre der politischen Gemeinde, und 
sind die Organe dieser letztern zur Oberaufsicht über die 
Korporationen nach Massgabe des Organisationsgesetzes auch 
verpflichtet. Wie der politischen Gemeinde, müssen auch 
einer Ortskorporation zur Erreichung ihrer öffentlichen Zwecke 
die bezüglichen Wohlthaten des Gesetzes zu statten kommen. 
Steht der politischen Gemeinde im Bedürfnisfalle bei Korrek- 
tionen oder Neuerstellung von Strassen unbestreitbar das Ex- 
propriationsrecht zu, so muss dieses in vorkommenden Fällen 
auch der Ortskorporation, welche hierin gleichsam die poli- 
tische Gemeinde vertritt, vermittelt werden können und diese 
Vermittlung geschieht naturgemäss und in gesetzlicher Weise 
durch die politische Gemeinde oder den Gemeinderat, wel- 
chem gemäss Art. 9ö des bezüglichen Gesetzes obliegt, für 
den Unterhalt von Strassen etc. zu sorgen und zwar sowohl 
derjenigen, welclie von gemeindswegen zu unterhalten sind, 
als derjenigen, bezüglich welcher die Pflicht andern obliegt. 
Diese Auffassung hat denn auch in der Praxis schon vielfache 
und unbestrittene Anwendung gefunden, was uns ganz be- 
sonders veranlasst hat, an derselben festzuhalten. 

Wenn in der Rekurseingabe behauptet wird, es sei nicht 
zulässig, dass die politische Gemeinde das derselben zustehende 
Expropriationsrecht quasi leihweise zu Gunsten eines Dritten 
und auf dessen Rechnung anwende, so haben wir diesfalls 
zu erinnern, dass ein derartiges Verfahren stets dann statt- 
finden muss, wenn Private an öffentlichen Strassen unterhalts- 
pflichtig sind und dieser Pflicht beispielsweise bei einer infolge 
eines Schlipfes notwendig gewordenen Verschiebung der Stra- 
sse, ohne Erwerbung von Privateigentum, nicht Genüge leisten 
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können. Als im Jahre 1843 die appenzellische Regierung 
welche ein Stück der auf st. gallischem Boden befindlichen 
Haggenstrasse unterhalten muss, zu mehrerer Sicherheit der 
Strasse die Böschung reglieren wollte, weigerte sich der An- 
stösser zur Bodenabtretung. Das Bezirksamt Gossau erhielt 
dann Auftrag, auf Rechnung von Appenzell quasi leihweise 
zu expropriieren. Es ist übrigens hier daran zu erinnern, dass 
im Falle Flawil die Ausübung des Expropriationsrechtes 
keineswegs zu Gunsten eines Privaten, sondern zu Gunsten 
des grössten Teiles der eigenen politischen Gemeinde und für 
eine öffentliche und notwendige Dorfstrasse geschehen würde.» 

Der Grosse Rat konnte über diese Beschwerde nicht ent- 
scheiden, da der Rekurs zurückgezogen wurde. Stützt sich 
hier der Regierungsrat besonders auf den Charakter der Oef- 
fentlichkeit der Strasse und der Korporation, so kam er auch 
in den Fall, die gleichen Grundsätze bei einer unzweifelhaften 
Privatsache anzuwenden. Der Gemeinderat von Gossau erhielt 
nämlich vom Regierungsrate die Bewilligung, zu Händen der 
Wasserversorgungsgesellschaft eine Wassergerechtigkeit in 
dem Sinne zu expropriieren, dass es innert einer GrenzUnie, 
deren Radius von der Quelle der Gesellschaft aus bemessen 
25 m betrüge, ausschliesslich der Wasserversorgungsgesell- 
schaft zustehen soll, nach Wasser zu graben. Dagegen wehrte 
sich der betroffene Eigenmann von Oberdorf-Gossau ebenfalls 
durch eine Beschwerde. Der Regierungsrat berichtet darüber 
an den Grossen Rat:* 

«Im weitern beruft sich dann Rekurrent auf den Wortlaut 
der kantonalen Expropriationsgesetze, welche nach seiner An- 
sicht es ausschliessen, dass ein Gemeinderat « zu Händen eines 
Dritten und nun gar noch eines Privaten ein Enteignungsrecht 
ausübe.» Damit wird vom Rekurrenten eine regierungsrät- 
iiche Praxis angegriffen, welche seit Jahrzehnten unter den 
Augen des Grossen Rates, ja sogar mit dessen Zustimmung 
bestanden hat.» 

«Seither (d. h. seit 1878) war der Regierungsrat fast jedes 
Jahr in der Lage, diesem oder jenem Gemeinderat zu gestat- 
ten, zu Händen einer öffentlichen oder privaten Korporation 



Botschaft vom 21. Mai 1898. 



— 32 — 

ein Enteigriungsrecht auszuüben. Die Erfahrung lehn, dass 
es in vielen politischen Gemeinden nicht möghch ist, gewisse 
öffentliche Werke zu erstellen, welche nur von einem Teile 
der Gemeinde als Bedürfnis empfunden werden. Es trifft dies 
namentlich zu bei Trinkwasserversorgungen und Hydranten- 
einrichtungen für Ortschaften. Diese vom öffentlichen Wohl 
geforderten Unternehmungen müssten vielerorts unterbleiben, 
wenn sie nicht von privater Seite ins Leben gerufen würden, 
und ohne Verleihung des Expropriationsrechtes wäre die Er- 
stellung solcher Werke meistenorts unmöglich. Die bisherige 
Praxis, wonach der Gemeinderat die Expropriation zu Händen 
solcher Unternehmungen bewirken kann, entspricht daher 
einem dringenden Bedürfnisse. Sie entspricht aber auch dem 
Gesetze, weil die von diesem geforderten Requisite formell 
und materiell vorhanden sind; formell, weil das Expropriations- 
recht gemäss Gesetz nicht einem Privaten, sondern der Ge- 
meinde verliehen wird ; materiell, weil es sich um einen Zweck 
handelt, für den die Enteignung zulässig ist. Der Umstand, 
dass ein Dritter das Werk ausführt, ist nicht entscheidend. 
So wurde es Jahrzehnte lang ohne Widerspruch gehalten und 
machen wir auf nachstehende Präzedenzfälle aufmerksam. 
Der Regierungsrat hat die Bewilligung zur Expropriation er- 
teilt: am 11. Mai 1887 an den Gemeinderat Rorschach für 
das dortige private Wasserversorgungsunternehmen; am 27. 
Juni 1888 an den Gemeinderal Arbon für eine dortige Bi-un- 
nenkorporation inbezug auf eine im Kanton St. Gallen liegende 
Quelle; am 16. August 1890 an den Gemeinderat Wattwil für 
die dortige, private Wasserversorgungskommission; am 27. 
April 1891 dem Gemeinderat Kappel für eine Wasserleitung 
der Dorfkorporation Kappel ; am 28. Mai 1895 dem Gemeinde- 
rat Altstätten für die dortige Hydranten- und Wasserversor- 
gungsgesellschaft, und am 28. Dezember 1895 dem Gemein- 
derat Grabs für die Brunnengesellschaft HoUand-Stüdli. » 

« Auch im vorliegenden Falle sind die wesentlichen gesetz- 
lichen Erfordernisse in Bezug auf das Subjekt der Expro- 
priation erfüllt. Denn als solches erscheint in Wirklichkeit 
nicht die Wasserversorgungsgesellschaft Gossau, welche die 
Bewilligung zur Expropriation verlangt; dass das betreffende 
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Werk von der Wasserversorgungsgesellschaft ausgeführt wird, 
ist um so weniger entscheidend, als dies im Einverständnisse 
mit dem Gemeinderate, ja sogar kraft eines mit der politischen 
Gemeinde abgeschlossenen Vertrages geschieht.» 

Die Grossratskommission war jedoch anderer Ansicht als 
der Regierungsrat, und die Entscheidung des Grossen Rates 
wäre zweifelhaft gewesen. Sie konnte nicht erfolgen, weil 
inzwischen das neue Expropriationsgesetz erlassen wurde, wel- 
ches vollständig auf dem Boden der bisherigen regierungsrät- 
liehen Praxis steht. Der Art. 2 des Gesetzes lautet: 

• Die Abtretung kann gefordert werden : 

1. für öffentliche Werke des Staates; 

2. für öffentliche Werke der politischen, Schul- und Kirch- 
gemeinden, insofern die Erstellung derselben in der gesetz- 
lichen Aufgabe oder Befugnis der betreffenden Gemeinden 
liegt. Der Regierungsrat kann auf Begehren der Bürgerver- 
sammlung oder der kompetenten Verwaltungsbehörde das 
Recht zur Expropriation für solche Werke den Gemeinden 
zu Händen von Korporationen, Gesellscliaften oder Privaten 
erteilen ; 

3. für Privatunternehmungen, soweit die Expropriation 
für solche nach Massgabe von Specialgesetzen zulässig ist.» 

Diese Bestimmungen begleitet der Regierungsrat in seiner 
Botschaft vom 4. Mai 4897 mit folgenden Erläuterungen: 

« In Art. 2 ist im einzelnen ausgeführt, wer Subjekt der 
Expropriation sein kann. In erster Linie ist dies der Staat 
beziehungsweise der Kanton, mit Bezug auf seine öffentUchen 
Aufgaben, die nicht zu verwechseln sind mit den Interessen 
des Fiskus. Da für die vom Staate zu einstellenden Werke 
jeweilen der Grosse Rat seine Zustimmung zu erteilen, bezie- 
hungsweise den Kredit zu bewilhgen hat, so ist hier die Ex- 
propriation stets an einen in dieser oder jenen Form gefassten 
Beschluss des Grossen Rates geknüpft. 

Sodann können wie bisanhin die politischen Orts-, Schul- 
und Kirchgemeinden Träger des Expropriationsrechtes sein, 
aber nur für solche Werke zu öff'entlichen Zwecken, zu denen 
sie gesetzlich befugt sind. Die Erfahrung hat jedoch gezeigt, 
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dass die Gemeinden vielfach nicht im Falle sind, derartige 
Werke zu schaffen, wie z. B. Wasservei'sorgungen und Hy- 
drantenanlagen. )) 

((Es hat sich deshalb die Praxis herausgebildet, das für 
solche Werke nötige Expropriationsrecht den Gemeinden be- 
ziehungsweise Gemeinderäten zu Händen der betreftenden 
Korporationen oder Privaten zu erteilen, welch letztere dann 
das Recht gleichsam in Vertretung der Gemeinden ausüben. 
Die Praxis hat sich so gut bewährt, dass es sich empfiehlt, 
ihr Gesetzeskraft zu verleihen.» 

« Neben einer solchen Einrichtung ist aber ein generelles 
Expropriationsrecht zu Gunsten von Privatunternehmungen, 
wie es allerdings in einigen Gesetzen statuirt ist, nicht mehr 
nötig, zumal wenn der Gesetzgeber, wie bei uns, diesfalls 
durch Specialgesetze vorgesorgt hat und erforderlichenfalls 
weiter versorgen kann.» 

Der Kommissionsbericht vom 14. November 1897 bemerkt 
hierüber : 

((Staat und Gemeinde sind Subjekte des Expropriations- 
reclites nur, soweit ihre öffentlich rechtliche ßethätigung in 
Frage kommt. Die bisherige Praxis, wonach die Gemeinde 
das Recht der Expropriation an Private delegieren konnte, 
erachtet die Kommission nach dem bisherigen Gesetze sehr 
anfechtbar, die gesetzliche Begründung für höcht notwendig. » 

2. Der Expropriat Solcher ist jeder Grundeigentümer, 
auch der Staat und die Gemeinde. Das Gesetz von 1835 ent- 
hält in Art. 2 die ausdrückliche Bestimmung: 

(dm vorstehenden Artikel ist jedes Eigentum verstanden, 
es mag einzelnen Privaten, Korporationen oder ganzen Ge- 
meinden angehören.» 

Der Kommissionsbericht vom 19. Februar 1835 glossiert 
die Stelle in Erinnerung an nicht allzu ferne Zeiten wie folgt: 

<c Schon in der Verfassung sind alle Vorrechte aufgehoben; 
es ist demnach die Bestimmung ganz entsprechend, dass alles 
Eigentum gleich gehalten werde, es mag einem oder mehre- 
ren oder Gemeinden gehören.» 
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Expropriat ist aber nicht allein der Eigentümer, sondern 
es sind dies auch « Nebenbe^^iligte, wie Nutzniesser, Dienst- 
barkeitsberechtigte, Mieter und Pächter. » ^ 

2. Objekte. 

Merkwürdigerweise behandelt das erste st. gallische Gesetz, 
das sich mit Expropriation befasst, die Expropriation von Mo- 
bilien. Art. 1 des Gesetzes über die freie Benutzung des Griens 
oder Kieses zum Unterhalte der Landstrassen von 1805 lautet: 

«Jede Grunbbesitzer, wer sie auch immer wären, sind 
verbunden, das in ihren Grundstücken voiflndliche Grien zum 
Unterhalte der allgemeinen Landstrassen, gegen billige Schad- 
loshaltung verabfolgen zu lassen.» 

Diese Bestimmung wurde später im Strassengesetz von 
1889 in den Art. 21,2 inhaltlich aufgenommen, formell jedoch 
kann nicht mehr das Kies expropriiert werden, sondern es 
muss ein Ausbeutungsrecht an den Kiesgruben erworben 
i^rerden. 

Der Beschluss des Regierungsrates betreffend den Stra- 
ssenbau Lichtensteig-Gams vom 8. Mai 1828 verpflichtete Staat, 
Gemeinden und Besitzer von Almenden und Freiplätzen zur 
unentgeltlichen Abgabe von Holz.' Die Expropriation von 
Baumaterialien gestattet das Gesetz über die Verbauung der 
Wildbäche und Rufen vom 12. August 1869. » 

Die Verfassungen von 1831 und 186-1 kennen bloss die 
Enteignung von unbeweglichem Gut, diese ohne Beschränkung, 
wie letztere Verfassung ausdrücklich hinzufügt. Auf diesem 
Standpunkte steht auch das Gesetz von 1835. Ausgeschlossen 
sind somit thatsächlich die Mobilien (abgesehen von obigen 
Fällen) und die dinglichen Rechte. J^etztere wurden später 
jedoch in verschiedenen Specialgesetzen als Objekte anerkannt. 
Meistens sind es Fahrrechte, so im Kiesgesetz von 1805, im 
Gülerstrassengesetz von 1864 und im Strassengesetz von 1889. 
Das Entwässerungsgesetz von 1858 begründete ein Ableitungs- 



» Gesetz von 1898, Art. 10. 
* Art 8. 
» Art. 8. 



— 36 — 

recht, das Militärgesetz von 1881 eine Schiessberechtigung^ 
das Gesetz betreffend Abtretung von Wasserqueilen von 4873 
endlich Wassergerechtigkeiten und Servituten zur Anlegung 
von Wasserleitungen. 

Auf letzteres Gesetz berief sich der Rekurrent Eigenmann, 
was dem Regierungsrate Anlass gab, in seiner Botscliaft vom 
21. Mai 1898 folgende erläuternde Bemerkungen zu machen: 

« Rekurrent sucht die Sache so darzustellen, als ob zwei 
verschiedene Expropriationsobjekte vorliegen; einmal werde 
er selbst gehindert, in seinem Grundstücke nach Wasser zu 
graben, und zweitens werde der Wasserversorgungsgesell- 
schaft das Recht eingeräumt, solche Grabungen vorzunehmen* 
Allein in Wirklichkeit liegt nur ein Objekt vor; denn im Rechte 
der Gesellschaft, nach Wasser zu graben, ist implicite ent- 
halten, dass Rekurrent nicht auch ein gleiches thun darf. Re- 
kurrent verwechselt den doppelten Zweck des zu enteignen- 
den Rechtes (Schutz der vorhandenen Quellen und Gewinnung 
weitern Wassers) mit dem Objekt selbst. 

Sodann behauptet Rekurrent, dass nur eine auf dem 
Grundstücke vorhandene Quelle expropriiert werden könne, 
nicht aber eine solche, welche erst noch durch Grabarbeiten 
erschlossen werden müsse. Allein das Gesetz kennt diesen 
Unterschied nicht. Es spricht ganz einfach von Wasserquel- 
len. Es werden also auch solche nicht ausgenommen sein, 
welche im betreffenden Grundstücke unter der Oberfläche in 
wasserführenden Schichten oder sonstwie vorhanden sind und 
ebenfalls einen Bestandteil des Grundstückes bilden. 

Uebrlgens ist diese letztere Interpretation gar nicht not- 
wendig, um die Expropiiation zu rechtfertigen; denn das Ge- 
setz gestattet dieselbe wie in Bezug auf Quellen, so auch in 
Bezug auf Wassergerechtigkeiten überhaupt, und unser an- 
gefochtene Beschluss vom 18. März erteilt das Enteignungs- 
recht auch ausdrücklich für eine solche. Gewiss ist aber das 
Recht, auf fremdem Boden nach Wasser zu graben, als « Was- 
sergerechtigkeit » im Sinne des Gesetzes aufzufassen. Der 
Rekurrent wendet jedoch ein, der Gesetzgeber habe unter 
diesem Ausdrucke nur verstanden, dass a der Eigentümer von 
aktiven Wassergerechtigkeiten gezwungen werden könne, sol- 
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che abzutreten,» nicht aber, dass einem Exproprianten das 
Recht eingeräumt werden könne, in einem fremden Grund- 
stücke nach Wasser zu graben. Es könnte demnach dieser 
«Eigentümer einer aktiven Wassergerechtigkeit» gezwungen 
werden, letztere expropriationsweise abzutreten. Dagegen wäre 
es nach Behauptung des RekuiTenten unmöghch, die Abtre- 
tung des gleichen Rechtes vom Eigentümer des Grundstückes 
selbst zu erzwingen. Ein solcher Widersinn lag gewiss nicht 
in der Absicht des Gesetzgebers. Es kommt ja wesentlich 
auf das Gleiche heraus, ob der «Eigentümer einer aktiven 
Wassergerechtigkeit» diese abtritt, oder ob der Eigentümer 
des Grundstückes sich derselben als eines Teiles seiner Eigen- 
tumsrephte entäussert. » 

Die Verfassung von 1890 machte auch bezüglich des Ob- 
jektes einen Fortschritt, indem sie die « Belastung jeder Art 
unbeweglichen Gutes » anerkannte. Dieser « nicht ganz glück- 
liche Ausdruck » * der Verfassung wird im Gesetz von 1898 
in folgender Weise umschrieben:* 

a Unter diesen Voraussetzungen kann nicht nur die Abtre- 
tung von unbeweglichem Eigentum, sondern auch die bleibende 
oder vorübergehende Abtretung oder Einräumung von ding- 
lichen Rechten an unbeweglichen Sachen verlangt werden und 
finden hierauf die Bestimmungen dieses Gesetzes entsprechende 
Anwendung, d Somit wurde der « Kreis der Objekte ausgedehnt 
auf die dinglichen Rechte an unbeweglichen Sachen, während 
die Mobilien wie im alten Gesetze ausgeschlossen sind. )>* 

Die Frage, ob Gebäulichkeiten expropriiert werden kön- 
nen, ist zu bejahen, da schon das Gesetz von 1835 die iibtre- 
tung von « Grund und Boden, sowie Gebäulichkeiten » vorsieht, 
die spätem Gesetze aber von den Immobilien die Gebäulich- 
keiten nicht ausnehmen. 

3. Expropriationsfälle. 

Bei der grossen Wichtigkeit, welche der Handelsverkehr 
von jeher für das Wohl, für den Reichtum und die Blüte von 

1 Botschaa vom 4. Mai 1898. 

' Art. 1, Absatz 3. 

' Kommissionsbei icht vom 14. November 1897. 
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kleinern und grössern Gemeinwesen besass, darf es nicht 
wunder nehmen, dass aucli im Kanton SL Gallen schon früher 
gesetzliche Bestimmungen zur möglichsten Erleichterung die- 
ses Verkehrs erlassen wurden. Schon unter der äbtischen 
Herrschaft waren bedeutende Strassen gebaut worden, die 
dann bei Entstehung des Staates St. Gallen meist in dessen 
Eigentum übergingen. Die Folge war die Pflicht, für den Un- 
terhalt dieser Verkehrswege weiter zu sorgen. Dem Bestre- 
ben, dieser Pflicht nachzukommen, entsprang nun die erste 
gesetzUche Anwendung der Expropriation, ohne dass man da- 
mals je daran gedacht hätte, dass in kurzer Zeit hieraus ein 
neues, höchst bedeutendes Rechtsinstitut entstehen würde. 

Das erwähnte Gesetz ist das schon oft zitierte . Gesetz 
betr. die freie Benutzung des Griens oder Kieses zum Unter- 
halte der Landstrassen, vom 22. Mai 1805. Art. 1 lautet: 

«Jede Grundbesitzer, wer sie auch immer wären, sind 
verbunden, das in ihren Grundstücken vorflndliche Grien zum 
Unterhalte der allgemeinen Landstrassen, gegen billige Schad- 
loshaltung verabfolgen zu lassen. » 

Art 2. i( Wo keine Fahrstrasse zu den Kiesgruben führt, 
haben die Strassenaufseher in den drei Wintermonaten das 
Recht, den nächsten Weg dazu zu nehmen; und die Anstösser 
können die Zu- und Abfuhr, ihnen dennoch unbeschadet, über 
ihr Eigentum nicht verwehren.» 

In diesem Gesetze schon ist besonders darauf hingewie- 
sen, dass blosse Bequemlichkeit keinen Grund der Expro- 
priation bildet, indem Art 6 sagt: 

«So lang Kies, in nicht zu weiter Entfernung, in Bächen, 
Weiden oder unurbarem Boden hinlänglich zu haben wäre, 
soll in bessern Grundstücken nicht nachgesucht werden. i& 

Die Verfassung von 1831 spricht in Art. 15 von «Fällen, 
wo es das Staatswohl erheischt». Sie will damit ausdrücken, 
dass man es mit der Anwendung des Expropriationsrechtes 
ernst nehmen müsse, dass man es nicht zu einer leichtsin- 
nigen, ungerechten Benachteiligung des Eigentümers miss- 
brauchen dürfe. In diesem Sinne hatte das Wort «unumgäng- 
lich» wohl seine Berechtigung. 



— 39 — 

Aufgabe des Gesetzes von 1835 war es, die Anwendungs- 
fälle der Expropriation näher zu besümmen. Es that es in 
der Weise, dass es eine Anzahl von Kategorien aufstellte, 
einerseits für den Staat, anderseits für die politischen und 
Ortsgemeinden. In dieser Kategorisierung fand der Kom- 
missionsbericht vom 19. Februar 1835 «eine scheinbare Be- 
schränkung der Oberbehörden, die aber einerseits zur Anlei- 
tung, anderseits zur Beruhigung dient, mithin sehr angemessen 
erscheint. » 

Art 1 des Gesetzes lautet: 

« Jeder Grundeigentümer kann angehalten werden, in den 
nachstehenden Fällen und unter nachbeschriebenen Bedingun- 
gen Grand und Boden, sowie Gebäulichkeiten an den Staat 
abzutreten, nämlich: 

a) zur Anlegung oder Korrektion von Strassen, die im 
Interesse des Staates notwendig erfunden werden; 

h) zur Anlegung oder Verbesserung von Landungsplätzen 
an Flüssen- und an Seeufern, im gleichen Falle; 

c) zu Korrektionen von Gewässern, d. h. zu zweckmässiger 
Leitung von Flüssen, Waldslrassen und Bächen, sei es um 
selbe unschädlicher zu machen, oder um Land zu gewinnen 
oder zu verbessern; 

d) zur Auflührung neuer Gebäude, deren der Staat zum 
Zwecke seiner verschiedenen Verwaltungen bedarf, und für 
welche keine andere zweckmässige Stelle ausgemittelt werden 
kann, oder zur Erweiterung schon bestehender, wenn die 
kompetente Behörde deren Bedürfnis erkannt hat. » 

Die Abtretungspflicht trat aber beim Vorhandensein dieser 
Bedingungen nicht schon von selbst ein, sondern zur grössern 
Sicherheit der Eigentümer entstand sie erst dann, wenn der 
Grosse Rat zu dem bestimmt ausgesprochenen Zwecke Geld- 
mittel angewiesen oder die betreffenden Unternehmungen 
förmlich bewilligt oder beschlossen hatte. ^ Es war somit im- 
mer nötig ein Entscheid der «obersten Kantonsbehörde, von 
der rechtlicher Weise angenommen werden muss, dass sie 
nicht nur keinerlei Absicht haben könne, einen Bürger mut- 
williger Weise zu schädigen, sondern dass sie überhaupt in 

' Art. 8. 
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ihren Beschlüssen sich ausscliliesslicli nur durch das entschie- 
dene Bedürfnis des Kantons werde leiten und bestimmen las- 
sen.»^ Ausserdem war dem Regierungsrate die gesetzliche 
Pflicht auferlegt, bei den Plänen und Baubeschreibungen das 
Privateigentum möglichst zu schonen.* 

In Bezug auf die politischen und Ortsgemeinden bestanden 
folgende Kategorien: 

a) für Anlegung oder Korrektion von Strassen; 

b) zur Korrektion von Gewässern, d. h. zu zweckmässiger 
Leitung von Flüssen, Waldströmen und Bächen; 

c) wenn die Abtretung von Privateigentum notwendig ist, 
um von Seite der politischen odei der Ortsgemeinde den 
Forderungen bestehender Gesetze Genüge zu leisten; 

d) wenn die Abtretung notwendig ist, um verfassungs- 
mässigen oder polizeilichen Anordnungen Genüge zu leisten; 
bei waltendem Widerspruch in aJüen Fällen nur dann, wenn 
der Kleine Rat die Ausführung des Beschlusses genehmigt 
haben wird.»'* 

Der Entwurf des Regierungsrates vom Mai 1834 hatte im 
Art. 1 noch vorgesehen: 

e) zur Erriclitung öffentlicher Plätze für Staatszwecke.» 
Als solche Plätze konnte sich die Grossratskommission 

nur Landungs-, Bau- und Exerzierplätze denken. Sie schlug 
deshalb die Beseitigung dieses Absatzes vor und en'eichte sie 
mit der Begründung: 

«Für Landungsplätze ist in lit. 6. dieses Artikels gesorgt, 
bei Gebäulichkeiten kann man sich den erforderlichen Raum 
verschaffen; für Exerzierplätze wird kein Grundeigentum an- 
gekauft werden wollen, sonach erscheint eine solche Bestim- 
mung überflüssig.» 

Zunächst wurden nun einige Specialgesetze erlassen. Das 
Gesetz über Bau und Unterhaltung der Gemeindestrassen vom 
26. Januar 1837* gab den Gemeinden in Bezug auf die Kies- 
gruben das gleiche Recht, das durch Gesetz von 4805 der 



' Botschaft vom 26. Mai 1884. 
« Art. 4. 
» Art. 18. 
* Art. 27. 



— 41 — 

Staat besass. Das Gesetz über Bau und Betrieb von Eisen- 
bahnen vom 22- Januar 1846 rüstete mit dem Expropriationsrecht 
aus die konzessionierten Eisenbahnunternehmungen «für alle 
Einrichtungen, weiche der Bau und Betrieb der bewilligten 
Bahnstrecke nötig machen. » ^ Auch nach Erlass des eidge- 
nössischen Expropriationsgesetzes waren nocli die kantonalen 
Bestimmungen massgebend, bis jenes für alle vom Bunde 
konzessionierten Eisenbahnen als verbindlich erklärt wurde 
durch das Bundesgesetz über den Bau und Betrieb der 
Eisenbahnen auf dem Gebiete der schweizerischen Eidgenos- 
senschaft, vom 23. Dezember 1872. 

Eine der grössten Plagen für den Kanton St Gallen, viel- 
leicht die grösste bildeten die zahlreichen Gewässer, welche 
vermöge ihrer unzureichenden Betten das anliegende Land 
versumpften. Die Eidgenossenschaft hatte mit der Linthkor- 
rektion schon längst einen Anfang der Besserung gemacht, 
und es war an der Zeit, dass der Kanton ihrem Beispiel folgte. 
Es entstand das Gesetz über Korrektion von Gewässern, vom 
21. Januar 1847, welches bestimmte: 

«Wenn eine Korrektion beschlossen ist und der Regie- 
rungsrat die Ausführung des Korrektionsplanes genehmigt hat, 
steht den Güterbesitzern gleich wie den politischen Gemein- 
den das Recht der Expropriation zu, ganz nach Anleitung des 
Gesetzes über Abtretung von Eigentum zu öffentlichen Zwecken, 
welche Expropriation aber nur gegen die am Unternehmen 
selbst Beteiligten unbedingte Anwendung findet ; gegen Nicht- 
beteiligte hat darüber im Falle von Widerspruch der Grosse 
Rat zu entscheiden. » ^ 

« Zu einem giltigen Entscheide der Versammlung für Vor- 
nahme der Korrektion ist erforderlich, dass die absolute Mehr- 
heit sämtlicher beteiligter Grundeigentümer sich dafür aus- 
spricht, und dass diese Mehrheit zugleich den grössten Teil 
der beteiligten Grundstücke dem Flächenraum nach besitzt; 
dem Entscheide einer solchen Mehrheit hat sich die Minder- 
heit zu unterziehen, es sei denn, dass dieselbe die Nützlich- 
keit des Unternehmens oder die Zweckmässigkeit des Planes 
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bestreite, über bevorstehenden Nachteil sich beschwere, oder 
aas andern Gründen gegen die Korrektion Einwand mache, 
in welchem Falle sie ihren Rekm'S an den Regierungsrat ein- 
zugeben hat.»^ 

Der Kleine Rat mochte voraussehen, dass diese Bestim- 
mungen viele Anfechtungen erfahren würden, deshalb vertei- 
digte er sich zum vornherein in der Botschaft vom 7. No- 
vember 1845: 

c( Dass die Minderheit der beteiligten Grundbesitzer sich den 
Anordnungen der Mehiheit fügen müsse, diesen allerdings 
folgenschweren Grundsatz glaubten wir aussprechen zu dür- 
fen, immerhin unter der heilsamen Bedingung, dass Einwen- 
dungen gegen eine Korrektion, sei es bezüglich des Planes 
selbst oder ihrer Rentabilität, oder aus andern Gründen, aut 
dem Wege des Rekurses an uns gelangen mögen. Man mag 
den Grundsatz, dass die Majorität für die Minderheit verpflich- 
tend sei, einen Eingriff in das Privateigentum nennen ; unserer 
Ansicht nach ist er dieses nicht — Der Begriff des Eigentums 
kann wohl unmöglich soweit gehen, dass, wenn Korrektionen 
im grösseren Massstabe unabweisbares Bedürfnis im Interesse 
allseitigen Nutzens geworden sind, wenn Lasten, die auf den 
Gütern hafteten, durch eine Korrektion entweder aufgelöst 
oder in andere Leistungen umgewandelt werden, ein einziger 
eigensinniger Besitzer, oder ihrer mehiere alle und jede, noch 
so nötige, noch so nützliche Unternehmungen hintertreiben 
und auf Menschenalter hinaus, vermöge ihres Starrsinnes, un- 
möglich machen können. » 

Die Mehrheit der Kommission pflichtete allerdings diesen 
Ausführungen bei, Baumgartner jedoch und noch ein anderes 
Mitglied stimmten für Verwerfung der Vorlage: 

«1. weil der Gesetzesvorschlag in den besprochenen Pri- 
vatunternehmungen verbindlich eine Minderheit einer soge- 
nannten Mehrheit unterwerfen will und dadurch unantastbare 
Beziehungen im Bereiche des Privatrechtes auf eine unzuläs- 
sige Weise verkümmert; 

2. weil das laut Verfassung an gewisse Schranken gebun- 
dene Recht des Staates, unter Umständen über das Privat- 

' Art. 4. 
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eigentum zu verfügen, — d. h. das sogenannte Expropriations- 
recht ohnehin durch das Gesetz vom 23. April 1835 eine 
breitere Ausdehnung erhalten hat, als es mit der Selbständig- 
keit und nüt dem Rechte der Selbstbestimmung der Bürger 
verträglich ist und sogar zufällig sich bildenden Privatvereinen 
eingeräumt werden will; 

3. weil der Gesetzesvorschlag endlich, angenommen, man 
könnte über obige beiden Haupt- und Grundbestimmungen 
desselben stillschweigend hinweg gehen und sie als minder 
bedeutend oder durch den Zweck gerechtfertigt ansehen, dem 
Kleinen Rat masslose Entscheidungsbefugnisse einräumt.» 

«Der Staat mag ein Recht haben, das der Abwendung 
plötzlicher und eminenter Gefahr und Not, oder besser gesagt, 
es ist dieses Recht vorhanden, weil die Pflicht des Staates es 
also gebeut. In diese Kategorie indess können blosse Kultu- 
ren, zu welchen man auch die gewöhnlichen Entsumpfungen 
rechnen muss, nicht gehören. Sie mögen sehr wünschbar 
sein, verheissen viel heilsames und gereichen dem Lande zur 
Ehre. Von hier bis zum Befehl, dass sich die beteiligten 
Güterbesitzer zum Verein versammeln sollen, und dass, wenn 
das Projekt der Mehrheit einleuchtet, auch die Minderheit sich 
zu unterziehen habe, ist ein weiter Schritt.» 

^(Will man die Folgerung liieraus ziehen, dass, falls der 
Vorschlag nicht angenommen werde, dannzumal manche nütz- 
liche Korrektion unterbleiben müsse, so entgegnen wir vor 
allem, dass eine solche Folgerung, wenn es sich um Schutz 
der individuellen Rechte handelt, nichts entscheidet.»^ 

Das Gesetz über Entwässerung von Grundstücken, vom 
21. Januar 1858, sagt: 

«Jeder Grundeigentünier ist berechtigt, das Wasser, das 
er zum Zweck der Entwässerung seines Grundstückes sach- 
gemäss in Gräben, Dohlen oder Drainleitungen sammelt, durch 
die Grundstücke Dritter regelrecht und mit möglichster Ver- 
meidung aller Beschädigung derselben abzuleiten, d 

Die Botschaft vom 6. November 1856 begründet diese 
(iesetzesbestimmung mit einem Zitat aus einem Berichte des 
landwirlschaftlichen Vereins des Kantons Thurgau: 

^ Gutachten der Kommissionsminderheit vom 6. November 1846. 
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aDer lleissige und einsichtige Gürerbesitzer muss den 
gleichgültigen Anstösser zum Oeffnen der Gräben zwingen 
können durch das Gesetz, sonst ist eine rationelle Verbesse- 
rung unseres nasskalten Bodens eine reine Unmöglichkeit. 
Aus gleichem Grunde ist das Di-ainieren für uns ein so drin- 
gendes Bedürfnis.» 

Stillschweigend setzt die Expropriationsbefugnis voraus 
die Verordnung über den Wiederautbau abgebrannter Oil- 
schatten vom 31. August 1859, behufs Wiederaufbaues von 
eingeäscherten Häusein nach einem neuen, zweckmässigem 
Plane. Damals konnte sich diese Verordnung kaum auf einen 
Artikel des Expropriationsgesetzes stützen, anders natürlich 
seit 1898. 

Der regierungsrätliche Entwurf vom 22. Oktober 1860 ver- 
langte die Ausdehnung des allgemeinen Expropriationsgesetzes 
«zur Erweiterung schon bestehender oder zur Anlage neuer 
Begräbnisplätze oder Friedhöfe», wozu voi^ängige Beschluss- 
fassung oder Genehmigung des Regierungsrates notwendig 
sein sollte. Eine Begründung dieses Entwurfes gibt der Kom- 
missionsbeiicht vom 11. März 1861 : 

Mit der Vermehrung der Bevölkerung seien an vielen 
Orten erweiterte Kirchhöfe oder Versetzung derselben an an- 
dere Stellen notwendig; die Vermehrung der Wohngebäude 
erschwere solche Erweiterung oder Versetzung; endlich sei 
die Nachbarkeit von Friedhöfen dermassen missbeliebt, dass 
es je länger je schwerer werde, geeignete Plätze ohne unver- 
hältnismässige Preise anders als auf dem Wege der Zwangs- 
enteignung zu erwerben. 

Eine Kommissionsminderheit (Hungerbühler und Zündt) 
wollten einfach das Expropriationsgesetz von 1835 auf Kirch- 
und Schulgemeinden anwenden. Ihrem Gutachten vom 11. Mära 
1861 sei folgende Stelle entnommen: 

«Die St. gallische Gesetzgebung hat keinen Anstand ge- 
nommen, für den Bau von Strassen, Brücken, für die Errich- 
tung eines Metzgebanks, eines Salzstadels, — für Gemeinde- 
und Eisenstrassen, für die Geradziehung eines Baches, für 
den Wasserabzug in einen Draingraben u. s. w. das Expro- 
priationsprivilegium einzuräumen. Warum soll dieses den Ge- 
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meinden verweigert werden, welche eine Kirche oder ehi 
Schulhaus zu bauen oder zu erweitern im Interesse des 
Staatszweckes durch Gesetz oder gesetzmässige Forderungen 
verpflichtet sind ? Bei dem Bestand der freiesten Niederlassung 
und dem zunehmenden Wachstum der Bevölkerung wird der 
Bau oder die Erweiterung von Kirchen und Schulen immer 
mehr zum unabweislichen Bedürfnis werden. Sind nun solche 
Bauten nicht wenigstens ebenso wichtig und notwendig als das 
Abführen des Wassers aus einem Turbenmoos oder aus einer 
sauern Rietwiese? Sollen solche Bauten mid deren verhält- 
nissmässig beste und zweckmässige Ausführung den Bau- 
pflichtigen nicht wenigstens ebenso ermöglicht und erleichtert 
wei-den, als der Oi ts- und Gütergemeinde das Anlegen von 
Feld- und Flurwegen, dem drainierenden Ackerbesitzer das 
Ableiten schädlicher Niederschläge?» 

Dieser Erweiterung stimmten jedoch die Freunde des re- 
gierungsrätlichen Vorschlages nicht bei, «weil sie einen be- 
denklichen Eingriff in das Privateigentum besorgen, wenn für 
die so mancherlei Anlässe, bei denen Kirch- und Schulgemein- 
den beteiligt sein mögen, die Zwangsexpropriation gewährt 
werde; zudem seien Kirchen und Schulhäuser z. B. keine 
perhorrescierten Umgebungen wie die Kirchhöfe, und deshalb 
sei auch ein wirkliches Bedürfnis, sie durch Zwangsexpro- 
priation zu begünstigen, nicht vorhanden.»* 

Ein Antragsteller wollte den Vorschlag der Kommissions- 
minderheit präzisieren durch den Zusatz, das Expropriations- 
gesetz sei auszudehnen 

«a/ auf die Kirchgemeinden zum Bau oder zur Erweite- 
rung von Kirchen und Pfrundhäusern, sowie zur Anlage oder 
Erweiterung von Friedhöfen; 

h) auf die Schulgemeinden zum Bau oder zur Ei*weiterung 
von Schulhäusern. » * 

Ein zweiter Antragsteller glaubte die Ausdehnung be- 
schränken zu sollen auf Pfarrkirchen und Friedhöfe. * Schlies- 
lich bezog sich die Ausdehnung auf Kirchgenieinden und 

* Kommissionsbericht vom 11. März 1861. 
' GRP vom 15. März 1861. 
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Kirchgenossenschaften «zum Bau oder zur Erweiterung von 
Kirchen, sowie zur Anlage odei" zur Erwiederung von Fried- 
höfen, n * 

Durch Gesetz vom 8. Juni 1864 über Güterstrassen und 
Ausstreckrechte erhalten Güterbesitzer das nötige Fahrrecht 
über fremde Grundstücke, sofern il)re Güter keine eigene 
Zufahrt haben.* Als solche Güter gelten aber nicht Gebäu- 
lichkeiten. Der Amtsbericht vom Jahr 1876 erklärt dies aus- 
drücklich : 

« Das Gesetz über Güterstrassen und Ausstreckrechte vom 
11. August 1864 findet, wie in dessen Ingress deutlich aus- 
gesprochen ist, auf Gebäude keine Anwendung. 

Eine anologe Interpretation hat das Gesetz über Entwäs- 
serung von Grundstücken vom 21. Januar 1858 gefunden, 
indem die Ausdehnung desselben auf Gebäulichkeiten als un- 
statthaft erklärt wurde. » 

Der Ingress des Güterstrassengesetzes lautet: «In der 
Absicht, die einer freien und ergiebigen Bewirtschaftung der 
Güter entgegenstehenden Hindernisse so viel als möglich zu 
beseitigen. » 

Seine Entstehung dürfte dies Gesetz vorzugsweise einer 
Eingabe der kantonaten landwirtschaftlichen Gesellschaft vom 
1. März 1862 an den Regierungsrat verdanken. Die Gesell- 
schaft verlangte eine gesetzliche Besserung der Verhältnisse 
unter folgender Begründung: 

«Nachdem nun aber in den letzten 40 oder 50 Jahren die 
Landwirtschaft und insbesondere der Ackerbau durch die 
Theorie und Praxis, sowie durch die höhern Güterpreise, die 
Parzellierung des Grundbesitzes und die veränderten Verkehi's- 
verhältnisse in ein ganz anderes Stadium gerückt wurde, so 
ist auch die Betriebsweise eine ganz andere und die herkömm- 
liche Dreifelderwirtschaft zur Unmöglichkeit geworden. Jeder 
verständige Bauer weiss nun aus Erfahrung und Belehrung, 
dass der Boden bei einem zweckmässigen Wechsel der Kul- 
turen und bei vermehrtem künstlichem Futterbau an Produk- 
tionskraft ohne Brache nicht nur nicht verliert, sondern 



* Gesetz vom 80. Mai 1861, Art. i. 
» Art. 4. 
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auffallend gewinnt, und dass er durch den Anbau von peren- 
nierenden Futterpflanzen, wie Klee, Esper, Luzerne etc. viel 
weniger erschöpft wird, als durch unverhältnismässig starken 
Anbau von Getreide, wie dies bei der Dreifelderwirtschaft der 
Fall ist Nun hat die Dreifelderwirtschaft und damit verbun- 
denen Rechte und Beschwerden rücksichtlich der Ausstreck- 
und Fahrrechte durch Verjährung und Verträge eine recht- 
liche Bedeutung erhalten und wie alles Herkömmliche unter 
den Kurzsichtigen, dem Schlendrian Ergebenen, auch ihre 
Allhänger und Freunde, und nur zu oft wird es den Einsich- 
tigem und Gemeinnützigen geradezu zur Unmöglichkeit, auf 
dem Wege gütlicher Verständigung die alten Zeiggerechtig- 
keiten aufzulösen und die nötigen Zeigwiesen zu erstellen, 
durch die allein es jedem möglich gemacht wird, zu jeder 
Zeit auf sein Grundstück zu fahren und es beliebig zu be- 
nutzen. )) 

In der Folge gab ein Kekursfall Anlass zu einer Inter- 
pretation des Gesetzes. Die Rekurrenten Good und Heussi 
in Flums besassen einen Weingarten, die Exproprianten Ge- 
brüder Spörri ebenfalls einen, der ob demjenigen der Rekur- 
renten gelegen war. Nun führte bis fast zum Weingarten des 
Exproprianten ein Fahrsträsschen ; von da an musste der 
Mist etc. getragen oder geschalten ^ werden, was nicht ausser- 
gewöhnliches gewesen wäre. Die Exproprianten hatten jedoch 
im Sinne, Häusser auf dem Weingarten zu bauen, wobei dann 
das Weglein nicht mehr genügt hätte. Der Regierungsrat hielt 
nun eine Expropriation für die Verlängerung des Fahrsträss- 
chens für zulässig, die grossrätliche Kommission dagegen war 
der Ansicht, «es dürfe dem mehrgenannten Gesetze keine 
weitergehende Anwendung gegeben werden, als in demselben 
wirklich enthalten sei, das heisst, es dürfe dasselbe nur da, 
und nur soweit es zu landwirtschaftlichen Zwecken dient, 
seine Anwendung finden, mit nichten aber habe dasselbe auch 
zu dienen für gewerbliche Etablissemente, zum bessern Ver- 
kehr aller Art, zu bessern Zufahrtswegen zu Häusern und 
Strassen und anderes mehr; hiefür können und müssen an- 
dere Hilfemittel angewendet werden, an denen es uns nicht 

' = gestossen. 
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mangelt, insofern ein Bedürfnis hierfür nachgewiesen werden 
kann. » ^ 

Entgegen diesen Ausführungen stellte sich der Grosse 
Rat jedoch in diesem wie in dem ähnlichen Falle Römer auf 
den Boden des Regierungsrates, welcher eine Einschränkung 
mit Rücksicht auf den Zweck des Gutes offenbar nicht zu- 
lassen wollte. 

Eine Ergänzung des oben angeführten Gesetzes über 
Korrektion von Gewässern bildet das Gesetz über Bodenaus- 
tausch bei Gewässerkorrektionen vom 8. Februai- 1866, wel- 
ches die Anwendung des Expropriationsrechtes also festsetzt: 

«Art. 1. Mit jeder bereits ausgeführten oder künftighin 
zu unternehmenden Gewässerkorrektion kann auch ein Um- 
tausch des im Entsumpfungsgebiete gelegenen Bodens, zum 
Zwecke einer geregelten Zusammenlegung desselben, sowie 
die Anlage eines entsprechenden Strassen- und Wegnetzes 
verbunden werden. 

Art. 2. Die Zusammenlegung findet statt, wenn folgende 
Bedingungen zusammentreffen : 

a) wenn der Umtausch zur Erzielung besserer Boden- 
bewirtschaflung gesclüeht und nicht anders als durch den 
ßeizug des gesamten dabei beteiligten Bodens ausgeführt 
werden kann; 

6/ wenn der zusammenzulegende Boden von wesentlich 
gleicher Beschaffenheit ist; 

c) wenn die Mehrheit der bei dem Sach-Entscheide vex- 
sammelten Grundbesitzer, welche zugleich Eigentümer des 
grössern Teiles des betreffenden Bodens sind, dieselbe ver- 
langen. » 

Ein nicht unerheblicher Fortschritt ist zu verzeichnen im 
Gesetz über Abtretung von Privateigentum an Schulgenossen- 
schaften vom 8. Februar 1866. Zum ersten Male tritt uns 
nämlich hier die Neuerung entgegen, dass das Gesetz nicht 
einzelne Fälle aufzählt, sondern in richtiger Weise den Ent- 
scheid über die Statthaftigkeit der Expropriation dem jeweiligen 
Ermessen des Regierungsrates überlässt Damit waren die 



Kommissionalbericht vom 17. November 1877. 



\-^^ 






— 49 — 

Schulgenossenschaften im Vorteil vor den politischen, Orts- 
und Kirchgemeinden. Der regierungsrätliche Entwurf vom 
18. Oktober 4865 war keineswegs so weit gegangen, sondern 
beschränkte die Fälle auf Bau und Erweiterung von Schul- 
häusern. Ein Individualantrag wurde gestellt zu Gunsten der 
Erwerbung von Turnplätzen, ein anderer enthielt die allge- 
meine Fassung, welche mit 73 gegen 54 Stimmen angenommen 
wurde. ^ 

Die Inanspruchnahme von « Privateigentum n für Gemeinde- 
strassen zweiter Klasse wurde zulässig erklärt durch Gesetz 
vom 30. Januar 1868, die Inanspruchnahme von « Privateigen- 
tum an Grund und Boden oder an Baumaterialien » für Schutz- 
bauten gegen Wildbäche mid Rufen durch Gesetz vom 12. 
August 1869. 

Die bei den vorhandenen Expropriationsgesetzen beste- 
hende Unmöglichkeit, in allen Fällen das durchaus notwendige, 
gesunde Wasser zu erhalten, veranlasste den Regierungsrat 
zum Gesetzesvorschlage vom 9. November 1872 betr. Abtre- 
tung von Wasserquellen und von Wasserleitungen. Die am 
8. Juni 1869 beschlossene Gründung eines st. galhschen Kan- 
tonsspitales war es hauptsächlich, welche die Notwendigkeit 
eines solchen Gesetzes in auffallender Weise darlegte. Es 
konnte nämlich für den Spital in St. Gallen kein Trinkwasser 
gefunden werden, wohl aber in einer Nachbargemeinde. Die- 
ses Wasser wollten jedoch mehrere Wasserrechtsbesitzer 
entweder gar nicht oder nur um einen unmässigen Preis ab- 
treten. Abhilfe konnte nur durch ein neues Expropriations- 
gesetz gc^schaffen werden. Der Regierungsrat begleitete die 
bezügliche Vorlage mit den zutreffenden Worten: 

« Die Erlangung von gutem und genügendem Trinkwasser 
gewinnt für viele, besonders grössere Ortschaften eine stets 
steigende Bedeutung. Gutes und genügendes Trinkwasser ist 
heutzutage als eine Bedingung der Erhaltung des Gesundheits- 
zustandes der Bevölkerung beinahe allgemein anerkannt Kann 
die Wasserversorgung in so reichlichem Masse erzielt werden, 
dass es möglich wird, nicht nur die öffentlichen Brunnen und 
die Privathäuser damit zu versehen, sondern auch durch An- 
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bringung sogenannter Hydranten in den die Strassen durch- 
ziehenden Leitungen Wasser für die Reinhaltung der Strassen 
und zur Benutzung bei ausbrechenden Feuersbrünsten zu 
gewinnen, so wird nicht nur die öffentliche Salubrität dadurch 
wesentlich gefördert, sondern auch der Handhabung der Feuer- 
polizei erheblicher Vorschub geleistet.» 

«Nicht überall ist es indessen möglich, das erforderliche 
Wasser auf dem Wege des Ankaufes zu erlangen, und wo es 
noch möglich wäre, werden von den Eigentümern zuweilen 
so exorbitante Forderungen gestellt, dass die aufzuwendenden 
Kosten in keinem Verhältnisse mehr zu den zu erzielenden 
Vorteilen stehen oder unter Umständen einfach unerschwing- 
lich werden würden. Es musste daher die Frage entstehen, 
ob den öffentlichen Bedürfnissen nicht auf dem Wege der 
Expropriation und der Entschädigung des bisherigen Eigen- 
tümers nach einem durch Experten oder eventuell durch 
zivilgerichtlichen Spruch zu bestimmenden Masse entsprochen 
werden könne.» 

Die Kommission des Grossen Rates legte grosses Gewicht 
auf die unumgängliche Notwendigkeit der Expropriation, 
«Wasserversorgungen, die mehr nur zur Annehmlichkeit der 
Einwohner einer Ortschaft oder zur Verschönerung derselben 
dienen, sollen nicht auf dem Wege der Zwangsabtretung er- 
folgen können, sondern es soll letztere auf die Alimentation 
öffentlicher Brunnen und die Verwendung von Trinkwasser 
in öffentlichen Anstalten beschränkt bleiben. » 

Der Regierungsrat verlangte im Gesetze Anwendung des 
Expropriationsrechtes « auf Abtretung von Wasserquellen, 
sowie von Boden für Wasserleitungen und Wassersämmler 
(Reservoirs), welche zum Zwecke der Alimentation schon be- 
stehender oder der Erstellung neuer öffentlicher Brunnen oder 
zur Verwendung in öffentlichen Anstalten des Staates, der 
politischen, der Orts- und der Schulgemeinden unumgänglich 
notwendig sind.» Die Grossratskommission fügte diesen Fäl- 
len noch bei die Abtretung von Wassergerechtigkeiten und 
die Einräumung von Servituten zur Anlegung von Wasser- 
leitungen. Mit dieser Erweiterung wurde der regierungsrät- 
liche Entwurf im Grossen Rate angenommen, nachdem ein 



— 51 — 

Antrag auf Nichteintreten durchgefallen war. Verworfen wur- 
den die Anträge, die Expropriationsberechtigung auszudehnen 
auf die Erwerbung von Berechtigungen zu Wasserleitungen, 
ferner auf die Abtretung von Privateigentum für Boden, des- 
sen Erwerbung in öffentlichen, sanitarischen Interessen einer 
Gemeinde liegt, nämlich für öffentliche Abiagerungsplätze für 
Strassenkehricht und Abgänge und für Anbringmig von Re- 
servoirs für Grubenabgänge, terner der Antrag, das Expro- 
priationsrecht zu beschränken auf Quellen, welche nicht be- 
reits für einen Brunnen benutzt werden, endlich der Antrag, 
dass Expropriationsbegehren der eigenen Gemeinde denjenigen 
benachbarter Gemeinden vorgehen soUea. ^ Das Wort a unum- 
gänglich», dessen Streichung gegenüber einem diesbezüg- 
lichen Antrag nicht beliebte, wurde in Art. 2 definiert: 

«Die Expropriation ist nur dann als unumgänglich not- 
wendig anzusehen, wenn nachgewiesen ist, dass sie in einem 
der im vorstehenden Artikel erwähnten öffentlichen Bedürf- 
nisse begründet liegt und dass diesem Bedürfnisse ohne Er- 
werbung fremden Eigentums gar nicht oder nur mit einem 
unverhältnismässigen Kostenaufwande entsprochen werden 
könnte. r> 

Im Rekurse des W. Eigenmann wurde unter anderm auch 
geltend gemacht, dass dieses Gesetz betreffend Abtretung von 
Wasserquellen nur von öffentlichen Brunnen, nicht aber von 
andern Wasserversorgungsarten rede, welch' letztere für die 
Expropriation somit nicht in Betracht kommen können. Die- 
sem Einwand gegenüber erwidert der Regierungsrat:* 

vEs ist nun richtig, dass das Gesetz von 1873 sich des 
Ausdruckes «öffentlicher Brunnen» bedient und von Haus- 
wasserversorgungen nicht redet. Wir haben aber immer an- 
genommen, dass letztere von der Wohlthat des Expropriations- 
rechtes nicht ausgeschlossen seien, insofern sie ihrem Wesen 
nach ein öffentliches Werk sind und dem öffentlichen Wohle 
dienen. Seit dem Erlass jenes Gesetzes sind die Hauswasser- 
versorgungen erst in Aufschwung gekommen, während das 
frühere System der öffentlichen Brunnen immer mehr ver- 

* GRP vom 28. November 1872. 
' Botschaft vom 21. Mal 1898. 
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lassen wird. Diese modernen Wasserversorgangen mit ihren 
Reservoirs, Haupt- und Zweigleitungen sind im Grunde nur 
eine neue Art von «öffentlichen Brunnen». Bei diesem 
System wird allerdings mehr Wasser verbraucht als beim 
alten System, allein gerade dieser vermehrte Gebrauch ist 
eine Wohlthat für die Allgemeinheit. id 

« Das 4873er Gesetz erklärt die Expropriation als zulässig 
«für öffentliche Anstalten der Gemeinden». Nun sind diese 
Trink-, Brauch- und Hydrantenversorgungen eben auch öffent- 
liche Anstalten und es wurde tür dieselben bisanhin das Ex- 
propriationsrecht anstandslos erteilt.» 

Durch die Bundesgesetzgebung veranlasst, wurde 1876 
ein neues Forstgesetz geschaffen, dessen hauptsächlichste 
Neuerung darin besteht, dass privater, als Schutzwaldung 
aufzutorstender Boden vom Staate kann, auf Begehren des 
Eigentümers muss übernommen werden. Dieser Fall untersteht 
jedoch dem Bandesexpropriationsgesetze von 1850. 

Ein Nachtragsgesetz vom 24. Februar 1877 wandte die 
Bestimmungen des Gesetzes über die Verbauung der Wild- 
bäche und Rufen auch an ^lauf die Korrektion solcher Ge- 
wässer, welche, ohne in die Klasse der eigentlichen Wildbäche 
zu geliören, zeitweise ihre Umgebung in grösserem Massstabe 
gefährden und zur Sicherstellung derselben umfassendere und 
kostspieligere Arbeiten erfordern. » Die doppelte Begründung 
dieser Ausdehnung gibt der Regierungsrat in der Botschaft 
vom 19. Februar 1877: 

«Im Juni 1869 haben Sie ein Gesetz über die Verbauurig 
der Wildbäche und Rufen erlassen. Dasselbe ermöglicht spe- 
ciell die Ausführung von Verbauungen bei Wildbächen im 
Hochgebirge, welche gemeingefährlich sind. Unter solcher 
Verbauung wird verstanden die Fixierung der Sohle und die 
daherige Verhütung der fortwährenden Vertiefung derselben 
und der Nachrutschung der Seitenhänge. Nun tritt aber auch 
der Fall ein, dass (wie z. B. bei der Tamina in Vättis) ein 
Wildbach nicht mittelst Thalsperre, sondern mittelst Gerade- 
legung und mittelst Streichwuhren verbaut, resp. der anstossen- 
de Grundbesitz gegen Ausbrüche geschützt werden muss. 
Ferner kann auch bei Wildbächen, wie z. B. beim Dürrenbach 
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im Oberrheinthal, die NotweHdi{;keit eintreten, nicht bloss ds\ß 
Ouellengebiet gegen weitern Abbruch zu schützen, sondern 
auch in der Thalsohle das bisherige, auf hohem Damme be- 
findliche und leicht ausbrechende Bett auf eine sichere, tief 
liegende Stelle zu verlegen, oder es kann ferner die Notwen- 
digkeit eintreten, einen Kiesfang neu anlegen oder erweitern 
zu müssen. Diese Massnahmen können unabweisbar nötig 
sein. Dieselben müssen deshalb in den Begriff der Verbau- 
ung eines Wildbaches hinein gezogen werden und nach den 
Bestimmungen des bestehenden Wildbachgesetzes behandelt 
werden. Obwohl eine solche Erweiterung des Begriffes der 
Verbauung vor der strengsten Auslegung des erwähnten Ge- 
setzes vielleicht nicht bestehen kann, so geht dieselbe wenig- 
stens da noch an, wo es sich unzweifelhaft um einen Geschiebe 
führenden Wildbach des Hochgebirges handelt. Mit der wün- 
schenswerten Ergänzung könnte also zugewartet werden, so- 
lange nur wirkliche Wildbäche in Frage gekommen sind. 

Die Wasserverheerungen vom 10. Juni vorigen Jahres 
sind jedoch inzwischen die Ursache geworden, weshalb wir 
glauben, mit dem am Schlüsse heutiger Botschaft Ihnen zur 
Genehmigung empfohlenen Nachtragsgesetze nicht länger zu- 
rückhalten zu dürfen. 

Am genannten Tage sind wie allbekannt, im Hügellande 
der Schweiz nicht bloss grössere Flüsse, sondern auch klei- 
nere Bäche verheerend und gemeingefährlich aufgetreten, so 
dass der Ruf nach rationeller Korrektion und bleibender Ver- 
hinderung künftiger Ausbrüche aus manchen Landesteilen und 
Gemeinden an die O^erbehörden gelangte. Im Kanton St. 
Gallen haben technische Untersuchungen nachgewiesen, dass 
namentlich in Zuzwil und an der ütze in Ober- und Nieder- 
ützwil durch radikale Korrektionen bessere Zustände herge- 
stellt werden können. Die Notwendigkeit der Durchführung 
dieser Korrektionen in einer Reihe von Jahren, d. h. die drin- 
gendsten Bauten mit tliunlichster Beförderung und verschieb- 
baren Vollendungsmassnahmen in späterer Zeit, liegt unab- 
weisbar vor uns und muss uns in Pflichtiger Obsorge für die 
Bachpolizei um so mehr beschäftigen, als die betreffenden 
Gemeindebehörden das dringende Gesuch um Ausführung der 
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Verbesserung und um Unterstützung ab Seite des Staates 
bereits gestellt haben. » 

Die Notwendigkeit, durch Belastung mit Servituten expro- 
priieren zu Icönnen, zeigte sich in hohem Masse bezüglich der 
Schiessplätze. Einerseits beeinträchtigte das Schiessen die 
Grundbesitzer ziemlich stark, anderseits aber wäre die Er- 
werbung des vollen Eigentumsrechtes an solchen Grundstücken 
meist ein unverhältnismässiger Aufwand gewesen im Ver- 
gleich zu der Zeit, in welcher gewöhnUch geschossen wird. 
Es wurde deshalb in das MUitärgesetz vom 10. Mai 1881 die 
sogenannte lex Hafnersberge riana (die Scheibenstände des 
Waffenplatzes St. Gallen beflnden sich am Hafnersberg) als 
Art. 12 aufgenommen, welche dem Staate und den politischen 
Gemeinden das Recht der Erwerbung von Schiessberechtigun- 
gen und Schiessplätzen (bis 1898 nach Ermessen des Abtre- 
tungspflichtigen) zuerkennt. Ueber diese Bestimmungen ging 
der Regierungsrat in einem Falle hinaus, indem er ohne Ex- 
propriationsverfahren bezüglich Ei-werbung einer Servitut das 
Schiessen gestatten wollte, trotzdem es ein Grundstück be- 
lästigte. Der Eigentümer wandte sich jedoch an das Bundes- 
gericht, welches die expropriationsmässige Begründung einer 
Servitut für notwendig erkannte, das Begehren des Klägers 
um gänzliche Uebernahme jedoch als zu weitgehend, weil ge- 
mäss der Garantie der Unverletzlichkeit des Eigentums eine 
Expropriation nicht blos durch Eigentumserwerb, sondern auch 
durch Beschwerung von Liegenschaften mit Servituten mög- 
lich sei.^ Letztere Entscheidung dürfte immerhin mit Rück- 
sicht auf Art. 12 des Militärgesetzes anfechtbar gewesen sein, 
da dieser ausdrücklich sagt: «Es steht irn Ermessen des zur 
Abtretung Pflichtigen, nur eine Schiessberechtigung einzuräu- 
men oder zu verlangen, dass das benötigte Eigentum expro- 
priiert werde. » 

Teils eine Erneuerung von alten Expropriationsbestim- 
mungen, teils gänzlich neue enthält das Strassengesetz vom 
1. Juh 1889. 



* Klingler gegen St. Gallen. 20. XH. 1889. Bundesgerichtsentscheidun- 
gen, Band XV. No. 103. 
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Art 21 2 und s: «Für die Erwerbung von Zufahrten oder 
Zufahrtsrechten, sowie für die Erwerbung von Grund und 
Boden oder Ausbeutungsrechten für den Bezug von Kies aus 
öffentlichen Gewässern, Kiesgruben oder von andern Bezugs- 
orten steht dem Staate und den politischen Gemeinden das 
Expropriationsrecht zu. 

Die vorstehenden Bestimmungen fmden auch Anwendung 
auf diejenigen Nebenstrassen, deren Unterhalt von der poli- 
tischen Gemeinde übernommen worden ist, sowie auf die 
Strassen n. und III. Klasse (Gemeinde- und Nebenstrassen), 
deren Unterhalt in Gemässheit von Art. 85 von Ortsgemein- 
den besorgt wird. » 

Art. 35 1: «Wenn einzelne Grundstücke durch die Güter- 
strassen keine freie Zufuhr erhalten, so kann der Eigentümer 
derselben gegen volle Entschädigung das zur freien Benützung 
nötige Fahrrecht über die betreffenden Grundstücke Dritter 
verlangen. » 

In Anwendung der allgemeinen Expropriationsgrundsätze, 
und «in Bestätigung der bisherigen Praxis» kam der Regie- 
rungsrat im Jahre 1900 anlässlich eines Rekursfalles in die 
Lage, zu entscheiden, «dass ein Fahrrecht im Sinne von Art. 
35 des Strassengesetzes nur dann verlangt werden könne, 
wenn das Grundstück, zu dessen Gunsten das Fahrrecht ver- 
langt wird, entweder keine oder nur eine durchaus unzweck- 
mässige Zufahrtsberechtigung besitzt, nicht aber schon des- 
wegen, weil eine andere Fahrgelegenheit für das herrschende 
Grundstück dienlicher und passender wäre. » ^ 

Art. 90 erteilt das Expropriationsrecht, wenn es zum Voll- 
zug der Bestimmungen des Gesetzes nötig ist. Durch Art. 89 
finden sämtliche Bestimmungen, somit auch die von Art. 90, 
Ä entsprechende Anwendung auf öffentliche Verkehrsplätze, 
Marktplätze, Lagerplätze, Landungsstellen, Aborte und andere 
dem öffentlichen Verkehr dienende oder im öffentlichen In- 
teresse liegende Einrichtungen.» 

Ganz neu ist auch die Bestimmung des Art. 54 1, dass 
durch neue Güterstrassen überflüssig gewordene Privat Strassen 

* A. B. 1900, n p. 69. 
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und -wege in das Eigentum der Anstösser übergehen, sofern 
nicht ^ev Besitzer selbst Anstösser ist. 

Im gleichen Jahre 1889 entstand ein Nachtragsgesetz über 
Bodenaustausch bei Gewässerkorrektionen, vom 30. Dezeniber. 
Der Titel ist eigentlich nicht ganz korrekt, denn das Nach- 
tragsgesetz verlangt Anwendung des Gesetzes über Boden- 
austausch bei Gewässerkorrektionen «^bei allen Güterzusam- 
menlegungen, welche infolge von Gewässerkorrektionen oder 
aus ii*gend einer andern Ursache zur Ausführung gelangen. » ^ 
Niemand kann mit Grund etwas dagegen haben, dass der Re- 
gierungsrat es begrüsst, « wenn ermuntert durch die staatliche 
Unterstützung, das mächtige Mittel der Güterzusammenlegung 
zur Hebung der Ertragsfähigkeit des Bodens in Verbindung 
mit einer Bereinigung der Güterwege auch da angewendet 
wird, wo der betreffende Boden einer Entsumpfung nicht be- 
darf. » * Wie aber manche Leute gesundem Fortschritt einen 
fast unglaublichen Widerstand entgegensetzen, zeigt der Kom- 
missionalbericht vom 22. Mai 4889: 

«Bei der im citierten Gesetz (über Bodenaustausch bei 
Gewässerkorrektionen) vorgesehenen Abstimmung über die 
Ausführung des Projektes (Bodenaustausch und Wegbereini- 
gung) stimmten von 51 beteiligten Grundbesitzern 4S für die 
Ausführung und 8 dagegen. Die erstem besitzen im Zusam- 
menlegungsgebiete 68,880 m* Boden und die Minderheit der 
acht Grundbesitzer eine Fläche von 10,697 ml Die gesetz- 
lichen Bestimmungen über die Ausführungsbeschlüsse, wonach 
solche die Mehrheit der Bodeneigentümer und die grössere 
Hälfte der Fläche erheischen, wäre sonach vollständig erfüllt. 
Die acht Gegner des Unternehmens wollten sich indessen die 
Ausführung nicht gefallen lassen, weil das Zusammenlegung^- 
gebiet keiner Gewässerkorrektion angehöre und deshs^b das 
Gesetz über Bodenaustausch bei Gewässerkorreküonen nicht 
anwendbar sei. Alle Belehrungsversuche cjes Qemeincjerates, 
sowie die Vertröstung, dass laut (lesetz allfälliger Schaden 
voll entschädigt werden müsse, blieben erfolglog. Die kleine 



» Art. 1. 

* Botschaft vom 31. Oktober 1888. 
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Minderheit der acht Grundbesitzer blieb renitent und wollte 
nicht in dem Ding sein.» 

Zuletzt bemerkt die Kommission noch: 

« Es möge liier beigefügt werden, dass wir das erweiterte 
Gesetz auch anwendbar finden auf Waldungen, deren Zusam- 
menlegung vielleicht in Teilen des Kantons mit stark parzel- 
liertem Waldbesitz ähnlich wie im Kanton Zürich, Anwendung 
linden dürfte.» 

Da der Art. 53 der Verordnung über den Kiesbezug aus 
öffentlichen Gewässern lediglich eine teilweise Wiederholung 
des Art. 21 des Strassengesetzes ist, so bleibt nur noch das 
letzte Spezialgesetz, dasjenige über Benützung von Gewässern 
vom 1. Januar 1894 übrig, dessen Art. 12 lautet: 

«Wo es das öffentliche Wohl erheischt, kann der Re- 
gierungsrat für bauliche Anlagen, die nötig sind, um eine 
Wasserkraft rationell auszubeuten oder um dieselbe durch 
elektrische Leitung oder durch andere Mittel an einen andern 
Ort zu übertragen, die Anwendung des Expropriationsrechtes 
bewilligen.» 

Die Lückenhaftigkeit der ganzen bisherigen Gesetzgebung, 
woran das alte Gesetz von 1835 schuld war, wurde nachge- 
rade so unangenehm empfunden, dass der Regierungsrat sich 
entschloss, den Entwurf eines neuen allgemeinen Expropria- 
tionsgesetzes auszuarbeiten. Derselbe datierte vom 27. April 
1897, wurde teilweise abgeändert durch die Kommissionsent- 
würfe vom November 1897 und Mai 1898, endlich im Grossen 
Rate der Hauptsache nach unverändert als Gesetz angenom- 
men am 24. Mai 1898. In seinem ersten Artikel nennt es die 
Expropriation anwendbar mit den Worten der 90er Verfas- 
sung: «Wo es das öffentliche Wohl erheischt.» «Durch Strei- 
chung des Wortes «unumgänglich» wollte hier ohne Zweifel 
die Äbtretungspflicht erweitert werden in dem Sinne, dass 
sie nicht etwa bloss auf absolut notwendige Forderungen des 
öffentlichen Wohles Anwendung finden könnte.»^ Das Gesetz 
selber gibt eine Auslegung obiger Worte im zweiten Absatz 
des ersten Artikels: 



Botschaft vom 4. Mai 1897. 
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«Die Expropriation ist sonach nur zulässig, sofern und 
soweit sie in einem öffentlichen Bedürfnisse begründet ist 
und diesem Bedürfnisse sonst gar nicht oder nicht in befrie- 
digender Weise oder nur mit einem unverhältnissmässigen 
Kostenaufwande entsprochen werden könnte.* 

Dazu bemerkt der Berichterstatter der grossrätlichen 
Kommission : 

«Wir erachten diese einschränkende Interpretation des 
Verfassungsgrundsatzes für zulässig, da eben bei Nichtvor- 
handensein dieser Requisite nicht von einem Bedürfnisse, 
bezw. von einem durch das «öffentliche Wohl» bedingten 
Postulate gesprochen werden kann. Nicht für Liebhabereien, 
nicht um den öffentlichen Organen das Reiten gewisser 
Steckenpferde zu ermöglichen, darf der schwere Eingriff in 
die Privatrechtssphäre begangen werden, sondern eben nur 
dann, wenn unter der Kollision der Privatrechte und öfTent- 
liehen Interessen diese letztern effektiv Not leiden würden. Es 
entspricht die im Geselzesentwurfe gegebene Interpretation 
des Verfassungsgrundsatzes auch der allgemeinen Rechtsregel, 
dass Ausnahmsbestimmungen — und eine solche ist ja das 
staatliche Enteignungsrecht gegenüber der grundsätzlichen 
Eigentumsgarantie — strickte zu interpretieren sind.» 

Im weitern begnügt sich das Gesetz mit der Angabe in 
Art. 3, dass die Abtretung gefordert werden könne «sowohl 
für die Erstellung, den Unterhalt und den Betrieb, als auch 
für die Veränderung und Erweiterung der bezeichneten (dem 
öffentlichen Wohle dienenden) Werke, sowie für den Bezug, 
die Herbeischaflung und die Ablagerung von Baumaterial und 
für die Erfüllung der in Art. 9 aufgeführten Pflichten.» Auf 
einzelne Anwendungsfälle geht es gar nicht ein und mit Recht, 
denn «eine erschöpfende Aufzählung der einzelnen Fälle wäre 
nicht mehr möglich, da sich die Bedürfnisse zusehends ver- 
mehren. Eine Kategorisierung müsste deshalb immer etwas 
willkürliches und unvollständiges schaffen.»^ 

Genügende Sicherheit einer gerechten Anwendung des 
Gesetzes bietet die Bestimmung,* dass über bestrittene Ab- 

* Botschaft vom 4. Mai 1897. 
» Art. 1,4. 
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tretungspflicht abschliesslich der Regierungsrat, unsere oberste 
Verwaltungsbehörde, entscheidet. Dass endlich über alle Ge- 
setzesverletzungen der Grosse Rat, bestehend aus den Ver- 
trauensmännern des ganzen Volkes, als Rekursinstanz von 
jedermann angerufen werden kann, dieser Umstand dürfte die 
letzten Bedenken zerstreuen. 



4. EntschSdlgnng. 

Nach den von der Verfassung von 4831 bis auf den heutigen 
Tag feststehenden Ausdrucke unserer Gesetzgebung darf das 
Recht der Expropriation nur ausgeübt werden «gegen volle 
Entschädigung». Früher hatte man andere, jedoch gleichbe- 
deutende Ausdrücke gebraucht. So verlangt das Dekret vom 
12. September 1804 betreffend Linthkorrektion die Abtretung 
von Land « gegen volle Bezahlung seines wahren Wertes, » 
und der Beschluss des Regierungsrates vom 8. Mai 1828 be- 
treffend Strassenbau Gams — Lichtensteig spricht von « billiger 
Schätzung», das Kiesgesetz von 1805 kennt die Ausdrücke: 
«gegen billige Schadloshaltung», und: «ihnen dennoch unbe- 
schadet». Speziellere Anleitung über die Ausmittlung der 
Entschädigung gab zuerst jener Beschluss von 1828, der da- 
durch merkwürdig ist, dass er für die verschiedenen Boden- 
arten ein Minimum und Maximum der Entschädigung aufstellt. 
Innerhalb dieser Grenze mussten berücksichtigt werden der 
bisherige Reinertrag, allfällige Beschwerden, z. B. bedeutende 
neu herzustellende Hagungen, oder Seilenwege etc., sowie ab- 
gehende Fruchtbäume. Für Gärten und Häuser musste der 
bestehende Kau^reis «nach billigem Masstabe» in Anschlag 
gebracht werden. Nebstdem kennt der Beschluss die Auf- 
rechnung, indem vom Entschädigungskapital abgezogen werden 
müssen allfällig abgehende Unterhaltsverpflichtungen für Wege, 
der Wert des Baumateriales von Häusern; in Widerspruch 
mit der heutigen Doktrin^ konnte die Aufrechnung sogar bis 
zum Dahinfallen der Entschädigung gehen, indem für Wald- 
boden nichts bezahlt werden musste, sofern « ein neuer, bisher 
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nicht vorhandener Weg zu vorteilhafterem Absatz des Holzes » 
fiihrte. 

Das Gesetz von 1835 enthält in seinem Artikel 5 den Ver- 
fassungsgrundsatz, und wendet ihn an, sowohl auf das abge- 
tretene Eigenthum, als auf neue Beschwerden, welche infolge 
der Abtretung entstehen: «Von dem Gesetz wird erwartet, 
dass es über Werlbestimmung eine Anleitung gebe, nach 
welcher sich die Parteien richten, auf welche gegründet der 
Schätzer seine Ansichten schöpfen und die endlich auch dem 
Richter zum Masstabe dienen soll )\ ^Dieser Ei-wartung kommt 
das Gesetz nicht gar weit entgegen mit der Bestimmung, dass 
«sowohl der wirkliche Wert des abzuschätzenden Eigentums, 
welchen die Oertlichkeit und die Beschaffenheit desselben 
nach laufenden Preisen darbieten, als auch die allfälligen 
neuen Beschwerden, welche dem Eigentümer erwachsen», 
in Anschlag zu bringen seien. 

Die Unzulänglichkeit so weniger Bestimmungen musste 
sich sofort bemerkbar machen. Immerhin schleppte man sich 
noch einige Jahre durch, bis der Bau von Eisenbahnen und 
die dabei nötig werdenden Expropriationen grössern Stiles zu 
einer Ergänzung des Gesetzes in Bezug auf die Entschädigungs- 
frage drängte. Die Botschaft des Begierungsrates vom 27. Mai 
1846 spricht sich hierüber also aus: 

Sie haben bei Anlass der Beratung des Staatsvertrs^es 
Vmd der Konzessionsurkunde für die Lukmanierbahn ersehen, 
welche Beängstigungen und Befürchtungen über die Ein- 
wirkungen der Eisenbahnbauten auf den Wert und die Be- 
wirtschaftung von Grundstücken und Liegenschaften, die in 
den Bereich der Bahn fallen, namentlich von kleinern Eigen- 
tümlichkeiten, welche diese zu durchschneiden in den Fall 
kommen dürften, sich in den betreffenden Landesteilen kund 
gaben, wie daherige präjudizierliche Anträge flössen, und wie 
der Grosse Bat hierauf den Beschluss fasste : 

«Es sei der Kleine Bat einzuladen, bis zu nächster Juni- 
sitzung Vorschläge zu Nachtragsbestimmungen zu dem bis- 
herigen Expropriationsgesetze dem Grossen Rate vorzulegep «. 
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Dies die äussere Veranlassung zu vorliegendem Nachtrags- 
gesetz. « Eine innere Veranlassung boten die Artikel 5 und 9 
des besthehenden Expropriationsgesetzes, welche den Mass- 
stab der Entschädigung bei Abtretung von Eigentum zu öffent- 
lichen Zwecken bisher allerdings schon, aber sehr unbestimmt 
angaben und deren Unzulänglichkeit, bei Eisenbahnunter- 
nehmungen zumal, lebhaft in die Augen fallen muss ». 

« Dass diese Bestimmungen, welche von keinem Minderwert 
sprechen, der einer Liegenschaft aus öffentlichen Bauten er- 
wachsen kann, welche nur von Beschwerden, aber nicht von 
andern dringlichen und sächUchen Nachteilen und Schäden^ 
die infolge Abtretung des Eigentums zu öffentlichen Zwecken 
entstehen, handeln, welche nur eine Benachteiligung des Eigen- 
tümers eines Grundstückes, das abgetreten werden muss^ 
nicht aber auch eine mögliche Benachteiligung eines angrenzen- 
den Besitzers, der an und für sich keinen Grund und keine 
Liegenschaft abzutreten hat, vorausetzen und nur für jenen 
eine Entschädigung postulieren, äusserst mangelhaft und lücken- 
haft sind, erzeigt sich auf den ersten Anblick auch für den 
Fall gewöhnlicher öffentlicher Bauten. Fassen wir aber Eisen- 
bahnbauten mit ihren Rückwirkungen, Isolierung von Grund- 
stücken, Demolierung von Gebäuden, Aufdämmungen, Ab- 
grabungen, Entziehung von Licht ins Auge, so zeigt sich 
vollends das Ungenügende dieser Artikel». 

Das Nachtragsgesetz vom 21. Januar 1847 sollte den Be- 
dürfnissen besser entsprechen, dem Expropriaten eine günstigere 
Stellung verschaffen zu einer Zeit, a als Aussicht und Hoffnung 
vorhanden war, es werde eine sardinische Gesellschaft in Ver- 
bindung mit der Ausführung des Luckmanierprojektes die st 
gallische Beinthalbahn mit ihrer Abzweigung nach Wallenstadt 
erstellen und die Begierung von Sardinien selbst dazu wirk- 
same Hand bieten».^ Entschädigungsbererechtigt sind demnach 
Grundstückeigentümer und Besitzer von Bealrechten. Der 
volle Wert des abzutretenden Eigentums ist zu schätzen nach 
dem «ortsüblichen Preise». Dieser Schätzung ist jedoch zuzu- 
rechnen der Minderwert von bleibenden, vielleicht abge- 

'Botschaft vom 17. März 1854. 
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schnitteaen Grundstückteilen, deren Benutzung und Bewirt- 
schaftung erschwert wird. Der Besitzer eines Realrechtes 
muss entschädigt werden, sowohl für ganzen oder teüweisen 
Verlust, als für Unterbrechung seines Rechtes, falls er nicht 
durch anderweitige Einrichtungen schadlos gehalten werden 
kann. Die grosse Strenge des Gesetzes gegenüber dem Expro- 
prianten zeigt sich vor allem in der Bestimmung, dass dem 
Besitzer eines Gebäudes, welcher durch Aufdämmungen 
oder Abgrabungen gezwungen wird, bauliche Veränderungen 
au seinem Gebäude vorzunehmen, die Kosten ersetzt werden 
müssen, auch wenn der Boden nicht unmittelbar durch die 
neue Anlage in Anspruch genommen wird, ferner dass ihm 
ein wesentlicher Minderwert ersetzt werden muss, der dem 
Gebäude durch Entziehung von Licht entsteht, wobei wieder- 
um keine Expropriation nötig sein muss. Die Aufrechnung 
wird nur in der Weise berüchsichtigt, dass die teilweise oder 
gänzliche Abnahme von auf dem abzutretenden Grundstücke 
lastenden Dienstbarkeiten von der Entschädigung abgerechnet 
werden muss. Bemerkenswert ist die erstmalige Erwähnung 
des Ausdehnungsrechtes, dass dem Expropriaten in ziemlich 
hohem Masse gewährt wird. Der Eigentümer kann es ver- 
langen, sobald von über eine Juchart umfassenden Grund- 
stücken nicht 5000, oder von kleinern nicht 2500 Quadratfuss 
übrig bleiben. Ausserdem kann der Eigentümer Uebernahme 
des Ganzen verlangen: 

a. awenn von einem Gebäude nur ein Teil in Anspruch 
genommen wird; 

b. wenn von mehreren Gebäuden, die zu einem Gewerbe- 
und landwirtschaftlichen Betriebe notwendig gehören, die Los- 
trennung eines oder mehrerer derselben, oder die Abtretung 
eines dazu gehörenden unerlässlichen Platzes begehrt würde; 

c. wenn von einer Liegenschaft eine Berechtigung abge- 
treten werden soll, durch deren Entziehung die Liegenschaft 
ganz oder teilweise für ihre bisherige Bestimmung unbrauch- 
bar würde.» 

Das Ausdehnungsrecht greift aber da nicht ein, wo an- 
dere Massregeln das Abgetretene ersetzen können; natürlich 
muss die daraus entstehenden Kosten der Expropriant be- 
zahlen. 
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Der letzte Artikel sichert die Feststellung der Entschädi- 
gung dadurch, dass er die Verwendung des Eigentumes zum 
Bau erst nach der Verständigung oder Schätzung gestattet, 
sogar erst nach dem richterlichen Entscheide, sofern dies zur 
Feststellung des Wertes durchaus notwendig ist, worüber der 
Bezirksammann, bei Rekurs der Regierungsrat zu entschei- 
den hat. «Dieser Zusatz ruft einem bisher gefühlten Bedürfnis^ 
— nämlich dem, dass nicht sofort ohne vorherige VoUführung 
und Vollendung der wesentlichsten Expropriationsakte mit 
dem Bau begonnen und der Status, der der Abschätzung zu 
Grunde liegen muss, gleich von vornherein unkenntlich ge- 
macht werde.»* 

So grosse Vorzüge dieses Gesetz hatte, so war es doch 
seiner Strenge gegenüber den Exproprianten wegen mancher 
wohlthätigen Anwendung des Expropriationsrechtes hinderlich, 
was man besonders fühlte, als es durch das Bundesgesetz 
von 1850 in seiner Anwendung auf die Eisenbahnen aufge- 
hoben wurde. Man schritt deshalb schon im Jahre 4854 zu 
seiner Aufhebung, welche von der Botschaft im wesentlichen 
also begründet wird: 

«Es lässt sich nun kaum leugnen, dass bei der Bearbei- 
tung und der Beratung dieses Nachtragsgesetzes der Grund- 
satz prädominierte, die Bürger und Einwohner des Kantons, 
welche Eigentum an Eisenbahngeselischaften, die man sich 
namentlich damals als auswärtige oder meist mit ausländischen 
Kapitalien arbeitende vorstellte, abzutreten, in den Fall kom- 
men, durch möglichst strenge und für die Expropiianden 
günstige Bestimmungen zu sichern.» 

«Seit Erlassung des oben mehrerwähnten st. gallischen 
Nachtragsgesetzes hat der Bund, haben die eidgenössischen 
Behörden Eisenbahn- und Eisenbahnexpropriationsgesetze 
promulgiert, welche auch für den Kanton St. Gallen und seine 
Einwohner massgebend sind. Der Kanton St. Gallen bedarf 
keines eigenen und besonderen Gesetzes mehr, durch welches 



' Sollte wohl heissen: «Diesem Zusatz ruft ein bisher gefühltes Be- 
dOrfiüs etc.» 

' Botschaft vom 27. Mai 184ö. 
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eressen seiner Butler, welche in den Fall kommen, 
im zu Eisen bahnzweckeii abzutreten, gewahrt, bezw. 
;hte von eiaenbahnbauenden GeselLschaften Rewährieiatet 
i müssen.» 

lasselbe CNachtragsgesetz) ist aber nicht nur entbehrlich, 
mch nachteilig für Staat und Gemeinden, welche in die 
idigkeit versetzt sind, im wohlverstandenen Interesse 
'entlichen Wohlfahrt, Strassen, Gewässerkorrektionen, 
aller Art auszuführen. 

n sagt nicht zu viel, wenn man behauptet, dass seit 
rscheinen des berührten Nachtragsgesetzes die For- 
ön und Nachforderungen fast aller — ehrenvolle Aus- 

I vorbehalten — welche ein Stück Boden, Bäume etc. 
atsstrassenunternehmungen abzutreten hatten, von Jahr 
■ übertriebener und exorbitanter geworden und dass 
her die Ausgaben der Strassenverwaltung auffallend 

geworden sind.o 
3 Entwässerungsgesetz von 1858 verleiht jedem Ent- 
ar das Recht der Ableitung durch ein anderes Grund- 
ind zwar ohne Entgeld, sofern nicht ein nachweisbarer 

II zugefügt wird. Auch in letzterem Falle fällt die Ent- 
ung ganz oder teilweise dahin, wenn das geschädigte 
tück durch die Ableitung zugleich eine wesentliche 
äerung enthält; benutzt dessen Eigentümer die Ablei- 
irch eigene Vorrichtungen, hat er sogar dem Entwäs- 
inen Beitrag zu leisten, 

ir bisher die Leistung der Entschädigung in Geld als 
irständlich angenommen, so brachte das Gesetz über 
ustausch bei Gewässerkorrektionen von 18fi6 hierin 
inderung. "Wie es der Natur der Sache angemesseo 
erhält jeder Expropriat ein möglichst gelegenes Stück 
von gleicher Beschaffenheit, wie das abgetretene war. 
indgläubiger wird in der einfachen Weise entschädigt^ 
ine Rechte auf das neue Grundstück des Expropriaten 
gen werden. 

ä der grossen Besorgnis, welche manche Politiker vor 
usartung des Expropriationsrechtes hatten, ist es leicht 
2h, dass die Abtretung nur c gegen volle Entschädi- 
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digung» sehr stark betont wurde. So spricht sich der Kom- 
raissionsbericht betr. Abtretung von Wasserquellen vom 28. 
November 1872 also aus: 

ftObschon der Entwurf eine blosse Erweiterung des Ex- 
propriationsgesetzes vom 20. April 1835 bezweckt und daher 
alle Bestimmungen des letztern über volle Entschädigung des 
Expropriaten und über. die Art und Weise, wie die Entschä- 
digung ausgemittelt werden soll, auch auf die Expropriation 
von Wasserquellen Anwendnng finden, so glaubt die Kom- 
mission doch zweckmässig, auch in dem Entwürfe speziell 
daran zu erinnern, dass die Abtretung nur gegen volle Ent- 
schädigung zu erfolgen habe!» 

Zum ersten Male seit dem 1854 aufgehobenen Nachtrags- 
gesetze taucht wieder das Ausdehnungsrecht auf, indem ein 
bezüglicher Individualantrag im Grossen Rate^ angenommen 
wurde. Der betreffende Artikel* des Gesetzes lautet: 

«In denjenigen Fällen, in welchen eine zu expropriierende 
Quelle einer Liegenschaft oder einer Wassergerechtigkeit den 
Hauptwert verleiht, ist der Eigentümer befugt, zu verlangen, 
dass ihm die ganze Liegenschaft oder die ganze Wasserge- 
rechtigkeit und die damit zusammenhängenden gewerblichen 
Einrichtungen nach dem vollen Werte abgenommen werden.» 
Ein anderer Antrag, dahin lautend: «Erstreckt sich die 
Expropriation auf das sämtliche vorhandene Quellenwasser 
einer Liegenschaft, so muss auf Verlangen des Eigentümers 
auch diese expropriiert werden,» wurde verworfen.^ 

Das neue Expropriationsgesetz von 1898 behandelt die 
Entschädigung etwas ausführlicher als das alte. Vorerst be- 
stimmt es den Ausdruck «volle Entschädigung» genauer als 
«vollen Ersatz aller Vermögensnachteile, welche aus der- 
selben (Abtretung) für den Abtretenden ohne seine Schuld 
erwachsen.» Der Kommissionsbericht bemerkt dazu: 

«Mit den Ausdrucke «voller Ersatz» ist gesagt, dass der 
Wert der Vermögensnachteile reichlich bemessen werden solL 

Obschon der Gesetzesentwurf es nicht ausdrücklich 

sagt, ist als Grundsatz im Sinne der bisherigen ausnahmslosen 

* G R P vom 28. November 1872. 

• Art. 3. 



Praxis festzuhalten, dass die Entschädigung in allen den Fällen, 
wo nicht speziell Gesetze aosdracklich einen Ersatz durch 
Anweisung von Boden statuieren, in Geld zu entrichten ist.» 

Behufs Anleitung zur Feststellung der Entschädigung gibt 
das Gesetz eine Anzahl von Faktoren «insbesondere» zur 
Berücksichtigung. Schon das Wort «insbesondere» macht es 
jedocli klar, dass daneben dem billigen Ermessen noch ein 
Spielraum gewährt ist. Als solcher Faktor kommt vor allem 
in Betracht der Verkehrswert, gleichbedeutend mit Kaufwert, 
in der regierungsrätlichen Botschaft umschrieben als odie 
allgemeine, objektive Wertschätzung und nicht etwa der bloss 
auf dem subjektiven Empfmden der Eigentümer berubende 
Affektionswert, der ja überhaupt nicht beziffert werden kann.» 
Während der Verkehrswert den direkten Schaden darstellt, 
so ist der indireckte zu berücksichtigen als «Wertverminde- 
rung der dem Abtretungspflichligen verbleibenden Teile, « als 
«Schaden, welcher ihm vorübergehend oder bleibend in seinem 
Erwerbe erwächst,» als «Nachteil aus einer allfälligen Verfö- 
gangsbeschi'änkung,» als Leistung von Entschädigungen an 
Dritte, wie Nutzniesser, Pächter und Mieter. 

Durch die Expropriation sich ergebende Werterhöhungen 
des verbleibenden Eigentums sollen nur aufgerechnet werden, 
falls sie bestehen in Befreiung von bisherigen Lasten. Diese 
schon im regierungsrätlichen Entwürfe sich findende Bestim- 
mung erlitt eine Anfechtung durch die Mehrheit der Kommis- 
sion, welche die Aufrechnung in allen Fällen gestatten wollte, 
in welchen das dem Expropriaten bleibende Eigentum aus- 
schliesslich (aliein) Werterhöhungen erlangte. Die Minderheit 
der Kommission war jedoch gegen diesen Vorschlag, weil die 
Beweisfrage äusseret schwierig wäre, was und wie viel in 
jedem einzelnen Falle der Expropriat mehr erhalten habe als 
die Nichtexpropriaten. Auf diesen letztem Standpunkt stellte 
sich auch der Grosse Rat. 

Keinen Einfluss bei Festsetzung der Entschädigung dürfen 
aasüben solche Vei-besserungen, welche in doloser Weise 
nach Anerkennung der Abtretungspflicht oder nach der Ein- 
leitung des Exproprialionsverfahrens durch amtliche Anzeige 
vorgenommen wui-den. Der regierungsrätUche Vorschlag ging 
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noch weiter, indem er andi frühere in ddoser Absicht 
brachte Werterhöhungen nicht berücksichtigen wollte, 
diese Ausdehnung wurde schon von der Kommissio 
dann auch vom Grossen Rate verlassen. 

Schliesslich verpflichtet das Gesetz noch den Expropi 
2ur Erstellung und zum Unterhalte der nötig werd 
Bauten und Vorkehrungen behufs Erhaltung der erforder 
Kommunikationen oder der nötigen Sicherheit, sowei 
nicht in der Aufgabe Dritter liegt. 

Nicht in das Gesetz aufgenommen wurde der vc 
Kommissio nsmehrheii aufgestellte und warm verteidig 
tikel, wonach bei Ausführung öffentlicher Werke des S 
und der Gemeinden, sowie solcher Werke von Privatunt 
mungen, för welche ein Expropriationsrecht bewilligt i 
eine Entschädigungspflicht auch vorliegen sollte, wen 
der Expropriation nicht betroffene unbewegliche Sachen 
Aufdammungen, Äbgrabungen oder ähnliche Vorkehr 
direkt in der zweckentsprechenden ßenützung in bedeui 
Masse beeinträchtigt wurden. Die Kommission war sicK 
bewusst, dass logischerweise zuerst das Nachbarrecht 
geändert werden sollen, glaubte aber, darauf zu lange ^ 
zu müssen. Sie wollte iri gesetzlicher Weise zum gl 
Ziele gelangen, welches die Richter bisher durch ihr 
keitsgefühl geleitet, durch Beugung des Rechts erreich 
müssen glaubten. Einer ausschweifenden Anwendung dca m- 
tikels suchte die Kommission dadurch unmöglich zu machen, 
dass sie eine direkte und wesentliche Beeinträchtigung ver- 
langte.' 

Eine etwas veränderte Wiederaufnahme der Bestimmungen 
des Gesetzes von 1847 betrifft das Ausdehnungsrecht des 
Expropriaten. Der Eigentümer soll die Abtretung des Ganzen 
verlangen können, wenn von einer Liegenschaft oder von 
einem Liegenschaftenkomplexe das IJebrigbletbende wesentlidi 
verunstaltet oder seine Benützung unmöglich gemacht oder 
unverhältnismässig erschwert Würde, ferner die Abtretung der 
Liegenschaft, falls ein expropriiertes Recht an derselben ihr 

' Entwurf der gro33rtltUchen Kommission vom 6. und 13. November 
1897, Art. 10. 
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den Hauptwert entzog. Der Expropriant kann sich dagegen 
von der Uebernahme des Ganzen befreien durch Vorkehrungen, 
welche den Schaden ersetzen. Eine Neuerung im st. gallischen 
Rechte bedeutet die dem Bundes- und einigen kantonalen 
Gesetzen entnommene, von den Theoretikern^ als ungerecht 
verworfene Bestimmung, wonach auch der Expropriant be- 
rechtigt ist, «die Abtretung des Ganzen zu verlangen, wenn 
er bei Abtretung eines Teiles für daherige Wertverminderung 
des Restes mehr als einen Vierteil des Wertes des letztern 
entrichten müsste.* 

5. Perfektion und Eigentiimsiibergang. 

Ueber die Perfektion der Enteignung fehlt in der frühern 
Gesetzgebung jegliche Bestimmung. Die Praxis musste sich von 
Fall zu Fall über die Lücken des Gesetzes hinüber schwingen, 
unterstützt von dem Biiligkeitsgefühle der Behörden und dem 
guten Willen der beteiligten Parteien. Der Regierungsrat war 
sich jedoch wohl bewusst, dass ein solcher Zustand für die 
notwendige Rechtssicherheit nicht genügte und stellte des- 
halb im Expropriationsgesetze von 1898 einige Normen auf. 
Als Perfektion wird im allgemeinen bezeichnet der Uebergang 
der Expropriation in den Zustand, in welchem «der Expro- 
priant und Expropriat in der Weise gebunden sind, dass jener 
die Objekte, die er angegriffen, nicht mehr zurückweisen, dieser 
dagegen von dem Angreifer Uebernahme der Objekte und 
Bezahlung der Entschädigung verlangen kann.»' Hält man 
diese Definition mit den Bestimmungen des st. gallischen Ge- 
setzes zusammen, so wird man bald finden, dass sich die 
Frage nach dem Eintritt der Perfektion nicht mit einem Worte 
beantworten lässt. Es ist vielmehr zu unterscheiden die Ge- 
bundenheit des Exproprianten und das Recht des Expropriaten, 
die Entschädigung zu veilangen. Der Expropriant ist an die 
Expropriation der angegriffenen Objekte gebunden, sobald 14 
Tage verstrichen sind, seitdem er Mitteilung erhalten hat von 

^ vgl. Sieber p. 248. 

2 Art, 5. 

' Sieber p. 164. 
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dem Entscheide der Schatzungskommission. ^ Vor Ablauf dieser 
Frist kann er jederzeit zurücktreten, sofern er dem Abtre- 
tangspflichtigen und andern BeteiUgten den durch das Ver- 
fahren entstandenen Schaden ersetzt. Mit dieser Bestimmung 
hält das sL gallische Gesetz die Mitte zwischen der Forderung 
der Theoretiker und dem Bundesexpropriationsgesetze. Nach 
der Theorie sollte die Perfektion eintreten mit dem Entscheide 
des Bezirksamtes resp. des Regierungsrates, welcher das be- 
treffende Objekt der Expropriation unterwirft.* Das Bundes- 
gesetz jedoch schiiesst den Rücktritt des Exproprianten erst 
aus, wenn die Entschädigung rechtskräftig festgestellt ist, vor- 
ausgesetzt, dass nicht vorher das Objekt bereits in den Be- 
sitz oder das Eigentum des Exproprianten übergegangen ist.' 

Für den Expropriaten ist die Expropriation festgestellt, 
d. h. er kann die Bezahlung der Entschädigung verlangen, 
«sobald der Entscheid der Schätzungskommission oder das 
richterliche Urteil in Rechtskraft getreten ist»* Im letzten 
Fall tritt somit die Perfektion für den Eigentümer später ein 
als für den Unternehmer, während sie im ersten Fall für beide 
zur gleichen Zeit erfolgt. 

Mit der Perfektion fällt der Eigentumsübergang nicht zu- 
sammen. ,Das Gesetz über Handänderung von Liegenschaften 
vom 28. April 1842 bemerkt über den Zeitpunkt des Ueber- 
ganges: « Ueberlassungen von Privateigentum zu öffentlichen 
Zwecken bedürfen keiner Fertigung, sondern sind als rechts- 
giltig zu betrachten, sobald den gesetzlichen Vorschriften über 
Abtretung von Privateigentum für öffentliche Zwecke Genüge 
geschehen ist»* Diese gesetzlichen Vorschriften sind nun er- 
füllt, wenn die Entschädigung ausgerichtet ist.® Die Ausiich- 
tung der Entschädigung ist, wie billig, keineswegs dem Be- 
lieben des Exproprianten überlassen, sondern die Fälligkeit 
tritt ein sofort mit der Rechtskraft des Kommissionsentscheides 
oder des gerichtlichen Urteils. 

Ist der regelmässige Zeitpunkt des Ueberganges des Eigen- 
tums also bestimmt, so hat die Billigkeit noch eine Ausnahme 



» Art 19. « vgl. Sieber p. 164. » vgl. Blumer-Morell II p. 178. 
* Art. 21. * ArL 19. « Expropriationsgesetz 18Ö8, Art 28. 
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haffea. Es ist n&mlich leicht einzusehen, dass bis zum 
»ten gerichtlichen Urteile eine lange Zeit verstreichen 
I, deren Ausnützung dem Exproprianten von grossem 
eile wäre. Deshalb erlaubte schon die bisherige Praxis 
Exproprianten, sofort nach der Besichtigung des Expro- 
ionsgegenstandes durch die SchatzungskommiBsion die 
titen aufzunehmen. Das Gesetz folgte dieser Praxis, indem 
istimrate, dass der Expi'opriant die Abtretung sofort nach 
Schätzung vei'langen könne, vorausgesetzt, dass ein län- 
s Warten ihm bodeutonden Nachteil brächte und dass 
:u bezahlende Entschädigung sich trotz der Veränderung 
jegenstande noch sicher berechnen lasse.' Für die Ent- 
digung muss aber der Expropiiant in diesem Falle Kau- 
leisten, überdies nach Ausmittlung der Entschädigung den 
dieser Summe bezahlen vom Augenblicke der Abtretung 
Ueber die Zulässigkeit dieser vorzeitigen Abtretung ent- 
idet der Regierungsrat. 

Eine wichtige besondere Wirkung des ausnahmsweisen 
ntumsüberganges ist, dass dadurch der Expropriant die 
ichkeit des Rücktrittes verliert. Hierüber gibt es zwar 
ir eine Gesetzesbestimmung noch eine Entscheidung des 
onsgerichtes, wolil aber eine Entscheidung des Bundes- 
:htes, weiche hier mit vollem Rechte angeführt werden 
;, weil das Bundesgeselz und das kantonale Gesetz in 
jr Beziehung keinen relevanten Unterschied aufweisen, 
bundesgerichtliche Urteil vom 10. JuU 1875 in Sachen 
er gegen Nationalbahn' lautet: 

■ Die Eisenhahngesell Schaft hat im vorliegenden Falle die 
n Art. 46 des Bundesgesetzes über die Abtretung von 
jtrechten eingeräumte Befugnis zur Anwendung gebracht 
die Abtretung des rekurrentischen Grundstückes sofort 
geschehener Schätzung verlangt. Diesem Begehren ist 
der Schatzungskommission entsprochen worden und da 
3 Partei gegen diesen Entscheid Rekurs ergriffen hat, so 
die Rechte des ExproprJaten längst auf die Bahngeaell- 

' Art. 24. 

> Entscticidangen des SiuidesgarichtdB 1 p. 49^ 
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Schaft übei^egangen. Die Enteignung ist also erfolgt und nun 
ist klar, dass, nachdem die Bahngesellschaft von dem Ent- 
eignungsrechte Gebrauch gemacht hat, ein Rücktritt von der 
Geltendmachung desselben nicht mehr statthaft ist.» 

Nicht zu verwechseln mit dem Eigentumsübergang ist 
die Befugnis des Unternehmers, vor Einräumung des Expro- 
priationsrechtes vorbereitende Handlungen am Expropriations- 
gegenstande vorzunehmen.* Diese Befugnis zu bewilligen, 
liegt in der Macht des Regienmgsrates. Der Schaden, der aus 
diesen Handlungen erwächst, ist vom Unternehmer zu ersetzen. 
Ist dereelbe streitig, so entscheiden darüber bezirksamtlich 
bezeichnete «unbeteiligte Schätzer», bei Berufung die Gerichte. 

6. Bückforderang. 

Dieses Recht des Expropriaten, das so sehr dem Wesen 
des Expropriationsrechtes entspricht, fehlte im Kanton St. Gallen, 
bis es aus dem Bundesgesetze in das kantonale Gesetz von 
4898 herübergenommen wurde. Demnach wird nun das Recht 
gegeben unter der Voraussetung, dass entweder seit der Ab- 
tretung 2 Jahre verstrichen sind und das Objekt ohne genü- 
genden Grund seiner Bestimmung nicht dienstbar gemacht 
werde, oder aber dass der Expropriant dasselbe zu einem 
andern Zwecke verwenden will. * Im ersten Falle hat der Ex- 
propriat den Ablauf von 2 Jahren zu beweisen, der Expro- 
priant dagegen den genügenden Grund für vorläufige Nicht- 
benutzung des Objektes. In letzterm Falle ist die seit der 
Abtretung verflossene Zeit ganz gleichgültig. Der Billigkeit 
entsprechend ist der durch die inzwischen vorgenommenen 
Aenderungen verursachte Mehr- oder Minderwert des Objektes 
zu benücksichtigen, sonst gilt als Preis die geleistete Entschä- 
digung. Sowohl über das Recht ddr Rückforderung als über 
den Mehr- oder Minderwert entscheidet der Richter. Der re- 
gierungsrätliche Vorschlag wollte das Recht der Rückforde- 
rung vom Regierungsrat entscheiden lassen, die Kommission 
des Grossen Rates aber war dei Ansicht, « dass es sich hier um 

> Art 6. 

* Art 26. 
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schwerwiegende Interessenfragen handelt, die, zumal gewöhn- 
lich in solchen Fällen irgend welche administrative Irregula- 
ritäten die Ursache der NichtVerwendung, bezw. der nicht 
dem angegebenen Zweck entsprechenden Verwendung bilden, 
besser dem Entscheide des unparteiischen Richters, als dem- 
jenigen der oft in Parteistellung befindlichen administrativen 
Behörde vorbehalten bleiben.»^ 

Die Bestimmung des Bundesgesetzes, wonach der Expro- 
priat ein Objekt, das der Expropriant zu einem billigern Preis 
veräussern will als die Entschädigungssumme betrug, zu diesem 
billigern Preise verlangen darf,* wurde in das Gesetz von 
1898 nicht aufgenommen und kann somit nach diesem Ge- 
setze auch nicht zur Anwendung kommen. 

Als Subjekt des Rückforderungsrechtes nennt das sL gal- 
lische wie das Bundesgesetz den frühern Inhaber, Nach der 
wohl richtigen Ansicht von Professor König ist jedoch ebenso 
berechtigt der Universalsuccessor des Expropriaten, femer 
derjenige Singularsuccessor, welchem das Recht vom Expro- 
priaten ausdrücklich mitübertragen worden ist.® 

Dem Rückforderungsrechte unterliegen nicht jene Objekte, 
welche freiwillig dem expropriationsberechtigten Unternehmer 
abgetreten wurden, sowie jene, welche einmal dem Expro- 
priationszwecke gedient haben.* 



^ Kommissionsbericht vom 14. November 1897. 

» Art. 47, Abs. 8. 

■ Zeitschritt des Berner Juristen- Vereins XI p. 78. 

* Zeitschrift des Berner Juristen- Vereins XI p. 69 und p. 72. 
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IIL KAPITEL. 



Das Verfahcen. 



Einen gar nicht unwichtigen Bestandteil des Expropria- 
tionsrechtes bildet das Verfahren, d. h. die Durchführung der 
verschiedenen Handlungen, weiche notwendig sind zur Fest- 
stellung einer Expropriationsberechtigung bezw. -pflicht, zur 
Bestimmung der von der Expropriation betroffenen Objekte 
und endlich zur Festsetzung des aus der Expropriation ent- 
standenen Schadens. Das Verfahren soll genügende Gewähr 
leisten, dass das höchst nützliche, aber auch gefährliche In- 
stitut vor Missbrauch geschützt sei, indem es die Entschei- 
dungen in solche Hände legt, welche natürlicher Weise das 
höchste Vertrauen des Volkes besitzen. Nur wo dieses Ver- 
trauen besteht, kann die Expropriationsgesetzgebung in vollem 
Masse den Segen spenden, um dessenwillen sie ihre Existenz 
erhalten hat. 



1. Die Festsetzung des ExpropriationsMles. 

Während manche Gesetze die Entscheidung darüber, ob 
einer Unternehmung das Expropriationsrecht zu erteilen sei, 
der administrativen Behörde, andere den Gerichten übertragen, 
steht das st gallische Gesetz von 1835 auf Seite derjenigen, 
welche sie dem Gesetzgeber zuweisen, soweit wenigstens 
Eigentumsabtretung an den Staat in Frage kommt. Der Staat 
kann nur dann expropriieren, wenn die Vertretung des st. gal- 
lischen Volkes, der Grosse Rat, einem solchen Vorgehen die 
Sanktion erteilt hat dadurch, dass er die gesetzlich mit dem 
Expropriationsrechte ausgerüsteten Bauten oder Korrektionen 
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beschloss oder durch Anweisung von Geldmitteln bewilligte.^ 
Bei Expropriation durch die Gemeinden dagegen liegt die Ent- 
scheidung über die Erteilung des Expropriationsrechtes bei 
den Gemeindeorganen, im Falle von Widerspruch aber musste 
die Ausführung der betreffenden Bauten durch den Regie- 
rungsrat, die oberste administrative Behörde, bewilligt werden.* 

Die Ansicht, dass der Regierungsrat die geeignete Behörde 
zur Festsetzung des Eicpropriationsfalles sei, gewann zum Teil 
auch die Oberhand bei der Beratung über das Gesetz betr. 
Gewässerkorrektionen von 1847. Danach entscheidet der Re- 
gierungsrat über die Vornahme des Unternehmens und damit 
über die Bewilligung des Expropriationsrechtes gegenüber den 
am Unternehmen selbst Beteiligten. Nichtbeteitigten gegenüber 
hat dagegen das entscheidende Wort der Grosse Rat.' 

Männer, welche gegen die Expropriation überhaupt miss- 
trauisch waren, waren auch damit nicht einverstanden, dass 
der Regierungsrat obige Befugnis haben sollte, über die An- 
wendung des Expropriationsrechtes in einzelnen Fällen zu 
entscheiden. Zum Sprecher dieser Partei wurde Baumgartner 
bei Anlass der Vorberatung des Entwurfes für das eben er- 
wähnte Gesetz. Er schreibt:* 

«Die Kommissionsminderheit findet in dem Umstände, 
dass durch eine Reihe von Artikeln des Gesetzesvorschlages 
dem Kleinen Rate eine masslose Kompetenz eingeräumt wird, 
einen Grund, gegen seine Annahme sich auszusprechen. 

Eine Regierung soll kräftig, durchgreifend und entschieden 
in allem sein, was Verfassung und Gesetze unzweifelhaft und 
wohlbedacht ihr anvertrauen, es schliesst dies Milde und Um- 
sicht zur rechten Zeit und am rechten Orte nicht aus. Tadelns- 
wert hingegen ist eine Landesregierung, oder vielmehr Regie- 
rungsweise, die alles und alles den Befugnissen der obersten 
Vollziehungsbehörde überantwortet und erstere zum Herrn 
in Dingen macht, die ihrer Natur nach dem Eifer, der Ein- 
sicht und der gegenseitigen Verträglichkeit der Bürger anheim 
gestellt bleiben sollen.» 



» Art. 8. « Art 18, d. » Art. 14. 

* Gutachten der KommissionflinÄnderhelt vom 6. November 1846. 
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«Man lässt diese Minderheit (welche gegen die Gewässer- 
korrektion ist) an d^n Kleinen Rat rekurrieren, das Verfahren 
sieht sehr unschuldig und unbefangen aus. Wie aber, wenn 
die vorzüglichen Beweger sich bereits zum voraus der tech- 
nischen Zustimmung versichert haben und im Grunde der 
Anstoss wesentlich von zentralen Stellen ausging? Die armen 
Rekurrenten mögen zusehen, wie sie ihre Ansicht bei dem 
Kleinen Rate zum Siege bringen, auch wenn sich vielleicht 
sehr Triftiges gegen das Vorhaben an sich, oder gegen dessen 
Ausfuhrungsweise sagen liesseü» 

Das Gesetz vom 11. August 4864 über Güterstrassen und 
Ausstreckrechte erteilte die Befugnis der Entscheidung dem 
Gemeinderate in dem Falle, wo die beteiligten Grundbesitzer 
über die Notwendigkeit der Anlegung einer Güterstrasse sich 
nicht einigen können, doch kann an den Regierungsrat re- 
kuiriert werden, welcher «endgültig entscheidet.» 

Ob^e Bestimmung, dass der Regierungsrat aendgültig)) 
entscheidet, gab Anlass zu einer Kontroverse, indem der Re- 
gierungsrat daraus die Zulässigkeit eines Rekurses an den 
Grossen Rat bestritt Im Rekurse Römer sprach sich jedoch 
die grossrätliche Kommission gegen diese Ansicht aus. Der 
Berichterstatter Bersinger bemerkt darüber:* 

«Der Art. 15 des Gesetzes über Güterstrassen und Aus- 
streckrechte sagt allerdings mit nackten und dürren Worten: 
«Beschwerden über die Beschlüsse des Gemeinderates können 
an den Regierungsrat gebracht werden, welcher endgültig 
darjlber entscheidet.» Was ist nun unter diesem Artikel zu 
verstehen; welche Tragweite hat derselbe, ist nach Ansicht 
des Regierungsrates ein Rekurs an den Grossen Rat unter 
allen Umständen und Verhältnissen gesetzlich nicht mehr zu- 
lässig? Wir können diese Ansicht nicht teilen und gehen bei 
Beurteilung dieser Frage von folgenden Grundsätzen aus: 

Art. 9 unserer Verfassung sagt: «Das Petitionsrecht ist 
gewährleistet.» Ebenso muss auch das Rekursrecht aufgefässt 
werden. Jeder Bürger, der sich durch Verfügungen einer ad- 
ministrativen Behörde beeinträchtigt glaubt, ist berechtigt, sich 



Kommissionalbericht vom 17. November 1877. 



berste Behörde — den Grossen Rat — zu wenden, 
:in vermeintliches Recht nachzusuchen, insofern nicht 
isetz ein direktes Verbot vorliegt.» 
jt nun hier ein solch direktes Verbot vor, ist dem 
nannten Art 15 diese Auslegung und Ausdehnung 
, oder ist jener Artikel nicht vielmehr dahin zu ver- 
s stehe dem Regierungsrate nur der endgiltige Ent- 

über Fragen, die sich inneit dem Rahmen des Ge- 
sw^en, mit nichten aber darüber, ob das Gesetz 
t (wo es bestritten wird wie hier) seine Anwendung 
r nicht — mit andern Worten, wo ei» Beschwerde- 
en Satz aufstellt und sich ganz besonders darauf 

fehle dem Beschlüsse des Gemeinderates resp. Re- 
ales die Grundlage des Gesetzes, die Bestimmungen 
cht zu, nach welchen er angehalten werden könne, 
iden auf dem Zwangsweg abzutreten. Wenn nun die 
mgen als solche in Frage gestellt werden, ob über- 

Grundbedingungeii vorhanden seien, nach welchen 
che Gesetz seine Anwendung fmden künne, so ist 
mehr eine Frage, die sich unter den Art. 15 subsn- 
ssl, denn das ist die Frage der Interpretation und 
ge zu lösen ist wohl niemand eher berechtigt und 
et, als der Gesetzgeber — der Grosse Rat selbst.» 
n nach den Gesetzen von 1835 und 1861 die betref- 
emeinden die endgiltige Entscheidung über die Not- 
it der Expropriation, während der Regierungsrat im 
i Widerspruch nur zu entscheiden hatte über die 
ng des Werkes, so übertrug das Gesetz über Ab- 
on Privateigentum an Schulgenossenschaften vom 8. 
1866 dem Regierungsrat auch die endgiltige Entschei- 
ir die Notwendigkeit der Expropriation. Der Regie- 
begründete den Vorschlag in folgender Weise:' 

hielten dafür, dass, naclidem durch die Gesetze das 

Abtretung von Privateigentum für öffentliche Zwecke 
n, nicht nur dem Staate, sondern auch den poli- 
trts- und Kirchgemeinden bereits eingeräumt ist — 

ihatl vom 17. November 1865. 
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es doch zum Schutze des Privateigentums wünschbar sei, 
eine beschränkende Bestimmung bei den Schulgenossenschaften 
dahin eintreten zu lassen, dass nicht die Schulgenossenschaften 
selbst über die Notwendigkeit der Eigentumsabtretung end- 
gütigen Entscheid fassen können, sondern gegen solche Ent- 
scheide von Schulgenossenschaften noch ein Rekursrecht er- 
öffnet werde, damit nicht etwa wegen bloss vermeintlichen 
Notwendigkeiten oder um blosser Konvenienzrücksichten willen 
solche Prätensionen gegenüber dem Privateigentum sich gel- 
tend machen können. » 

Betreffend die Abtretung von Wasserquellen ist durch 
das Gesetz vom 30. Januar 1873 bestimmt worden, dass über 
die Notwendigkeit dieser Abtretung der Regierungsrat ent- 
scheide, an letzter Stelle jedoch der Grosse Rat, falls binnen 
Monatsfrist vom Tage der Mitteilung des Regierungsbeschlusses 
an Rekurs eingelegt würde. Der regier ungsrätliche Entwurf 
hatte endgiltige Entscheidung durch den Regierungsrat vorge- 
sehen, während der Entwurf der Kommission dem Grossen 
Rat die erste und letzte Entscheidung zusprach, «um alle 
Garantien aufzustellen, dass nur in Fällen wirklicher, unum- 
gänglicher Notwendigkeit von diesem Expropriationsrechte 
Gebrauch gemacht werde, namentlich auch in Fällen, wo der 
Staat mit seinen Anstalten selbst beteiligt ist, und um den 
Expropriaten die Geltendmachung ihrer Einreden zu er- 
leichtern. » ^ 

Dieses Misstrauensvotum gegenüber dem Regierungsrat 
war das letzte in seiner Art. Je furchtloser man gegen das 
Expropriationsrecht überhaupt wurde, um so mehr kam man 
zu der Ansicht, dass die vollziehende Behörde des Kantons 
kompetent sein müsse, über die Anwendung der Expropria- 
lionsbestimmungen im einzelnen Falle zu entscheiden. In diesem 
Sinne spricht das Gesetz über Benützung von Gewässern vom 
1. Januar 1894 und vor allem das Expropriationsgesetz 
von 1898.2 



* Kommissionalbericht vom 28. November 1872. 
« Art 1,4. 
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2. Die Bestimmung des Objelites. 

Zuweilen ist mit der Festsetzung des Expropriationsfalles 
ohne weiteres auch das Objekt gegeben, meistens aber ist es 
noch unbestimmt und es handelt sich nun dai'um^ ein solches 
zu finden, welches dem Expropriationszwecke am ehesten 
entspricht. Nach dem Gesetze von 1835 mussten in jedem 
Falle genaue Pläne und Baubeschreibungen verfertigt werden, 
welche die der Expropriation anheimfallenden Objekte be- 
stimmten. Diese Pläne und Baubeschreibungen mussten vom 
Kleinen Rate genehmigt werden, wobei diesem die gesetzliche 
Pflicht oblag, für möglichste Schonung des Privateigentums 
Sorge zu tragen.* Allerdings scheint die Praxis von dem Er- 
fordernis der Pläne Umgang genommen zu haben, soweit es 
kleinere Expropriationen betraf, doch blieb sich die Pflicht 
des Regierungsrates gleich.* 

Weitere Bestimmungen stellte das Gesetz nicht auf. Erst 
die Verordnung über den Wiederaufl^au abgebrannter Ort- 
schaften vom 31. August 1850 regelte das Verfahren etwas 
genauer, indem sie bestimmte, dass Baureglement und Bau- 
plan «durch den Gemeinderat während 14 Tagen in einem 
von demselben zu bestimmenden Lokale von einem öffent- 
lich bekannt zu machenden Tage an zu jedermanns Einsicht» 
aufjgelegt werden müssen. Während dieser Frist, welche vom 
Regierungsrate verlängert werden kann, können schriftliche 
Einsprachen bei dem Gemeinderate erhoben werden, worauf 
der Regierungsrat Reglement und Plan endgültig festsetzt. 

Eine wichtige Rolle im Verfahren bezüglich der Bestim- 
mung des Objektes spielt nach dem neuen Gesetz von 1898 
das Bezirksamt als vermittelnde Stelle. Kommt kein friedliches 
Uebereinkommen zu stände, so muss der Expropriant dem 
Expropriaten durch das Bezirksamt eine schriftliche Mitteilung 
machen, dass er den (genau bezeichneten) Gegenstand expro- 
priieren werde. Hierauf hat der Expropriat 14 Tage Zeit, eine 
Einsprache beim Bezirksamt zu erheben, welche vom Regie- 



> Art 4. 

' Botschaft vom 4. Mai 1897. 
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rungsrate entschieden wird. Nichtbenutzung der Frist hat Ver- 
last des Einsprachrechtes zur Folge. Der regierangsrätliche 
Vorschlag halte hier und an den andern Stellen die alte Frist 
von 21 Tagen, während die Kommission in Anlehnung an den 
neuen Zivilprozessentwurf und an einige Spezialgesetze die 
kürzere Frist für genügend ei achtete. Die Abweichung obigen 
Veifahrens von dem des Bundesgesetzes begründet der Re- 
gierungsrat in folgender Weise^: 

«Während das Bundesgesetz in jedem Falle die Ausar- 
beitung und öffentliche Auflage von Plänen vorschreibt, dürfte 
für die in der R^el weniger umfangreichen und oft unbe- 
deutenden E}q;>ropriationeß nach kantonalem Rechte von einem 
so komplizierten Apparate abgesehen werden, wie dies bei 
uns auch bisanhin der Fall war. Die genaue schriftliche Be- 
zeichnung des Abtretungsgegenstandes zu Händen des Eigen- 
tümers sollte genügen. Bei grössern Werken wird es der 
Expropriant in seinem eigenen Interresse nicht an Plänen 
fehlen lassen. Auch entspricht es der Billigkeit, dass der Ex- 
propriant verpflichtet werde, sich selbst an die|emgen zu 
wenden, deren Eigentum er in Ansprudi nehmen will, statt 
dass dem Eigentümer zugemutet wird, öfientlich aufgelegten 
Plänen nachzugehen und den Rechtsnachteii eines aUfälligen 
Uebersehens oder Missverständnisses zu tragen.» 

Bei diesem Verfahren ist allerdings mißlich, das der Ex- 
propriant der irrten Meinung ist, nicht zu schädigen und 
somit eine Anzeige an den in Wirklichkeit doch Beschädigten 
unterlässt. lieber diese unangenehme Möglichkeit beruhigt 
jedoch der Kommissionsbericht also: 

«Dabei ist dann allerdings festzuhalten, dass in den FttUen, 
wo der Elxpropriant seinerseits seinen Verpflicbtungen nicht 
nachkommt, also beispielsweise selbst die Voraussetzungen 
für eine Entscbädigungsausrichtung nicht gegeben erachtet 
und deshalb eine Mitteilung an den Bes<diädigten unterlässt 
— was namentlich im Falle von Art. 10^ häufig vorkommen 
dürfte — das Entschädigungsrecht des Expropriaten bezw. 

< Botschaft vom 4. Mai 1897. 

' d. h. wenn die Nebenbetefligten ihre Einsprachen und Forderungen 
vertreten. 
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Geschädigten keineswegs untergeht, in solchen Fällen wird 
vielmehr der sich geschädigt glaubende entweder durch An- 
rufung der Interpretation des Regierungsrates den Expropri- 
anten zur Anhebung des Expropriationsverfahrens anzuhalten 
berechtigt sein oder dann durch selbständige Schadenersatz- 
klage auf dem Wege des ordentlichen Prozessverfahrens seine 
behaupteten Ansprüche geltend machen können.» 

3. Ansetzang und Ausrichtung der Entschädigung. 

Für Festsetzung der Entschädigung kennt das Gesetz von 
1835 nicht weniger als vier verschiedene, aufeinander folgende 
Arten. Den Gedankengang, der zu ihnen führte, drückt die 
Botschaft vom 26. Mai 1834 also aus: 

«Vor allem waren wir auch besorgt, die Bürger des Kan- 
tons vor ausweichlichen Prozessen sicher zu stellen. Es ist 
zwar eine lobenswerte Bestimmung der Verfassung, dass über 
streitige Entschädigung der Richter zu entscheiden habe. Damit 
ist aber nicht gesagt, dass jede Entschädigung streitig werden 
soll; es liegt vielmehr im Interesse des Bürgers, dass ein Ge- 
setz erlassen werde, welches die Fälle richterlicher Austragung 
der Entschädigungsansprüche möglichst selten mache; denn 
wie einfach auch je der Rechtsgang gestaltet werden möchte, 
so bleibt er immerhin mit bedeutendem Aufwand an Zeit und 
Geld verbunden, was sowohl zu Gunsten des Bürgers als des 
Staates vermieden werden soll. Darum haben wir auch in 
diesem Punkte die Erfahrung zu Rate gezogen und auf Mass- 
nahmen Bedacht genommen, dass richterlicher Entscheid nur 
in ganz ungewöhnlichen Fällen angerufen werden muss. Obenan 
stellen wir den Versuch eines Vergleiches, der nicht selten, 
besonders bei unbedeutenden Abtretungen, ohne alle amtliche 
Dazwischenkunft stattQndet. Bei bedeutendem Anlässen mag 
dann hinwieder beiden Parteien wünschbar sein, ihre gegen- 
seitigen Rechte und Verpflichtungen durch das Mittel der amt- 
lichen Schätzung festgestellt zu sehen. Ist das Ergebnis für 
beide Teile beruhigend, so werden sie die Schätzung ohne 
Bedenken annehmen, und dann sind schädliche Prozesse ver- 
mieden ; wäre es aber dem einen oder dem andern Teile nicht 
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befriedigend, so bleibt ihm das verfassungsmässige Recht ge- 
sichert, auf den Spruch des Richters abzustellen.» 

Entsprechend diesen Ausführungen nennt das Gesetz 
zuerst den gütlichen Vergleich, dann die unparteiische (im Ent- 
würfe «amtliche») Schätzung, die Entscheidung durch Ver- 
mittleramt und endlich durch den Richter. — Das Gesetz betr. 
die freie Benutzung des Griens oder Kieses zum Unterhalte 
der Landstrassen kannte bloss die unparteiische Schätzung, 
welche jedoch, vielleicht weil sie verbindlich war, eidlich be- 
kräftigt werden musste. — Im Expropriationsgesetze ist das 
Erfordernis des Eides beseitigt Jede Partei bestellt einen 
«Pfandschätzer aus einer andern benachbarten Gemeinde»; 
diese wählen erst einen Obmann, wenn sie selber nicht eins 
werden, Experten dagegen müssen sie jederzeit auf Verlangen 
eines Teiles beiziehen. Das Ergebnis einer solchen Schätzung 
ist stets unverbindlich. Das Protokoll muss jedoch binnen 
7 Tagen nach dem Schatzungstage durch den Bezirksammann 
den Parteien zugestellt werden, von dieser Zustellung an läuft 
nochmals eine Frist von 21 Tagen, in welcher der Expropriat 
und Expropriant dem Bezirksammann erklären müssen, ob 
sie die Schätzung annehmen oder nicht, binnen abermaliger 
Frist von 14 Tagen muss die Sache vor Vermittleramt an- 
hängig gemacht sein; werden diese Fristen nicht eingehalten, 
so erlangt die Schätzung Rechtskraft. Der Richter kann erst 
angerufen werden, wenn auch der Vermittler die Parteien 
nicht befriedigt. 

Es lässt sich leicht die Möglichkeit denken, dass über 
die Hauptsache beide Parteien einig sind, in einem Neben- 
punkte uneinig. In diesem Falle dürfte mit Recht die bestrit- 
tene Sache allein vor den Richter gebracht werden. Notwendig 
ist aber natürlich, dass bei Abschluss des Hauptvertrages die 
Nebensache ausdrücklich ausgenonmien werde. In diesem 
Sinne entschied das Kantonsgericht, als ein Expropriat, der 
mit dem Exproprianten einen Entwährungsvertrag abgeschlosen 
hatte, nach Jahr und Tagen an letztern eine Nachforderung 
stellte mit der Begründung, es sei im Entwäherungsvertrage 
über das Grundstück eine Steinmauer nicht ausdsücküch er- 
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Wähnt und somit nicht einbegriffen gewesen. Die Entschei- 
dung^ lautet 

«Es liegt in der Natur der Sache, wie im Sinn und Geist 
des Art. 1 und 18 des Expropriationsgesetzes von 4835, dass 
bei Enteignungen der Wert von Grund und Boden mit den 
Accessorien z. B. Bäume, Steinmaterialien etc., unter selbst- 
verständlicher Ausnahme allfälliger Gebäude, nach dem Qua- 
dratmasse zu geschehen, die Abschätzung also nicht nar unter 
Berücksichtigung des Bodens an sich, sondern auch all des- 
jenigen, was damit zusammenhängt, stattzufinden hat. Eine 
solche Abschätzung des Eigentums der Kläger hatte nun im 
Jahre 1835 auf dem Vertragswege staltgefunden, ohne dass 
die Expropriaten damals gegen dieselbe Einsprache erhoben 
oder irgend welche Rechtsverwahrung, als wäre fragliche 
Steinmauer bei der Wertung des prinzipalen Enteigungsob- 
jektes nicht berücksichtigt worden, eingelegt hätten. Eine ent- 
gegengesetzte Anwendung des Expropriationsgesetzes würde 
die schlimmsten Folgen nicht allein für die Exproprianten, 
sondern auch für die Expropriaten nach sich ziehen, die über 
Jahr und Tag nach Vollzug eines Entwährungsvertrages meist 
ausser Stand wären, den Beweis für den Wert von Acces- 
sorien eines enteigneten Grundstückes zu erbringen.» 

Die Ausmittlung der Entschädigung geschieht keineswegs 
an den Expropriaten, sondern an den Gemeinderat derjenigen 
Gemeinde, in welcher das Objekt liegt. Dieser Gemeinderat 
hat den Betrag dem Eigentümer zu geben, unter der Voraus- 
setzung, dass dieser sich mit allfälligen Pfandgläubigern ver- 
ständigt hat. Von Nebenbeteiligten spricht das Gesetz von 
1835 noch gar nicht. 

Die Kosten, welche sich aus der Ausmittlung der Ent- 
schädigung bis zur Zustellung des SchatzungsprotokoUes er- 
geben, fallen wie billig auf den Exproprianten, während über 
spätere Kosten der Richter nach seinem Ermessen entscheidet. 
Eine grundsätzliche Entscheidung in diesem Rahmen traf das 
Kantonsgericht, wonach die Nichterklärung eines, den Aus- 
spruch der Schatzungskommission ablehnenden Exproprianten, 



Entscheidungen des Kantonsgerichtes 1864 p. 10. 



welche Entschäd^ungssumme er dem Expropriaten freiwillitr 
anerkenne, Einfluss auf den Kostenpunkt bei Durchfül 
des Entwährungsprozesses hat. Wir entnehmen dem Ui 
folgendes : 

«Wir reduzierten dann zwar an der Hand des zw 
stanzlich aufgenommenen Gutachtens von SachverstäU' 
über den Wert der Enteignungsobjekte einigermasser 
erstinstanzHch aasgesprochene Entschädigungssumme, 
zierten aber auch die klägerische Prozesskostenrechnui 
Betracht, dass der Beklagte an diesen Kosten nicht dif 
einige Schuld trage, wei! Kläger keine bestimmte Ent 
digungssumme anerkannte und Beklagter sich mit Fug 
Recht so lange an die Wertung der gesetzlichen Schatz 
kommission habe halten können, bis der zuständige Ri 
einen gegenteiligen Spruch erlassen hatte.» 

Eine Ausnahme von der allgemeinen Regel enthäli 
KotTektionsgesetz von -1847 in der BesUmmung, dass K 
auf Entschädigung vor dem Richter geltend gemacht w( 
können ohne vorheriges Schatzungs verfahren.' 

Am 13. Februar 1853 erliess der Kleine Rat eine 
Ordnung betr. das Verfahren bei Bezahlung von Entsc 
gungssummen in Expropriation.ställen, worin für dieses ( 
spezielle Regeln ausgesprochen werden, welche scho: 
Sinne des Gesetzes von 1835 enthalten waren, so, das: 
Ausmittlui^ der Entschädigung im Sinne der Verstand 
des Eigentümers mit den Pfandgläubigern zu erfolgen 
dass für ein nicht verpfändetes Grundstück die Entschäd 
sofort bezahlt werden solle, dass für die Zahlung eint 
hörige Bescheinigung verlangt werde. Aus Art. 1 derVe 
rmng geht hervor, dass auch dinglich Nebenbeteiligte 
Entschädigung direkt vom Gemeinderate erhalten, also v 
vom Eigentumer noch vom Exproprianten. Im weitern 
die genaue Beobachtung des Gesetzes über das Hypoth 
wesen von 1832 empfohlen. Die Kosten der Äuszahluni 
Entschädigungssummen muss der Expropriant tragen. 

' Entscheidungen des Kantonsgerichtes 1866 p. 6. 
' Art. 6. 
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Kommt nach dem Gesetz über Güterstrassen und Aus- 
streckrechte von 1864 keine Verständigung über die Entschä- 
digung zu Stande, so ist sie durch die « gemeinderätlichen 
Schätzer» festzustellen, wobei jedoch die Möglichkeit der Ap- 
pellation an den ordentlichen Richter gewahrt bleibt. Der Ent- 
wurf des Regierungsrates hatte nur die richterliche Entschei- 
dung voi'gesehen, während die Kommission obige Bestimmung 
begründete mit den Worten: 

«Hier müssen wir im Interesse der Vereinfachung, Beför- 
derung und Kostenvermeidung eine Abänderung beantragen 
und wünschen, dass für Feststellung der Entschädigung, über 
welche sich die Beteiligten nicht selbst einigen, eine solche, 
resp. Abschätzung durch zwei Mitglieder des Gemeinderates 
stattfinde, unbeschadet einer endgültigen Entscheidung durch 
den Richter. Wir möchten dies um so mehr empfehlen, da 
wir der Ansicht sind, dass in allen diesen Fragen Anleitung 
gegeben werden soll, alle sich ergebenden Differenzen wo- 
möglich gütlich und ohne grosse Kosten beizulegen und der 
Zivilprozess das letzte Mittel sei, welches allerdings dem 
Bürger vorbehalten bleiben soll.» 

Der Umstand, dass für die Weiterziehung der Schätzung 
an den Richter im Güterstrassengesetz keine Frist gesetzt ist, 
war 4883 die Veranlassung einer kantonsgerichtlichen Ent- 
scheidung, deren Tragweite auch auf andere Gesetze mit dem 
gleichen Mangel geht. Die Entscheidung lautet:^ 

«Die Rekurskommission hat die Nichtigkeitsbeschwerde 
(der Ortsgemeinde Weisstannen gegen das bezirksgerichtliche 
Urteil) abgewiesen. Gesetze über Abtretung von Privateigen- 
tum für öflentliche Zwecke erfordern zur Ausführung der 
betreffenden Unternehmungen ganz unerlässlich bindende Be- 
stimmungen rücksichtlich des Verfahrens bei sich ergebenden 
Widersprüchen zwischen Expropriant und Expropriat und zur 
Vermeidung von länger anhaltenden Hindernissen vor allem 
unerlässlich kurze peremptorische Fristen zur Ergreifung von 
Rechtsmitteln. Solche bindende Fristbestimmungen sind in 
dem zuerst erlassenen Expropriationsgesetze vom 20. Februar 
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i8^, Art. 10—13, niedergelegt. In spätem Spezialgesetzen über 
Abtretung von Eigentum zu öffentlichen Unternehmungen, zu 
Gunsten von Kircligemeinden vom 30. Mai 1861 und 
Schulgemeinden vom 8. Februar 1866, für Korrektion 
Gewässern (Art. ii) vom 21 Januar 1847, für Enlwässe 
von Grundstücken (Art. 4) vom 21. Januar 1858, für Gi 
Strassen und Ausstreckrechte (Art. 16) von 1864, für 
meindestrassen IL Klasse (Art. 13) vom 30. Januar 1868, 
keine besondern Bestimmungen mehr über die Notfristen 
genommen und ist daher diesfalls entweder gar nichts < 
wie im Gesetz über Gemeindestrassen II. Klasse einfacl 
gesagt: «Wenn für den Bau einer Gemeindestrasse II. K! 
Privateigentum in Anspruch genommen werden muss, sc 
dabei das gesetzliche Expropriationsverfahren stattzufmc 
In den übrigen angeführten Spezialgesetzen kann natu 
auch kein anderes, als eben dieses gesetzliche Verfahren 
standen sein, weil kein anderes statuiert ist. In diesem 
setzlichen Verfahren sind aber unerlässlich alle Bestimmu: 
des allgemeinen Gesetzes von 1835 inbegriflen, ausgenom 
diejenigen, welche die Spezialgesetze vermöge ihrer beson 
Natur selbst statuiert haben und folglich gerade und we.' 
lieh die Notfristen für Ergreifung von Rechtsmitteln.» 

Die gerichtliche Festsetzung der Entschädigung ist in ei 
einzigen Gesetze ausgesclilossen, nämlich im Gesetze 
Bodenaustausch bei Gewäs-serkorrektionen, vom 8. Fei: 
1866, gemäss dem Vorschlage der Kommission. «Alle d 
den Bodenaustausch entstehenden Vor- oder Nachteile* we 
zueret an eine von der Ge.samtheit der beteiligten Grün 
sitzer gewählte Kommission von 3 Mitgliedern zur Schät 
übergeben. Gefällt der Entscheid dieser Instanz nicht, so 1 
innert 14 Tagen von der Zustellung der Schätzung an, Re 
ergriffen werden an eine ebenfalls dreigliedrige Oberschatzu 
kommission, welche vom Regiernngsrate bestellt wird. D 
ist der Rechtsweg durchlaufen. 

Das Gesetz über Abtretung von Wasserquellen von 
hebt die Bestimmung des ExpropriaÜonsgesetzes von 
auf, wonach die von den Parteien bestellten Schätzer «Pf 
Schätzer aus einer andern benaclibarten Gemeinde» 
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müssen, indem von nun an die Wahl der Schätzer den Be- 
teiligten völlig frei gelassen sein soll. Ferner ist Vorsorge ge- 
troffen für den Fall, dass diese Schätzer sich über den Ob- 
mann nicht verständigen können ; als wählende Behörde wurde 
bestimmt der Kantonsgerichtspräsident, im Gegensatz zu zwei 
andern Vorschlägen, von denen der eine dem Regierungsrat, 
der andere dem Rezirksgerichtspräsidenten diese Refugnis 
übermitteln wollte. 

Das Gesetz von 1898 brachte teils Aenderungen des bis- 
herigen Rechtes, teils füllte es bisher empfundene Lücken aus. 
Während früher die Eigentümer der zu expropriierenden 
Sachen mit ihren auch die Rechte der Nebenbeteiligten gel- 
tend machen mussten, brauchen nun letztere sich nicht mehr 
vertreten zu lassen, sondern können ihre Einsprachen und 
Forderungen durchaus selbständig erheben, was ihre Sicher- 
heit in den meisten Fällen erhöhen mag. 

Ist die Abtretungspflicht festgestellt, gelingt aber zwischen 
den Reteiligten kein gütliches Uebereinkommen über die Höhe 
der Entschädigung, die Ausdehnung der Abtretung oder die 
vom Exproprianten zu erstellenden Vorkehrungen, so ist eine 
Kommission einzusetzen, welche über sämtliche Ansprüche 
der beim ganzen Unternehmen Beteiligten zu entscheiden hat. 
Das Regehren um Einsetzung dieser Kommission ist an das 
Rezirksamt zu richten, welches das Kantonsgericht davon zu 
benachrichtigen hat als jene Amtsstelle, der die Wahl der 
Kommission zukommt. Infolge falscher Auffassung sah sich 
der Regierungsrat veranlasst, den Rescheid zu erteilen, «dass 
Gesuche um Rezeichnung einer Schatzungskommission in Ex- 
propriationsstreitigkeiten, gemäss Art 14 des einschlägigen 
Gesetzes, vom Rezirksamt nicht durch Vermittlung des Re- 
gierungsrates, sondern direkt an das Kantonsgericht zu richten 
sind.»* Nur in dringlichen Fällen kann der Kantonsgerichts- 
präsident die Wahl selbst vornehmen. Das Kantonsgericht 
bestellt auch drei Ersatzmänner und nötigenfalls noch weitere 
und entscheidet nach den Regeln des Zivilprozesses über den 
Ausstand. Der regierungsrätliche Entwurf sah vor eine geteilte 
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Wahl der Kommissionsmitglieder. Ein Mitglied, der Obn: 
sollte vom Kantonsgericht, ein zweites vom Regieruni 
und ein drittes vom Bezirksamte (des Bezirks, in wel 
das Unleraehmen ganz oder zum grössten Teil fiel) ge\ 
werden, ebenso die Ersatzmänner. Die Kommission vei 
jedoch diese Wahlart, weil der Regierungsrat in Fällen 
Expropriation durch den Staat Partei sei, die Wahl darcl: 
Kantonsgericht allein die beste Sicherheit für Unparteilic 
gewähre. Der bisherigen Wählerei durch die Parteien 
jedermann satt, da solche Schätzer meist Parteianwälte w 
statt Unparteiische. Des weitern wollte der regierungsrät 
Entwurf streitige Äusstandshegehren durch den Regierunj 
entscheiden lassen, während demselben im Gesetze nur 
der Entscheid über andere Anstände bei der Bestellung 
Kommission zufällt 

Ueber das Verfahren bei der Schätzung selber gibt 
Gesetz ebenfalls genaue Weisungen. Alle Beteiligten s 
zur Vornahme der Schätzung sieben Tage vor derselben d 
das Bezirksamt eingeladen werden, das Ausbleiben einer F 
hat jedoch keinen Einfluss auf das Zustandekommen 
Schätzung. Die Kommission kann alles zur richtigen Schät 
Notwendige in den Bereich Ihrer Untersuchung ziehen, s 
auch Sachverständige beiziehen. Ihren motivierten und 
Beteiligten und Objekten detaillierten Entscheid muss si 
nert 14 Tagen vom Tage der Schätzung an dem Bezirk 
zustellen, welches die Parteien von deren Ausfall in Ken 
setzt. Tritt innert 14 Tagen von der Zustellung dieser 
teilung an keine Berufung an das Vermittleramt ein, so 
der Entscheid rechtskräftig, sonst kann der zivilprozessual 
Instanzenzug stattlinden. 
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